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Vorwort

mit wem und was ist dieses Land so 
schnell aus der Not gekommen? Auf-
gestanden aus dem Nichts zur größten 
Wirtschaftsnation der Welt.
Als Land der Dichter und Denker be-
kannt, haben wir neue Technologien 
entwickelt und den Fortschritt welt-
weit vorangetrieben.
Speziell die Autoindustrie hat uns 
den Fortschritt und damit die Voll-
beschäftigung mit all seinen kleinen 
und großen mittelständischen Be-
trieben als Zulieferer und Innovations-
betreiber beschert.
Es konnten Straßen gebaut werden, 
Wohnungen erstellt, Krankenhäuser, 
Schulen und Kindergärten gebaut 
werden.
Nun haben sich die Vorstände in die-
sem Industriezweig nicht mit Ruhm 
bekleckert und wie das leider in der 
menschlichen Welt der Fall ist, „durch 
Betrug zum schnellen Reichtum“ zu 
kommen, hat man die Fahrzeuge mani-
puliert, zum Nachteil von Kunden und 
Umwelt.
Jahrelang wurden von vielen Seiten die 
Augen und Ohren verschlossen.
Auch die deutsche Umwelthilfe, welche 
die Gemeinnützigkeit vor sich herträgt, 
sollte Rechenschaft ablegen, warum sie 

jahrelang keine Stellung dazu abgab. 
Zumindest ist es nicht die Pflicht eines 
Autokäufers, zu schauen, ob alles seine 
Richtigkeit hat. Und nun sind sie die 
Geschädigten.
Jetzt also ist das Kind in den Brunnen 
gefallen und es kam alles, zumindest 
meint man es, ans Tageslicht - das Ge-
schrei ist nun groß.
Das Problem ist nun aber, dass jetzt 
von allen Richtungen versucht wird, 
genau diesen Industriezweig, von dem 
die ganze Nation jahrelang profitiert 
hat und von dem viele Arbeitsplätze 
abhängen, als Buhmann der Nation 
hinzustellen. Nicht das Auto oder die 
daran beschäftigten Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen sind die Schul-
digen – es sind die verbrecherischen 
Machenschaften aus den Vorstands-
etagen, die so etwas angeordnet oder 
durch bewusstes Wegschauen möglich 
gemacht haben. 
Es ist richtig und wichtig, Autofahrer 
so zu behandeln, dass kein persönlicher 
Schaden entsteht, was eigentlich in 
unserem Rechtsstaat selbstverständ-
lich sein sollte. Die Milliardenstrafe, 
welche die Automobilindustrie an den 
Fiskus bezahlt hat,sollte umgehend 
den geschädigten Autofahrern zur Um-

rüstung oder zum Neukauf zur Ver-
fügung gestellt werden, denn nicht 
der Staat hat den Schaden (außer 
dem Image), sondern der oder die 
Autofahrer.
Wichtig und notwendig ist aber jetzt, 
dass von allen Beteiligten so gehandelt 
wird, dass dieser Industriezweig nicht 
dauerhaft beschädigt wird und zigtau-
send Arbeitsplätze in Gefahr gebracht 
werden. Der Umstieg auf Elektroautos 
wird noch einiges an Umbruch ver-
ursachen und noch viele Arbeitsplätze 
kosten. 

Ich kann nur raten, hier mehr Finger-
spitzengefühl an den Tag zu legen.        

Herzliche Grüße 
Ihre Margarete Reiser

Liebe MIT-Mitglieder,
Margarete Reiser

Wir sägen an dem Ast, auf dem wir sitzen!

Von WEM oder von WAS leben wir?
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Befürworten Sie die Abschaffung  
des Solidaritätszuschlags Ende 2019?

Wir wollen den Solidaritätszuschlag bis 
Ende 2021 abschaffen – und zwar für 
alle. Das hat unser Parteitag im Dezem-
ber 2018 beschlossen. Dabei halten wir 
an unserer soliden Finanzpolitik und am 
Ziel eines ausgeglichenen Haushalts 
ohne neue Schulden fest. Eine vorzeitige 
Abschaffung wäre möglicherweise ohne 
neue Schulden auch nicht finanzierbar. 
Weil dies kritisch zu sehen ist, wollen wir 
eine solide finanzierte Soli-Abschaffung 
bis Ende 2021. Darüber wollen wir nun 
mit unserem Koalitionspartner reden und 
ihn von dieser Maßnahme überzeugen.

Bei der Klausurtagung der CSU sprachen 
Sie davon, dass die Geschäftsgrundlage 
des Koalitionsvertrags entfallen sei. Was 
genau meinen Sie mit dieser Aussage?
Im Koalitionsvertrag zwischen CDU/
CSU und SPD wurde eine Prüfklausel 
aufgenommen. Diese sollten wir nutzen. 
Derzeit ändert sich in Deutschland, Euro-
pa und der Welt einiges sehr schnell. Die 
vielen Veränderungen und das gewaltige 
Tempo dahinter sind auch ein Auftrag für 
die CDU zu prüfen, ob die im Koalitions-
vertrag gegebenen Antworten die rich-
tigen Lösungen zu wesentlichen Fragen 
der Zeit darstellen. 

Wie sehen Sie die Änderungen im 
Arbeitszeitgesetz?
Wir stehen für eine Flexibilisierung der 

bisherigen Arbeitszeitgesetze mit Augen-
maß. Dafür wollen wir den Betrieben echte 
Freiräume ermöglichen und trotzdem 
klare Leitplanken setzen. Wir wollen einen 
Rahmen schaffen, in dem Unternehmen, 
Beschäftigte und die Tarifpartner den viel-
fältigen Wünschen und Anforderungen in 
der Arbeitszeitgestaltung gerecht werden 
können.

Mit welchen konkreten Maßnahmen 
möchten Sie den Mittelstand in Zu-

kunft unterstützen?
Die Steuerliche Forschungsförderung, 
insbesondere für forschende kleine und 
mittelgroße Unternehmen, soll kommen. 
Und wir wollen eine Unternehmenssteuer-
reform entwickeln, die vor allem auch 
den Mittelstand entlastet. Die Mindest-
krankenversicherungsbeiträge für kleine 
Selbstständige sollen ebenso wie auch 
Statistikpflichten im Rahmen eines Büro-
kratieabbaugesetzes III reduziert wer-
den. Im Bereich der Fachkräfte wollen 

Annegret Kramp-Karrenbauer, neu gewählte Parteivorsitzende

Schwerpunkt
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wir u. a. den Abbau finanzieller Hürden 
beim Berufseinstieg („Aufstiegs-BAföG“) 
vorzubringen, die Erstattung der bei der 
Meisterprüfung angefallenen Gebühren 
ganz oder teilweise („Meisterbonus“) an-
gehen und die Zuwanderung benötigter 
Fachkräfte besser regeln.

Haben Sie auch Existenzgründer auf 
dem Schirm?
Natürlich. Die Zukunft unseres Landes 
als Wirtschaftsstandort lebt von der 
Innovationskraft der vielen jungen Talen-
te. Für Gründer haben wir deshalb auch 
eine Reihe von Maßnahmen vorgesehen. 
So sollen Renten- und Krankenver-
sicherungsbeiträge besser ausgestaltet 
werden, eine Entlastung von der monat-
lichen Umsatzsteuer-Voranmeldung 
erfolgen und Antrags-, Genehmigungs- 
und Besteuerungsverfahren durch einen 
„One-Stop-Shop“ vereinfacht werden. 
Zudem soll die Unterstützung für Unter-
nehmen in der Wachstumsphase durch 
bessere Bedingungen für Wagniskapital 
attraktiver werden. 

Wie sehen Sie Chancen Deutschlands 
im digitalen Wandel?
Wenn Deutschland weiter eine führen-
de Industrie-, Export- und Wohlstands-
nation bleiben will, müssen wir auf die-
sem Gebiet führend werden. Die Politik 
kann dies nicht verordnen, sondern die 
richtigen Voraussetzungen schaffen. 
Daher wollen wir Gigabit-Anschlüsse für 
alle Gewerbegebiete, ein Innovations-
programm „Digitalisierung des Mittel-
stands“, den Ausbau der Industrie 
4.0-Aktivitäten und die schnelle Voll-
endung des digitalen EU-Binnenmarkts 
voranbringen. Wir setzen auf die Unter-
stützung von Schlüsseltechnologien, 
insbesondere Luft- und Raumfahrt, 
Maritime Wirtschaft, Mikroelektronik, 
Batteriezellfertigung, Leichtbau und 
neue Werkstoffe.

Wie stehen Sie zur Energiepolitik, die 
für KMU ja auch von erheblicher Trag-
weite ist?
Wir wollen die Energiewende unter der 
Maßgabe „sauber, sicher und bezahl-

bar“ fortführen. Hierfür halten wir an 
einem zielstrebigen, effizienten, netz-
synchronen und zunehmend markt-
orientierten Ausbau der Erneuerbaren 
Energien fest. Da der zügige Netzausbau 
von zentraler Bedeutung für das Ge-
lingen der Energiewende ist, setzen 
wir bei seiner Planung und Umsetzung 
auf deutliche Beschleunigung. Ein wei-
terer Schwerpunkt ist die Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“, die die Grundlagen zur 
schrittweisen Reduzierung und Be-
endigung der Kohleverstromung legen 
soll. Dabei muss Klimaschutz mit der 
wirtschaftlichen Erneuerung der be-
troffenen Regionen Hand in Hand gehen. 
Im Verkehrsbereich wollen wir die Mittel 
für Infrastruktur mindestens verstetigen. 
International wollen wir freien und fairen 
Handel sichern und gegen Protektionis-
mus vorgehen. 

Pressestelle der CDU Deutschlands,  

pressestelle@cdu.de,  

 www.cdu.de  

Schwerpunkt
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Bastian Atzger 

Als Friedrich Merz seine Kandidatur für den Parteivorsitz ankündigte, spürte man sofort, 
wie an der gesamten Parteibasis ein Gefühl aufkam von neuer Motivation auf politische 
Arbeit und von Freiheit des politischen Diskurses. Die Wahl von AKK zeigte dann jedoch, 
dass viele Delegierte offenbar weder an einer aktiven Basis noch an einem leistungs-
orientierten Wirtschaftsprofil der Partei interessiert waren. Die Personalie von Paul Zimi-
ak unterstreicht diese Entwicklung, stellt er doch, wie AKK selbst auch, ein Paradebeispiel 
für den „Kreißsaal-Hörsaal-Plenarsaal“-Werdegang dar. Und während nun die CDU von 
ökonomisch Unbedarften gelenkt wird, stellt man den Wirtschaftsflügel wieder mit der 
alten Parole „seid still, wir müssen zusammenhalten“ ruhig.
Als Demokrat akzeptiere ich natürlich den Ausgang dieser Wahl, als denkender 
Mensch jedoch bin ich fassungslos und entsetzt zugleich über diesen entlarvenden 
intellektuellen und ökonomischen Offenbarungseid vieler Delegierter in Hamburg. 
Dank ihnen läuft gerade in Anlehnung an den Übergang von Merkel zu AKK wieder ein 
alter Werbespot durch die Sozialen Medien: „Aus Raider wird Twix – es ändert sich nur 
der Name, sonst ändert sich nix“.

Thomas Bareiß MdB

Auf dem Bundesparteitag der CDU Deutschlands haben wir als Union gezeigt, dass wir 
ein starkes Team mit Mut zur Debatte sind. Ich bin davon überzeugt, dass Annegret 
Kramp-Karrenbauer eine gute Bundesvorsitzende werden wird, die das nötige Rüst-
zeug und gute Ideen für die Zukunft unserer Partei mitbringt. Neben dem personel-
len Aufbruch bietet der Grundsatzprogrammprozess eine große Chance, um das CDU 
Profil zu schärfen. Hier wird Paul Ziemiak als neuer Generalssekretär ebenfalls eine 
entscheidende Rolle spielen. Jetzt ist es wichtig, die Aufbruchsstimmung in die Arbeit 
einzubringen. 
Der Parteitag hat auch deutlich gemacht, dass es einen großen Wunsch nach einem 
klaren wirtschaftspolitischen Profil gibt. Gute und verlässliche Rahmenbedingungen 
für den Mittelstand sind wichtig für politische Stabilität. Gerade für uns in Ba-
den-Württemberg mit unseren starken Familienunternehmen und mittelständischen 
Betrieben ist ein investitionsfreundliches und technologieoffenes Wirtschaftsklima 
entscheidend. Wir wollen die Partei der Sozialen Marktwirtschaft und das Sprachrohr 
des Mittelstands bleiben. Das ist für uns alle eine Verpflichtung und muss eine wich-
tige Aufgabe werden, der wir uns gemeinsam stellen wollen. Dafür möchte ich mich 
auch in meinem neuen Amt als Mitglied im Bundesvorstand der CDU einsetzen.

Norbert Barthle MdB

Auch wenn ich beide Mal für Friedrich Merz gestimmt habe, steht die Entscheidung 
jetzt und ist von der ganzen Partei zu akzeptieren. AKK ist eine kluge und hoch-
kompetente Vorsitzende. Sie weiß genau, dass sie auch die Merz-Anhänger mitnehmen 
muss. Schon deshalb bin ich überzeugt, daß AKK die Interessen der Wirtschaft in der 
politischen Ausrichtung der Partei berücksichtigen wird. Ihr Auftritt bei der CSU-Klau-

Stimmungen und Meinungen zum Bundes-
parteitag

Schwerpunkt

B arthle , N or b ert M dB

Atzg er, B astian
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sur sendete ein klares Signal für Geschlossenheit.
Paul Ziemiak hat bei der Wahl zum Generalsekretär ein ehrliches Ergebnis erhalten, 
wie er selbst einräumt. Er hat die Chance verdient, zu zeigen, daß er unsere Partei 
organisatorisch entstauben und kampagnenfähig machen kann.
Das Erwirtschaften muss wieder Vorrang vor dem Verteilen haben! Dieses Signal geht 
von dem sehr guten Ergebnis für den überzeugten Marktwirtschaftler Merz aus; dieses 
Signal wird auch AKK nicht übersehen. Hier erwarte ich klare Kante insbesondere unse-
rem Koalitionspartner gegenüber, der sein Heil in immer üppigerem Verteilen sieht.  
Ich erwarte aber auch, daß die MIT nicht nur kraftvoll ihre Stimme erhebt, sondern als 
richtig Erkanntes auch durchsetzt.

Nils C. Beckmann 

Aufbruch zu einer neuen Diskussionskultur
Dass die CDU Deutschlands nicht den einfachen Weg sucht, sondern an der Kont-
roverse der unterschiedlichen internen Flügel erstarken wird, machte der Bundes-
parteitag sehr deutlich. Sicher wäre die Arbeit von Annegret Kramp-Karrenbauer 
viel einfacher geworden, wenn sie einen Generalsekretär bekommen hätte, der 
voll auf ihrer Linie ist und so denkt und lenkt, wie sie selber. Für ein starkes Team 
braucht man aber Diskussionspartner, die verschiedene Sichtweisen repräsentie-
ren, auch wenn das anstrengender ist. Deshalb war es richtig, dass AKK selbst Paul 
Ziemiak vorgeschlagen hat und er zum Generalsekretär gewählt worden ist. Denn 
als Volkspartei muss die CDU eine breite Bevölkerungsschicht vertreten. Mit die-
sem Signal an der Parteispitze wird der begonnene Weg der neuen Diskussions-
kultur vorgelebt. Es ist zu wünschen, dass sich dieses Beispiel durch alle Gliederun-
gen und Vereinigungen der CDU zieht. 
Schon in den Wochen vor dem Parteitag war der Aufbruch deutlich belebend zu spü-
ren. Nein, niemand erwartet von einer Volkspartei, dass man in allen Punkten einer 
Meinung ist. Es darf und soll in der Sache gestritten und diskutiert werden. Das macht 
unsere Demokratie aus. Dazu gehört auch die Fähigkeit, Mehrheiten zu finden, Kom-
promisse zu schließen und sich dann auf ein gemeinsames Vorgehen zu einigen. Genau 
vor dieser Herausforderung steht der neue Bundesvorstand nun. Beleben der Dis-
kussion und Nutzen des breiten in der Partei vorhandenen Bildungsspektrums und 
dieses zusammenführen. Der Titel des Parteitages „Zusammenführen und zusammen 
führen“ war deshalb sehr treffend.

Steffen Bilger MdB 

Unsere frisch gewählte Parteivorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer ist in ihrem 
neuen Amt gut gestartet. Viele MIT-Mitglieder hatten sich ein anderes Ergebnis der 
Vorsitzenden-Neuwahl gewünscht. Trotzdem können wir aus Sicht der MIT meines 

Schwerpunkt
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Erachtens durchaus ein positives Fazit des Bundesparteitages ziehen. So ist die MIT 
stark im Präsidium und Vorstand der Bundes-CDU vertreten, bei vielen inhaltlichen 
Anliegen stimmte der Parteitag mit großer Mehrheit für MIT-Anträge und nicht zu-
letzt: die neue Parteivorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer weiß, was sie an unse-
ren Vereinigungen und nicht zuletzt an der MIT hat. Dasselbe gilt für unseren neuen 
Generalsekretär Paul Ziemiak, der aus – meiner Meinung nach – unglücklichen Um-
ständen einen schlechten Start erwischt hat. Ich kenne ihn aus der Jungen Union und 
der Zusammenarbeit im Bundestag. Wir sind mit ihm in diesem Amt gut aufgestellt, er 
steht für klare Kante und wird unsere Positionen gut vertreten.

Dr. Anemone Bippes

Klares Zukunftssignal
Die Wahl des neuen Bundesvorsitzenden der CDU war ein Hochfest der Parteien-
demokratie. Die CDU hat gezeigt, dass sie sehr lebendig ist. Drei starke Kandidaten 
haben sich zur Wahl gestellt. Und unsere Delegierten haben sich entschieden. Ich 
freue mich darüber, dass Annegret Kramp-Karrenbauer neue Bundesvorsitzende der 
CDU ist. Annegret Kramp-Karrenbauer ist sachorientiert, argumentationsstark und 
führt zusammen. Ich gehe fest davon aus, dass Annegret Kramp-Karrenbauer den 
Wirtschaftsflügel der CDU gut einbinden wird. 
Angela Merkel wird Kanzlerin bleiben und gut mit der neuen Parteichefin zusammen-
arbeiten. Es wird nun eine zentrale Aufgabe sein, „CDU pur“ herauszuarbeiten. Dazu 
gehört auch, das marktwirtschaftliche Profil der CDU zu schärfen. Keine Frage – die 
Wahl der neuen Bundesvorsitzenden ist für die CDU eine Zäsur. Es bricht eine neue 
Zeit auf, bei der sich Tradition und Erneuerung nicht ausschließen dürfen. 
Die Wahl von Paul Ziemiak zum neuen Generalsekretär der CDU ist ein klares Zu-
kunftssignal. Es ist gut, dass auf Vertreter der jüngeren Generation Verantwortung 
verlagert wird. Ich bin mir sicher - wenn es uns gelingt, vermehrt junge Menschen und 
Frauen für die CDU zu gewinnen, wird die CDU wieder zur alten Stärke finden. 

Thomas Blenke MdL 

Das Interesse an dieser Personalentscheidung war enorm groß. Wir hatten ein echtes 
Luxusproblem. Alle drei Kandidaten waren geeignet, den Parteivorsitz zu übernehmen. 
Ich persönlich habe Friedrich Merz gewählt. Gerade für die Wirtschaft wäre das eine 
gute Entscheidung gewesen. Es war eine demokratische Wahl und dazu gehört, dass 
man einen Mehrheitsentscheid akzeptiert. Das tue ich! Und ich wünsche mir, dass auch 
die Partei geschlossen hinter Annegret Kramp-Karrenbauer steht. Ebenso wünsche ich 
mir, dass Friedrich Merz auch in Zukunft in die Arbeit der Partei eingebunden wird.
Für die Funktion des Generalsekretärs hat die Parteivorsitzende das Vorschlags-
recht, von welchem sie Gebrauch gemacht hat. Ich kenne Paul Ziemiak persönlich 
nicht, deshalb möchte ich mir zuerst selbst ein Bild von ihm machen, bevor ich mir 
ein Urteil erlaube.
Dem Mittelstand haben wir sehr viel zu verdanken, deshalb halte ich es für wichtig, 
dass wir auch ein besonderes Augenmerk darauf halten. Ich bin mir sicher, dass Frau 
Kramp-Karrenbauer die Belange der Wirtschaft und des Mittelstandes im Blick hat.

Thomas Dörflinger MdL 

Wahl von Annegret Kramp-Karrenbauer zur Parteivorsitzenden:
„Mein Favorit auf den Parteivorsitz war Friedrich Merz, weil wir durch seine Wahl als 
CDU wieder mehr an Profil gewonnen hätten. Doch ich traue Annegret Kramp-Karren-
bauer zu, dass Sie aus den Wahlen die richtigen Schlüsse zieht und diejenigen ein-
bindet, die sie nicht gewählt haben – personell, aber vor allem inhaltlich. Dazu gehört 
für mich, dass die CDU wieder viel deutlicher als Partei der wirtschaftlichen Vernunft 
wahrgenommen wird. Die großen Aufgaben lösen wir nicht gegen, sondern gemeinsam 
mit der Wirtschaft und den Sozialpartnern.“

Schwerpunkt
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Wahl von Paul Ziemiak zum Generalsekretär:
„Viel Kritik hat die Wahl von Paul Ziemiak ausgelöst. Was an den vielen Gerüchten dran 
ist, kann ich nicht beurteilen. Ich jedenfalls messe Paul Ziemiak an seiner bisherigen 
Arbeit und vor allem an seiner zukünftigen Leistungsbilanz. Mir hat imponiert, dass 
Paul Ziemiak immer deutlich Stellung bezogen hat – ungeachtet dessen, ob er damit 
im Widerspruch zu unserer Bundeskanzlerin stand.“
Auswirkungen auf den Mittelstand:
„Ich gehe fest davon aus, dass die neue Vorsitzende den Forderungen des Mittel-
standes ein offenes Ohr schenkt. Dazu müssen die Positionen der MIT, die auf dem 
CDU-Bundesparteitag beschlossen wurden, zeitnah in die Regierungspolitik ein-
gebracht werden. Mittelständische Unternehmer, Handwerker oder Freiberufliche: Sie 
alle müssen spüren, dass die CDU ihre politische Heimat ist.“

Alexander Fleck 

Chance vertan
Die Wahl von Annegret Kramp-Karrenbauer zur Parteivorsitzenden war für mich er-
nüchternd. Die CDU hat eine große Chance für eine kompetente Ausrichtung in der 
Wirtschaftspolitik und zur Rückkehr zum konservativen Profil vertan. AKK wird wohl 
die Politik von Angela Merkel weiterführen, schließlich hat sie diese als General-
sekretärin der Partei auch mitverantwortet. Für den Mittelstand befürchte ich Still-
stand. Die neue Parteichefin wird unsere Sorgen und Nöte nur schwer nachvollziehen 
können. Schließlich ist sie nach dem Studium direkt in die politische Karriere gestartet, 
ohne jemals selbst einen Betrieb geführt und unternehmerisches Risiko getragen zu 
haben. Paul Ziemiak, der zwar zwei Studien begonnen, aber keines von beiden erfolg-
reich abgeschlossen und damit keinen Berufsabschluss hat, dürfte mangels Praxis 
außerhalb der Politik auch wenig eigene Erfahrung in das wichtige Amt des General-
sekretärs mitbringen. Außerdem hat seine personalpolitische „Wendehalspolitik“ das 
Vertrauen in seine Person stark geschädigt.

Fabian Gramling MdL 

„Ab morgen kämpfen wir zusammen.“ Das habe ich direkt nach Verkündung des Er-
gebnisses zur Wahl der neuen Bundesvorsitzenden gesagt. Wir hatten drei gute Kandi-
daten und ich hatte eine klare Präferenz. Aber für mich gilt nach wie vor: Wir kämpfen 
gemeinsam! Nach dem „Fotofinish“ auf dem Bundesparteitag darf und kann es nur 
Gewinner geben.
 Annegret Kramp-Karrenbauer hat am Bundesparteitag eine sehr engagierte Rede ge-
halten und damit auch sicherlich einige schwankende Delegierte überzeugt. Sie und 
der gesamte neue Bundesvorstand haben nun die Aufgabe, das Profil der CDU nach 
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außen hin zu schärfen. Ich traue das AKK zu, glaube aber, dass wir auf Friedrich Merz‘ 
Expertise, gerade in wirtschafts- und steuerpolitischen Fragen, nicht verzichten dür-
fen. Er hat auf den Regionalkonferenzen bereits richtig aufgezeigt, dass wir uns um die-
jenigen kümmern müssen, die etwas für das Gemeinwohl tun, die arbeiten gehen oder 
gearbeitet haben, und nicht um diejenigen, die am lautesten schreien – eine Agenda 
für die Fleißigen. 
Paul Ziemiaks Wahl zum Generalsekretär der CDU Deutschlands zeigt, dass AKK ge-
willt ist, alle politischen Flügel für den Erfolg der CDU einzubinden. Paul Ziemiak kann 
integrativ wirken und ich traue ihm den Job zu. Er hat als Bundesvorsitzender der Jun-
gen Union bewiesen, dass er politische Debatten prägen kann.

Olav Gutting MdB 

1. Die Entscheidung des Bundesparteitages war knapp, aber eindeutig. Jetzt ist wich-
tig, die Reihen zu schließen und gemeinsam die Zukunft zu gestalten. Der knappe Aus-
gang der Wahl zeigt, dass der wirtschaftsliberale Flügel unserer Partei nach wie vor 
stark ist. Es ist Aufgabe von Annegret Kramp-Karrenbauer, den wirtschaftspolitischen 
CDU-Flügel stärker einzubinden. Wir brauchen wirtschaftspolitische Impulse und ein 
klares politisches Angebot für die Familienunternehmen und den Mittelstand.
2. Paul Zimiak steht für die neue Unions-Generation. Er ist ein bekennender Verfechter 
unserer sozialen Marktwirtschaft und weiß, dass der Kuchen erst gebacken werden 
muss, bevor man ihn verteilen kann. Ich erwarte von ihm, dass er als Generalsekretär 
stärker als bisher auch die Interessen unseres Mittelstandes artikuliert. 
3. Wir haben uns in den letzten Jahren zu sehr auf wirtschaftlichen Erfolgen ausgeruht. 
Die neue Parteiführung muss die Digitalisierung und weitere Globalisierung unse-
rer Wirtschaft stärker in den Fokus nehmen. Andere Länder haben bei den Rahmen-
bedingungen für neue Investitionen aufgeholt. Wir brauchen ein wettbewerbsfähiges 
Steuerrecht, spürbare Entbürokratisierung und weitere Investitionen in Forschung 
und Bildung.

Thomas Haas 

Die CDU nach dem Bundesparteitag
Um es vorweg zu nehmen: Die CDU nach dem Bundesparteitag ist dieselbe, wie davor. 
Wir haben keinerlei belastbare Fakten, dass die getroffenen Entscheide zu besseren 
Wahlergebnissen führen werden. 
Die meisten Verantwortlichen sonnen sich jetzt im Prozess eines „Schauspieles“, das 
sich Kandidatensuche nannte. Alles prima gelaufen, keine Streitereien, keine Gräben 
aufgerissen, die es verhindern, auf persönlicher Ebene zusammenzuarbeiten. Eher 
peinlich ist die aktuelle Diskussion um die zukünftige Rolle von Friedrich Merz, die 
nicht er, sondern Dritte führen.
Also alles in bester Ordnung. Wir werden weiter zuhören, was in den gewählten Gre-
mien von oben nach unten gesagt  wurde und gesagt werden darf.
Die Käseglocke ist weiter über die Partei gestülpt. Das machen die Personalentscheide 
noch einmal besonders deutlich. Frau Kramp-Karrenbauer hat auf keinen Fall die Partei 
hinter sich, daran sollte sie immer denken. Im besten Fall ist es die Hälfte. Der neue 
Generalsekretär muss rasch nachweisen, dass er mehr ist als ein Assistent. 

Manuel Hagel MdL  

Liebe Freundinnen und Freunde der MIT Baden-Württemberg,
der Bundesparteitag hat gezeigt, zu welcher Dynamik und Begeisterung unsere CDU 
fähig ist. Jetzt müssen wir dieser Stimmung weiter Raum geben und mit aller Kraft 
fördern. Die Grundsatzprogrammdiskussion und die Einbindung aller Flügel unserer 
Partei sind die ersten großen Aufgaben, denen sich unsere neue Bundesvorsitzende 
Annegret Kramp-Karrenbauer und unser neuer Generalsekretär Paul Ziemiak stellen 
wollen. Das ist gut und richtig so. Durch die Einbindung von Friedrich Merz bei den 
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Bereichen Soziale Marktwirtschaft und transatlantische Beziehungen lässt unsere 
Bundesvorsitzende nun bereits den Worten erste Taten folgen. Das begrüße ich sehr - 
das wird unser Profil schärfen.
Die jüngsten Debatten haben deutlich gemacht, dass wirtschafts-, steuer- und 
finanzpolitische Themen in der CDU Deutschlands wieder mehr im Vordergrund 
stehen müssen. Dieses Flügelschlagen ist wieder erwünscht in unserer CDU und 
es sorgt für Aufwind. Unser Landesverband wird mit Blick auf die Leistungsträger 
in unserer Gesellschaft, unsere Handwerksmeister, die familiengeführten Mittel-
ständler, beginnend mit unserer Klausur in Kloster Schöntal, selbst Akzente setzen 
und das Jahr 2019 zum Themenjahr der Sozialen Marktwirtschaft machen. Auf Ihre 
Mitarbeit mit Ihrer Expertise, mit Ihren Erfahrungen und auch mit Ihrer guten Laune 
freue ich mich.

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL

Die Soziale Marktwirtschaft gehört seit jeher zum Markenkern der CDU.
Ihre Grundprinzipien aber, wie Freiheit und Eigenverantwortung, Markt und Wett-
bewerb, Maß und Mitte, Leistungsgerechtigkeit und sozialer Ausgleich, müssen nach 
meiner Auffassung in Zukunft wieder viel stärker in die praktische Politik einfließen.
Als neues Tandem an der Spitze der CDU müssen Annegret Kramp-Karrenbauer und 
Paul Ziemiak neue Akzente setzen. Die CDU muss Antworten liefern: Wie gehen wir 
aus dem technologischen Wandel als Gewinner hervor? Wie meistern wir die Heraus-
forderungen innerhalb, wie außerhalb Europas? Es gilt, gemeinsam an einem klaren 
Profil und überzeugenden Zukunftskonzepten zu arbeiten, um weiterhin Volkspartei 
zu bleiben.
Wir können unseren Wohlstand nur durch Fleiß und Kreativität, durch Investitionen 
und Innovationen und durch eine kluge Wirtschaftspolitik sichern. Dazu zählen eine 
Reform der Unternehmensbesteuerung, enorme Investitionen in Digitalisierung und 
künstliche Intelligenz sowie eine gute Infrastruktur - auch im ländlichen Raum. Als ba-
den-württembergische Wirtschaftsministerin habe ich die Interessen unseres starken 
Mittelstands als Rückgrat unserer Wirtschaft stets im Blick.

Thomas Rapp 

Frau Kramp – Karrenbauer bleibt eine Sozialpolitikerin und wird keinen aus dem Be-
sitzstand von Funktionen drängen. Deshalb ist sie von den Berufspolitikern in der 
Delegiertenversammlung gewählt worden. Wahlen wird sie nicht gewinnen, doch 
Merkelanhänger haben gewonnen und die Mitgliedermehrheit verloren.
Ziemiak ist der Vertreter der Jungpolitiker: Parteikarriere ohne Berufserfahrung,  

Qualität und Perfektion  
von Profis für Profis.

Verlangen Sie HECO®-Schrauben –  
Sicher ist sicher

HECO®-Schrauben –  
Innovation. Vertrauen. Zukunft.

HECO-Schrauben GmbH & Co.KG, Dr.-Kurt-Steim-Straße 28, D-78713 Schramberg 
Tel.: +49 (0)74 22 / 9 89-0, Fax: +49 (0) 74 22 / 9 89-200 
E-Mail: info@heco-schrauben.de, Internet: www.heco-schrauben.de

H
offmeister- Kra ut , D r. Nicole M

dL

Ra p p, T h o m as



12

Schwerpunkt

direkt ohne Abschluss eines Studiums ins Parlament. Damit kann sich der Mittelstand 
hoffentlich nicht identifizieren! Wir müssen eine neue Motivation finden, Änderungen 
finden nur in Krisen statt. Offensichtlich ist die Krise der CDU nicht groß genug.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL 

Es war eine demokratische Wahl, der Ausgang war sehr knapp. Jetzt müssen wir nach 
vorne schauen und alle mitnehmen. Die Geschlossenheit ist die Stärke der Volks-
parteien und wir müssen sie jetzt mit breit aufgespannten Flügeln betonen. Dazu 
gehört auch, dass wir unsere Stärke auch wieder mit einer breiten Debattenkultur 
unterstreichen. Gerade mit Blick auf die vier Landtagswahlen und die Kommunal- und 
Europawahl in diesem Jahr. Das Signal aus Hamburg muss ein Aufwind sein und darf 
kein Sinkflug werden.
Insbesondere der wirtschaftsliberale Bereich, der in jüngster Zeit zu kurz gekommen 
ist, muss wieder gestärkt werden. Der Mittelstand war und ist der Joker im Standort-
poker. Wir müssen den Standort Baden-Württemberg, Deutschland insgesamt wett-
bewerbsfähig erhalten und weiter stärken. Denn die  jüngste ZEW-Studie über die 
Sorgen der Familienbetriebe muss uns besorgt machen. Hier müssen wir ein Haupt-
augenmerk drauf legen. Wir müssen bei den Standortfaktoren vor allem auch hinsicht-
lich Steuern und Infrastruktur mehr tun. 
Dem neuen Generalsekretär Paul Ziemiak muss man die Chance zur Bewährung 
geben, ebenso wie der neuen Vorsitzenden. In einem Jahr werden wir Bilanz ziehen. 
Es ist gut, dass wir uns seit November in den Umfragen wieder im Aufwind befinden. 
Profil zeigen ist für uns wichtig, denn die Demokratie braucht starke Volksparteien.

Margarete Reiser 

Sehr geehrte MITstreiterinnen/MITstreiter,
wie Sie wissen, war der Wunschkandidat der MIT in Kreis-Bezirk-Land und Bund „Fried-
rich Merz“.
Ich war überzeugt, dass mit ihm der wertkonservative Gedanke wieder aufleben wird. 
Ein Mann, der aus der Wirtschaft kommt, aber auch die Strukturen vom Parlament 
kennt. 
Mit ihm und durch ihn dachte ich, haben wir wieder die Möglichkeit, einen Blick von 
außen ins Parlament zu bekommen. 
Die knappe Niederlage nährt die Hoffnung, ihn doch noch in verantwortungsvoller 
Position in der Regierung oder innerhalb der CDU zu sehen, obwohl unsere Bundes-
kanzlerin es nicht möchte, da angeblich kein Platz für ihn und seinen Sachverstand 
vorhanden ist.  
Die Logik des Ergebnisses und der Anstand gebieten es, dass ein Kandidat, welcher 
nur knapp den 1. Platz verpasst hat, in die Parteiarbeit einzubinden ist, denn es zeigte 
ganz klar, dass ein großer Teil der Wählerinnen/Wähler ihn in der Politik eingebunden 
sehen möchte und dazu sollten die persönlichen Empfindlichkeiten einzelner hinten 
anstehen, denn das Wohl und Wehe der Bevölkerung geht vor.
Meiner Meinung nach ist es ein Unding, wenn drei Kandidaten zur Wahl stehen, dass 
nur die Delegierten die Möglichkeit zur Wahl bekommen und nicht eine offene Wahl 
unter den Mitgliedern veranstaltet worden ist.

August Schuler MdL 

Wir alle wollen auch in Zukunft eine starke Union in unserem Land, die nahe bei den 
Menschen ist, die sich an unseren Bürgern und BürgerInnen orientiert. Die Demokratie 
und Grundwerte lebt. Die den Menschen Hoffnung und Sicherheit vermittelt. Die für 
partnerschaftliches Miteinander und Solidarität steht. Die Politik gestaltet und in die 
Realität umsetzt. Die neue Parteivorsitzende wird in einer „Zeit des Umbruchs und 
der Unsicherheit“ das Vertrauen der Menschen suchen und stärken. Dazu braucht sie 
größtmögliche Unterstützung aller Unionsmitglieder, aller CDU-Vereinigungen. Auch 
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der MIT. Gefordert sind Stärke, Tatkraft und politische Leidenschaft der Vorsitzenden. 
Und die Loyalität, die Mitwirkung von uns allen. 
Unsere Union ist erfolgreich, wenn sie ihre vielfältigen politischen Kräfte bündelt, 
Geschlossenheit in der Öffentlichkeit demonstriert und kampagnenfähig bleibt.  Alle 
Mitglieder, ehrenamtlichen Vorstände, Mandatsträger und Abgeordnete tragen 
dafür die Verantwortung. Volksparteien sind Grundpfeiler unseres demokratischen 
Gemeinwesens. Dieser zentralen Aufgabenstellung müssen wir uns wieder bewusst 
werden. Die Zeit der Personaldebatten und Querelen muss ein Ende haben. Unser 
neuer Generalsekretär hat wie seine VorgängerInnen jede Chance verdient. Die Be-
währungsproben sind die Europawahl, die Kommunalwahlen und die Landtagswahlen, 
die 2019 vor uns liegen. 

Armin Schuster MdB

Ich glaube, dass wir in Hamburg die richtigen Weichen gestellt haben. Annegret 
Kramp-Karrenbauer hat das, worauf es ankommt: Sie ist politisch ausbalanciert und 
kann Wahlen gewinnen. Wer sie als „Klon“ von Frau Dr. Merkel charakterisiert, kennt 
beide Frauen nicht wirklich gut. AKK steht nicht für einen Neuanfang, aber für deutlich 
frischeren Wind.
In der Innenpolitik dürfen wir von ihr einen klar konservativen, ordnungspolitischen 
Kurs erwarten. Denn vor allem in der Frage der inneren Sicherheit ist der Staat heute 
mehr denn je gefordert, weil eine pluralistische Gesellschaft nach innen Regeln, 
Grenzen und Ordnung braucht, um Freiheit zu ermöglichen. Die Bürger haben die be-
rechtigte Erwartung, dass das Sicherheitsversprechen des Staates in der Alltagsreali-
tät umgesetzt wird: sowohl in Großstädten als auch in ländlich strukturieren Gebieten.
Innenpolitik und Wirtschaftspolitik sind die beiden Megathemen, bei denen die Union 
liefern muss. In der jetzt endlich einsetzenden Sacharbeit müssen wir unseren Marken-
kern als Union aus CDU und CSU wieder deutlich stärker pflegen: Die Union als Partei 
der Rechtsstaatlichkeit und als Partei, die Wirtschaftskraft mit sozialem Ausgleich und 
ökologischer Nachhaltigkeit verbindet.
Seit vielen Jahren schon bleiben wir als Union eine immer wieder versprochene große 
Steuerreform schuldig. Die Abschaffung des Solidaritätszuschlags ist hier lediglich 
ein Aspekt, bestenfalls ein Mosaiksteinchen. Dies gilt analog für die seit Jahren ver-
sprochene gravierende Reduzierung der kalten Progression, eine grundlegende Unter-
nehmenssteuerreform und die notwendige Entbürokratisierung. Es geht also nicht um 
das bloße Verteilen von Steuereinnahmen oder um Steuersenkungen auf Pump, son-
dern um eine grundlegende Bestandsaufnahme unseres Steuersystems: Wie müssen 
wir unser Steuersystem grundlegend umbauen, um sowohl wirtschaftspolitisch erfolg-
reich als auch ökologisch nachhaltig und damit auch sozialpolitisch stark zu sein?
Ein modernes Steuersystem schlägt eine Brücke zwischen ökonomischer Effizienz, Fair-
ness und Steuergerechtigkeit. Wir brauchen eine Steuerreform, die Wachstumskräfte 
fördert, Leistung belohnt und gleichzeitig den sozialen Ausgleich schafft. Neben an-
deren Großprojekten in der Bildungspolitik und Infrastrukturpolitik betrachte ich eine 
Unternehmenssteuerreform als zentrales Projekt in der restlichen Legislaturperiode. 
Gerade auf diesem Feld müsste Friedrich Merz innerparteilich wertvolle Impulse lie-
fern können und wollen.

Marcel Stürz  

Als überzeugter Unterstützer von Friedrich Merz überwog ganz klar die Enttäuschung 
darüber, dass die CDU die Möglichkeit verpasste, den wirtschaftsorientierten Flügel 
wieder zu stärken. Es kann der Politik nur gut tun, wenn ein reger Austausch zwischen 
Politik und Wirtschaft stattfindet. 
Die Mehrheit für Annegret Kramp-Karrenbauer ist nun zu respektieren. Sicherlich wird 
auch sie an ihren Herausforderungen wachsen. Zuversichtlich stimmt, dass sie ver-
standen haben muss, dass es nicht wie bisher weitergehen kann und darf. Bspw. ist sie 
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mit Blick auf die Familienpolitik wesentlich konservativer als Merkel.
Für ein gutes Gelingen und damit die CDU zu alter Stärke zurückkehrt braucht es nun 
wieder eine klare Linie mit konkreten und zukunftsweisenden Vorschlägen, die sich 
wieder am Markenkern der Union orientieren. Hierzu ist sie auf die Unterstützung der 
starken Vereinigungen, auch der MIT, angewiesen.  
Die Wahl von Paul Ziemiak ist folgerichtig. Inhaltlich und persönlich ergänzen sich 
beide gut.

Arnulf Freiherr von Eyb MdL 

Der Bundesparteitag hat gezeigt, wie vital die CDU ist. Von drei respektablen Kandida-
ten hat die Generalsekretärin das Rennen gemacht – eine gute Entscheidung, wie ich 
finde. Denn mit Frau Kramp-Karrenbauer haben wir eine erfahrende, bodenständige, 
sympathische und kompetente Vorsitzende gewählt, die – ohne es unbedingt in den 
Mittelpunkt zu stellen – genau weiß, wie wichtig der Mittelstand für Deutschland ist. 
Ich bin überzeugt, dass sie dieses Thema gut besetzen und die Zweifler auch in dieser 
Hinsicht überzeugen kann.
Mit Paul Ziemiak hat sie einen sehr jungen, vielleicht noch nicht so lebenserfahrenen 
Politiker an ihrer Seite, was aber auch kein Nachteil sein muss. So ist die junge Gene-
ration eingebunden und nun soll der neue Generalsekretär zeigen, was er kann. Mir 
selbst leuchtet nicht immer ein, weshalb man bei nur einem Kandidaten so zurück-
haltend votiert. Wenn Paul Ziemiak junge Menschen dazu bewegt, sich für die CDU zu 
engagieren, so ist dies nur zu begrüßen.
Die größte Belastung für den Mittelstand ist nicht die Steuerlast, sondern die als über-
bordend empfundene Bürokratie. Wer verspricht, diese zu reduzieren, begibt sich aufs 
Glatteis. Vielleicht muss man nicht die Bürokratie abbauen, sondern den Umgang mit 
ihr erleichtern. In einer komplexer werdenden Gesellschaft mit weniger Regulierung 
auskommen zu wollen, halte ich für illusorisch.

Ingo Wellenreuther MdB

1.	Wahl von Annegret Kramp-Karrenbauer zur Parteivorsitzenden
	 Ich gratuliere Annegret Kramp-Karrenbauer zu ihrer Wahl. Sie war auf den 

Punkt topfit und hat außerdem mit einem geschickten Schachzug vor dem 2. 
Wahlgang, Paul Ziemiak das Amt des Generalsekretärs anzubieten, das Rennen 
für sich entschieden.

2. Wahl von Paul Ziemiak zum Generalsekretär
	 Wie gesagt, das war ein kluger Schachzug von Frau Kramp-Karrenbauer. Aus 

Sicht vieler überraschend, weil die JU in ihrer Zuneigung zwischen Friedrich 
Merz und Jens Spahn zerrissen war.

3. Auswirkungen auf den Mittelstand
	 Das bleibt abzuwarten, weil sich die Hoffnungen des Mittelstands auf Herrn 

Merz konzentriert haben. Ich bin aber optimistisch, dass die CDU in Zukunft 
auch auf starke wirtschaftspolitische Akzente setzt. Am besten unter Ein-
bindung von Friedrich Merz.

Kai Whittaker MdB

Den fairen und transparenten Wettbewerb bei den Regionalkonferenzen und beim 
Bundesparteitag in Hamburg fand ich sehr erfrischend. Mit AKK haben wir jetzt eine 
neue, talentierte Spielführerin, die in der Bevölkerung sehr gut ankommt. Und mit 
Paul Ziemiak als Generalsekretär haben wir einen Ausputzer, welcher die junge Ge-
neration, aber auch den konservativen Flügel voll einbindet.  Damit wir gemeinsam 
bei den kommenden Wahlen viele Tore schießen, braucht es jetzt das erfolgreiche Zu-
sammenspiel aller Strömungen, Flügel und Vereinigungen. Der MIT kommt dabei eine 
entscheidende Rolle zu, um mittelständische Interessen im Zentrum des politischen 
Spielfeldes zu halten. Konkret denke ich an die Verteidigung der „Schwarzen Null“, die 
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vollständige Soli-Abschaffung sowie die Abschaffung der Doppelverbeitragung der 
betrieblichen Altersvorsorge. Bei all diesen Themen braucht es effektive Doppelpässe 
zwischen CDU und MIT!

Guido Wolf MdL

Der Bundesparteitag in Hamburg war ein Aufbruchsignal für die CDU. Nicht nur die 
Dynamik des Wettbewerbs um den Parteivorsitz, sondern auch die endlich wieder ver-
nehmbare Formulierung wirtschaftsliberaler und konservativer Positionen hat unserer 
Partei gutgetan. Das öffentliche Bild der Bundespartei muss endlich wieder die ganze 
Breite an Positionen innerhalb der CDU widerspiegeln. Wenn wir verlorene Mitglieder 
und Wähler zurückgewinnen wollen, ist ein „weiter so“ der falsche Weg.
Die vielen kleinen Zumutungen der Großen Koalition erfordern gerade in wirtschafts-
politischer Hinsicht eine spürbare Profilschärfung – inhaltlich wie auch personell. 
Mittelstand und Mittelschicht brauchen nicht nur steuerliche Entlastungen, sondern 
auch eine vernehmbare Stimme in der Bundesregierung. Sozial oder ökologisch ver-
brämte Überregulierungen sollten von der CDU verhindert und nicht noch befördert 
werden.
Annegret Kramp-Karrenbauer und Paul Ziemiak wissen um den Wunsch nach klarer 
akzentuierten Positionen. Sie müssen ihn nun mit Leben füllen. Wir müssen zeigen, 
dass die CDU noch immer die Partei der sozialen Marktwirtschaft ist, dass das Erbe 
Ludwig Erhards zum Markenkern der Union gehört.
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Annegret 
Kramp-Karrenbauer 
zeigt Bürgernähe

Zum Neujahrsempfang der CDU-Bezirksgruppe Stuttgart-Möh-
ringen lud der Vorsitzende Matthias Scheible die Bundesvor-
sitzende der CDU sowie den Vizepräsidenten des Europäi-
schen Parlamentes Rainer Wieland ein. Die Ankündigung der 
Bundesvorsitzenden zog nicht nur über 200 Gäste, sondern 
auch die Politikprominenz der Stadt Stuttgart in das Industrie-
gebiet Möhringen/Vaihingen in die neue Europazentrale von 
Lapp-Kabel. 
Der Bezirksgruppenvorsitzende Scheible sprach Brennpunkt-
themen bezüglich des Wohnungsbaus, der Landwirtschaft 
sowie der industriellen und wirtschaftlichen Entwicklung an. Er 
wies jedoch auch sehr deutlich darauf hin, dass der Focus auf 
das Fahrrad umweltschutztechnisch in die falsche Richtung 
weise. Die Wirtschaftlichkeit der Stadt und des Landes seien 
wichtig, sonst würde man abgehängt. Er forderte dabei den grö-
ßeren Mix in der Mobilität. 

Frau Kramp-Karrenbauer ging im Großen und Ganzen nicht auf 
Ihren Vorredner ein. Sie begann ihre Rede mit den Worten, man 
weiß nie, was man bekommt, wenn man die Generalsekretärin 
einlädt. In ihrer umfangreichen Rede riss sie viele Themen an 
und orientierte sich hierbei an den Jubiläen, die 2019 anstehen. 
Beginnend mit dem 100jährigen Frauenwahlrecht, dem 70 Jahre 
alten Grundgesetz und dem Mauerfall vor 30 Jahren.
Die Wirtschaft wachse nicht mehr so rasant wie in den Vor-
jahren. Es gäbe viele Themen, die uns das deutlich machen wür-
den. Daher werde es Zeit, zu handeln, so AKK, und uns um die 
wirklich wichtigen Themen zu kümmern. Sie zitierte dabei einen 
jungen Journalisten, der in einem Artikel in den Vorwochen 
schrieb, dass Pessimismus die Schmiere sei, auf der sich der 
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Eine Zukunftsentscheidung, 
die sich auszahlt: Häuser, die 
höchste KfW-Förderstandards 
erfüllen. Vom Pionier für den 
ökologischen Hausbau. Kom-
fortabel, smart, nachhaltig. 
weberhaus.de

Mein Haus. Meine Welt.

KfW-Effizienzhaus 4o Plus
Jetzt mit WeberHaus die
höchste KfW-Förderung sichern.

Annegret Kramp-Karrenbauer beim Neujahrsempfang in Stuttgart

Interessierte Zuhörer



17Ausgabe 1-2019

Schwerpunkt

Populismus bewege. Sie forderte dazu auf, mit Kraft, Wille und 
Herausforderungen umzugehen und zwar auf Basis mit dem, was 
wir bereits geschaffen haben.  In einem Nebensatz wies sie zur 
Verdeutlichung darauf hin, dass wir das einzige Volk seien, das 
anstatt an Silvester glücklich den Jahreswechsel zu feiern, lieber 
in Feinstaubdebatten versinke. Was wäre wohl aus Deutschland 
geworden, wenn die Trümmerfrauen so viel diskutiert hätten und 
Bedenken vor sich her getragen hätten, wie wir das heute tun. 
Hätten wir nicht den Wohlstand, die wirtschaftliche Leistung und 
das Engagement der Unternehmen, könnten wir uns den Luxus, 
über Fahrräder und Radwege zu diskutieren, gar nicht leisten.  
Was unser Land bislang ausgemacht hätte, wäre die Lust auf Tech-
nik, die Neugierde und die Lust, anzupacken gewesen. Dies dürfe 
nicht verloren gehen, denn das präge den deutschen Mittelstand. 
Freiheit und Offenheit muss erhalten bleiben und entsprechende 
Angriffe seien abzuwehren, so AKK. Freihandel muss auf dem be-
ruhen, was soziale Marktwirtschaft ausmacht. Hier mache der 
amerikanische Präsident fatale Fehler. Und auch das Verhalten 
Chinas in Afrika zeige auf, dass man nicht nur an die Bodenschätze 
wolle, sondern auch deren Art zu leben, versuche zu verbreiten.  
Sie sei stolz auf das europäische und deutsche Leben. 
Dennoch würde Deutschland etwas mehr Gelassenheit gut tun. 
Denn die Frage nach Freiheit sei auch immer mit Risiko ver-
bunden. Bedauerlicherweise seien wir mittlerweile ein Land, 
welches 100 Prozent Sicherheit brauche. Dies verband sie 
mit den Themen Zuwanderungsgesetz sowie der Schul- und 
Bildungspolitik und dem damit verbundenen Fachkräftemangel. 
Wir brauchen alle Ausbildungsebenen und das Leben beginnt 
nicht mit dem Abitur. Ebenso brauche man das Vertrauen in den 
Staat, dessen Sicherheit und Handlungsfähigkeit. 

Bezüglich des Diesel-Fahrverbotes sieht AKK deutlich das dop-
pelte Versagen in der Politik und in der Wirtschaft. Die CDU 
müsse eine Antwort auf diese Frage geben. Diese könne aber 
nicht von heute auf morgen erfolgen. Fahrverbote und Plaket-
ten sorgten nur für den Widerstand in der Bevölkerung. Die 
Nachrüstung der betroffenen Fahrzeuge müsse erfolgen und 
zwar auf Kosten der Automobilindustrie. Wir haben zu lange die 
Diskussionen zugelassen und wurden von anderer Seite heraus-
geschubst. Man habe aber den Landesvorsitzenden mit einer 
Konzeptentwicklung für Baden-Württemberg beauftragt. 

Ähnlich oberflächlich blieb sie leider auch in den Themen Digi-
talisierung und innere Sicherheit. 
Rainer Wieland konnte in einer wesentlich kürzeren Redezeit 
mit klaren und deutlichen Worten seine Meinung darstellen, 
die nicht nur durch die humorige Darstellung einen größeren 
Stellenwert erzielte. Dies hätte sich sicherlich so manch ein 
anwesender Unternehmer auch von der Bundesvorsitzenden 
gewünscht. 
Für die Bezirksgruppe der CDU Möhringen ein gelungener Abend.

Angelika Harm,

angelika.harm@mit-bw.de,

www.mit-bw.de  

Über 200 Gäste folgten der Einladung zum Neujahrsempfang

Rainer Wieland MdEP
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MIT Tübingen

Digitalisierung durch „Koalition der Vernünftigen“ 

Am Dienstag, 18.12.2018 fand der Auftakt des vom neuen Vor-
stand der CDU Mittelstandsvereinigung (MIT) Kreis Tübingen 
entwickelten Veranstaltungsformates statt. Als Anregung zum 
parteiübergreifenden gemeinsamen Austausch über Sachthemen 
zwischen Unternehmern, Offentlichkeit und Verwaltung widme-
te sich „Praxis statt Gerede“ dem drängenden Thema Digitalisie-
rung und Wirtschaft in der Kommune. Im festlich geschmückten 
mössinger bäckstage diskutierten auf Einladung des neuen Kreis-
vorstandes Falk W. Föll, Rechtsanwalt und Unternehmer aus Mös-
singen, die Gäste von Mittelstandsvereinigung (CDU-MIT) und 
des Liberalen Mittelstands (FDP-LIM) gemeinsam mit Experten 
der Wissenschaft, Initiativen und Wirtschaft zum Sachstand der 
Landesverwaltung und auf städtischer Ebene, wie digitale Rück-
stände angegangen werden können und die Digitalisierung für 
kommunale Gewerbetreibende nutzbar werden kann.
Verschiedene Sichtweisen und Perspektiven in eine Diskussion 
zu bringen, die Gräben der politischen Ideologien des vorver-
gangenen Jahrhunderts im sachlichen Austausch überwinden, 
„Gerede zur Praxis“ zu machen, das sei Sinn und Zweck dieses Ver-
anstaltungsformats als Gesprächsreihe, so der neu gewählte CDU-
MIT-Vorstand Falk W. Föll aus Mössingen. In jedem Lebensbereich 
gälte es, vor allem aus Sicht von Unternehmern und der Wirtschaft, 
vor jeder politischen Diskussion auf sachlicher Ebene Ethik, öffent-
lichen Auftrag von Politik und Verwaltung mit den Möglichkeiten, 
Potential und Kreativität aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft an 
einen Tisch zu bringen und zusammenzuführen. Darum seien alle 
gesellschaftlichen Gruppen eingeladen, Veranstaltungen der MIT 
künftig gemeinsam zu veranstalten. Es sei Zeit, alte Gräben zu 
überwinden und sich auf die Zukunft einzustellen.

MIT-Mitglieder im Dialog

Aus den Kreisen & Bezirken
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Den Anfang machte Dr. Bernd Villhauer, Philosoph und Geschäfts-
führer des Weltethos-Instituts, Tübingen, stellv. Vorstand der CDU-
MIT. Er wies darauf hin, dass Digitalisierung eine Weiterentwicklung 
unseres gesamten Wirtschaftssystems und so mehr als nur neue 
Technik, neue Technologie oder neue Geräte darstelle. Digitalisie-
rung sei strukturelle Veränderung – etwas, was man nicht einfach 
an den normalen Alltag anhängen könne. Gleichzeitig sei Realismus 
angebracht und ein bewusster Blick dafür, förderliche gute und be-
nachteiligende schlechte Veränderungsprozesse zu unterscheiden.
Claudius Mähler, Wirtschaftsförderer der Stadt Mössingen, fügte 
aus städtischer Sicht in seinem Grußwort hinzu, digitaler Netz-
ausbau sei Grundvoraussetzung für alles weitere. Hoffnung bringe 
hier die Ankündigung der Telekom, 2019 sollen weiße Flecken wie 
rund um das Freibad oder in den Öschlesgärten geschlossen und 
rund 7500 Haushalte in der Kernstadt besser versorgt werden. Bei 
der Vergabe von EU-Fördergeldern zum Ausbau eines WLAN-Net-
zes sei die Stadt dagegen noch nicht berücksichtigt worden.
Barbara Muschler, Vorsitzende des Mössinger HGV, sieht ebenfalls 
Handlungsbedarf. Wenn die Infrastruktur nicht stimme, sei es für 
Gewerbetreibende besonders schwer.
Diese Infrastruktur passe insbesondere bei den kommunalen 
Dienstleistungen nicht, wie Bertil Kilian von ITEOS, der zuständigen 
Digitalisierungsberatung des Landes, in seinem Überblicksvortrag 
des Abends referierte. Die Möglichkeiten eines digitalen Bürger-
büros wären groß. Deutschland hinke hier stark hinterher. Wichtig 
sei in diesem Bereich eine stärkere Vernetzung aller Beteiligter, um 
so „aus Leuchttürmen Lichterketten zu machen“.
Diesem Prinzip nach handelt die Freifunk-AG des Quenstedt Gym-
nasiums, die ein kostenloses WLAN im öffentlichen Raum ein-
richtet. Zwei Schüler und Lehrer Frank Schiebel präsentierten das 
System und ihre beeindruckenden Erfolge, wie beispielsweise das 
gut funktionierende WLAN im Mössinger Freibad. Die Versorgung 
von Stadtmitte und Löwensteinplatz wie auch im Gebiet um das Alte 
Rathaus seien die nächsten Projekte. Ebenso werden jederzeit Privat-
personen und Gewerbetreibende gesucht, die mit ihren Routern das 
Freifunk-Netz vergrößern – und dies mit absoluter Rechtssicherheit.
Christoph Zahn, Geschäftsführer der ‚Die Futuristen GmbH‘, fügte 
der Diskussion ebenso neue Blickwinkel hinzu. Erweiterte und virtuel-
le Realität als Einsatzmöglichkeit für Tourismus, Stadtmarketing und 
örtliches Gewerbe. Diese Technologien,  verbunden mit integriertem 
Webauftritt, zusammengefasst als Angebot für die Infrastruktur, wird 

beispielsweise auf Amrum flächendeckend als digitale Infrastruktur 
eingeführt. Geschäfte, Sehenswürdigkeiten vor Ort werden zu Hause 
erlebbar. Vollständig neue Möglichkeiten, Attraktivität für eine Re-
gion, einen Ort zu steigern, wodurch sogar strukturell vom Online-
handel bedrohte Innenstädte belebt werden können.
Als Abrundung der Praxismöglichkeiten das Beispiel von TRUSTY 
(trusty.ag), einer Onlineplattform, die echte Unterstützung bei allen 
bürokratischen und organisatorischen Angelegenheiten anbietet. 
Hier spricht der Hilfesuchende erst mit einem Menschen. Das digi-
talisierte System dient zur Unterstützung. Ein Mensch- und digitali-
sierungsgestützes System, um Rat und Hilfe bei allen Verwaltungs-
angelegenheiten von verifizierten Anbietern zu bekommen. Durch 
die Kombination stellt dieses System Hilfe sicher, ohne dass man sich 
blind auf irgendwelche subjektiven Empfehlungen, Werbung oder 
Anzeigen verlassen muss, bei welchen man nicht einschätzen kann, 
ob einem am Ende geholfen wird oder nicht.
Der Landesvorsitzende des Liberalen Mittelstandes (FDP-LIM), Herr 
Dr. Thilo Scholpp, konnte dem nur zustimmen. 70% aller Start-Ups in 
Deutschland seien damit beschäftigt, Bürokratiefragen zu lösen und 
zu erleichtern. Digitalisierung mache es erforderlich, Verfahren und 
Prozesse in allen Lebensbereichen neu zu definieren, sie logisch und 
stringent zu gestalten und unser gesellschaftliches Zusammenleben 
zu entkomplizieren statt zu zementieren.
Die Diskussion machte deutlich, dass einerseits Fortschritt dringend 
notwendig ist (Muschler: „Wie wachen wir aus dem Dornröschen-
schlaf auf?!“), gleichzeitig aber auch der Mensch im Mittelpunkt stehe, 
dem dies alles diene, ob „digital native“ oder nicht (Dr. Villhauer).
Zwei Punkte sahen alle Beteiligten als besonders wichtig an: Digita-
lisierung wird nur dann einen gesellschaftlichen Mehrwert bieten, 
wenn eine breite Basis des Fortschritts über Parteigrenzen hinweg, 
eine „Koalition der Vernünftigen“, politische Entscheidungen trifft. 
Vor jeder Digitalisierung müsse man die Frage stellen: welche Pro-
bleme soll Digitalisierung konkret lösen. Analoge Lösungen wer-
den immer effektiver sein. Digitalisierung müsse als Werkzeug zur 
Problemlösung und Prozessverbesserung begriffen werden, so der 
Konsens und Fazit der Veranstaltung mit den besten Wünschen für 
das kommende Jahr.

Falk Föll,  

KV Tübingen,  

falk_foell@foell-international.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Ravensburg

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde der MIT, 
für das Neue Jahr 2019 wünsche ich Ihnen 
alles Gute, jede Menge Erfolg und vor 
allem Gesundheit - unser höchstes Gut.
Zwischen den Jahren, wenn das Ge-
schäft ruhiger ist oder gar ruht, nehm 
ich mir immer die Zeit, um das ver-
gangene Jahr zu reflektieren und stelle 
mich auf das kommende Jahr ein.
Dabei ist es mir wichtig, nicht all zu 
lange beim Alten zu bleiben, son-
dern vielmehr sich auf das Neue zu 
konzentrieren.
Ich schreibe mir auf, was das alte Jahr 
gebracht hat, vergleiche es mit mei-
ner Niederschrift des Jahres zuvor und 
stelle fest, dass sehr vieles erreicht und 
umgesetzt wurde.
Die Realität folgt den Gedanken oder 
anders ausgedrückt, wenn du etwas 
erreichen willst, musst du vollkommen 
davon überzeugt sein.

Nun möchte ich einige meiner politi-
schen Gedanken festhalten und nächs-
tes Jahr vergleichen:

Was war 2018 für uns politisch wich-
tig und was bedeutet das für unsere 
Zukunft

Das Ende der traditionellen 
Volksparteien
Diese werden sich auch in diesem Jahr 
weiter verabschieden, denn in Bremen, 
Brandenburg, Sachsen und Thürin-
gen sind Landtagswahlen (Bremen = 
Bürgerschaft).
Die Umfragen sehen in den drei ost-
deutschen Bundesländern die AfD und 
die Linke gleichauf mit der CDU, in 
Bremen zählen die Grünen zu den Ge-
winnern. Somit ist die GroKo in Berlin 
weiterhin abgewählt.

Grüne auf dem Vormarsch
Das Klima-Extrem in 2018 wird auch 
noch in den kommenden Jahren zu spü-
ren sein. Jede Meldung über Dürren, 
verheerende Gewitter, Waldbrände 
und Sturmfluten ist quasi Wahlwerbung 
für eine Partei, die sehr authentisch für 
Klimapolitik steht - die Grünen. Diese 
haben mit Dr. phil. Robert Habeck 
einen vorzeigbaren Spitzenkandidaten 
in ihren Reihen, von dem wir sicherlich 
noch sehen und hören werden.

Zwei Jahre des Entscheidungsstill-
standes oder doch Neuwahlen?
In Berlin bewegt sich wenig.  Ein Rück-
tritt auf Raten macht die Regierung 
zunehmend handlungsunfähig - denn 
man kann nicht scheibchenweise ab-
treten. Wer die Macht aus der Hand 
gibt, den verlässt sie schlagartig. AKK 
muss sich gegenüber Merkel profilieren 
und Neuwahlen - bei diesen Umfrage-

Aus den Kreisen & Bezirken
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werten - wird kein Abgeordneter der 
Regierungspartei sich wünschen. Und 
das heißt auch, dass die EU führungs-
los und politisch zerstritten bleibt. 
Wirtschaftlich driften die Staaten aus-
einander. Es werden auch daher in den 
Nachbarländern die politischen Extre-
me weiter an Macht gewinnen.

Abschied von den USA
Der Abschied von den besonders engen 
Beziehungen zu den USA wird in den 
nächsten Jahren zu einiger Unsicher-
heit führen. Die Handelsstreitigkeiten 
der USA gegenüber EU und China kön-
nen sich zu einer wahrlich großen Krise 
steigern.

George Orwells Vision der totalen 
Überwachung wird Wirklichkeit (vgl. 
Georg Orwell in seinem Buch „1984“)
In chinesischen Städten werden „Sozial-
konten“ eingeführt. Jeder startet mit 
einem Verhaltenskonto und wird sein 
Leben lang intensiv und lückenlos über-
wacht. Wer sich angepasst verhält, kann 
seinen Kontostand erhöhen. Wer über 
die Stränge schlägt - nicht nur, wer kri-
minell wird, sondern wer auch politisch 
oder sonst wie auffällt - verliert Punkte. 
Mit einem schlechten Kontostand wer-
den junge Menschen nicht zum Studium 
zugelassen, andere finden keine Woh-
nung oder Arbeit. Nur wer sich völlig 
nach den Regeln der Kommunistischen 
Partei Chinas verhält, wird mit Ver-
günstigungen belohnt. Bald soll ganz 
China überwacht werden, auch auf dem 
Land. Das ist eine 24-Stunden-Stasi mit 
Gesichtserkennung, die nie mehr ver-
gisst. Die Digitalisierung des gesamten 
Lebens und die Vernetzung aller Daten 
ermöglichen eine lückenlose Kontrolle.

Dieselfahrverbot und 
Überwachungsterritorium
Die Bundesregierung plant Dieselfahr-
verbotszonen als „Klein- China“ zu 
sehen. Alle Autos sollen darin Tag und 
Nacht elektronisch erfasst und über-
prüft werden. Angeblich, um Diesel-
fahrzeuge zu ermitteln. Wer glaubt 
denn, dass so mit Kanonen auf Spat-
zen geschossen werden soll? Da steckt 
mehr dahinter. Dieselfahrverbotszonen 
werden die ersten Überwachungs-
territorien  in Deutschland.

Unternehmersterben in Deutschland
In den nächsten Jahren gehen rund 1.5 
Mio Unternehmer/Mittelständler in 
den Ruhestand und haben keinen Nach-
folger. Für Deutschland bedeutet das 7 
bis 10 Millionen Arbeitsplätze, welche 
nicht mehr besetzt sind.
Es gilt Lösungen zu suchen und zu schaf-
fen. Dies wird unser wichtigstes Thema 
in der kommenden Zeit und wir müssen 
nicht heute, sondern sofort - jetzt- damit 
beginnen. Die MIT Ravensburg wird sich 
diesem Punkt 2019 intensiv widmen. Be-
richt mit Ergebnissen folgt.

Wie man sieht, sind Aufgaben gegeben, 
unser Engagement für den Mittelstand 
wird immer wichtiger.
Packen wir es an.
Bleiben sie gesund.

 

Christian Bangert,  

christian.bangert@mit-ravensburg.de,  

www.mit-rv.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Mannheim

Alle Jahre wieder …  
Politischer Jahresabschluss im Bräukeller

„Ein ereignisreiches Jahr geht zu Ende“, begrüßte der Kreis-
vorsitzende der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung 
der CDU Mannheim Alexander Fleck die Anwesenden in der 
urigen Atmosphäre des mit 140 Gästen voll besetzten Bräu-
kellers der Privatbrauerei Eichbaum. 

Fleck gab einen umfassenden Rückblick über die zahl-
reichen Aktivitäten des Jahres und ging auch auf die heraus-
ragenden Themen und Herausforderungen wie z.B. das 
Thema Dieselfahrverbote und den Rückzug Angela Merkels 
vom CDU-Parteivorsitz ein. „Seit undenklichen Zeiten hat 
die Partei endlich wieder einmal die wirkliche Möglichkeit, 
aus mehreren Bewerbern einen geeigneten Kandidaten zu 
wählen“, freute sich Fleck, da sich drei Kandidaten zur Wahl 
um den Parteivorsitz stellen.
Unter den Veranstaltungen bezeichnete Fleck den Kur-
pfälzer Frühschoppen des Mittelstandes auf dem Mai-
markt mit dem diesjährigen Redner, Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn, mit ca. 1.800 Gästen als Leuchtturm im 
Veranstaltungskalender. 
Auch die Veranstaltung zum Betriebsrentenstärkungsgesetz, 
den Besuch einer Gemäldeausstellung, die Besichtigung bei 
Kartoffel Kuhn, die Informationsveranstaltung zum Einsatz 
von Drohnen im Sinne des Tierschutzes, den Besuch des 
Biomassekraftwerkes, die Niederlegung eines Kranzes auf 
dem deutschen Soldatenfriedhof bei Verdun, den Besuch 
des Landtages auf Einladung von Julia Philippi MdL, den 
Landesmittelstandstag in Rust hob Fleck hervor. Zahlreiche 
Besuche bei befreundeten MIT-Gliederungen und CDU-Ver-
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bänden zur Förderung der Kommunikation untereinander 
rundeten den Reigen des Veranstaltungsrückblicks ab.
Zu Gast war die Staatssekretärin im Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau des Landes Baden-Würt-
temberg, Katrin Schütz. Als Mitglied und Vorsitzende von 
Beiräten, Aufsichtsräten und Vorständen unterschiedlicher 
Institutionen ist sie eine profunde Kennerin der Wirtschafts-
politik im Ländle.
Nach ihrem Vortrag gab es die Gelegenheit zu einem kri-
tischen, aber auch konstruktiven Austausch im Bräukeller, 
der geprägt war von den Sorgen und Nöten der Mittel-
ständler wie z.B. das Dieselfahrverbot oder das Dauerthema 

Entbürokratisierung. 
„Ich wünsche, dass wir trotz aller Widrigkeiten mit Dankbar-
keit auf das vergangene Jahr zurückblicken und optimistisch 
ins neue Jahr gehen können.“ Mit diesem Wunsch beendete 
Fleck das MIT Jahr in Mannheim und entließ die Anwesenden 
in die Adventszeit.

Alexander Fleck,  

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

Alexander Fleck dankt StS Katrin Schütz

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Karlsruhe-Stadt

Eine lebendige 
Tradition –  
die 
Weihnachts- 
feier der 
MIT-Karlsruhe

Die schon traditionelle Weihnachtsfeier 
der MIT-Karlsruhe fand am 20.12.2018 
wieder in der Daxlandener Künstler-
kneipe statt. Die Kreisvorsitzende Inka 

Sarnow konnte u. a. vier Neumitglieder 
begrüßen, den Stadtrat Johannes Krug 
und die stellvertretende Bundesvor-
sitzende des Verbandes der privaten 

Pflegeanbieter, Susanne Pletowski. 
Grußworte steuerten der CDU-Kreis-
vorsitzende Ingo Wellenreuther, MdB, 
sowie die Wirtschafts- und Finanzbürger-
meisterin Gabriele Luczak-Schwarz bei. 
Diese skizzierte kurz die Lage in Karls-
ruhe. Der Boom hält an, gerade bei der IT 
ist die Universitätsstadt Karlsruhe ganz 
vorn, was aber mit zum leergefegten 
Wohnungsmarkt, fehlenden Gewerbe-
flächen und Arbeitskräftemangel bei-
trägt. Die knappe linke Stadtratsmehr-
heit fordert immer neue konsumptive 
Ausgaben, die nur dank der guten Kon-
junktur zu stemmen sind. Aber das 
Problembewusstsein fehlt. Ein unsanftes 
Erwachen wird folgen. Ingo Wellen-
reuther berichtet vom Bundesparteitag 
und mahnte, dass jetzt aktiv die Einheit 
der Union bewahrt werden muss, wozu 
neben Friedrich Merz eben auch eine 
Schärfung des wirtschaftspolitischen 
Profils der Union gehört, was in der Gro-
ßen Koalition aber noch zu Konflikten 
führen wird.
Ein gelungener Abend, auch dank der 
beiden Organisatorinnen, Inka Sarnow 
und ihrer Stellvertreterin Simone-Maria 
Brunner, und natürlich dem Team der 
Künstlerkneipe.

Inka Sarnow,  

is@kanzlei-sarnow.de, 

www.mit-karlsruhe.de  

Fröhliche Gesichter bei der Weihnachtsfeier der MIT-Karlsruhe

Rege Teilnahme bei der traditionellen Weihnachtsfeier

Aus den Kreisen & Bezirken

Alles aus einer Hand – 
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MIT Bodenseekreis

Unternehmergespräch mit Staatssekretärin 
Katrin Schütz - MIT Bodensee und  
MIT Ravensburg haben eingeladen

Etwa ein Dutzend Unternehmer haben sich 
zusammengefunden und sind dem Aufruf 
der MIT Bodensee und der MIT Ravensburg 
gefolgt und haben sich mit Frau Staats-
sekretärin Katrin Schütz getroffen.
Das MIT-Mitglied Karl-Anton Feucht stell-
te die Räume seiner IT-Firma „alpha-EDV“ 
zur Verfügung.

Im direkten Austausch konnten alle Teil-
nehmer besprechen, was in kleinen Fir-
men immer wieder auffällt und häufig 
Probleme bereitet. Trotz der knappen 
Zeit wurden viele Themen angesprochen:
•	 sehr viele KMU stehen vor einem 

Generationenwechsel oder alternativ, 
wenn die Nachfolger in der Familie 

fehlen, vor einer Betriebsübergabe 
oder einer -veräußerung.  Steuerliche, 
aber auch rein verfahrenstechnische 
Hindernisse erschweren den Übergang 
erheblich oder machen ihn unmöglich

•	 Förderprogramme verlangen meist An-
träge, die sehr umfangreich sind

•	 Fördervorhaben werden meist von 

Staatssekretärin Katrin Schütz zu Gast in Ravensburg

Aus den Kreisen & Bezirken
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Margarete Reiser

Insolvenz-Kampf – Basel III – Zinsdelta

Ein Blick ins „echte Leben“ 
anhand dreier Beispiele
1. Insolvenzkampf
Vor kurzem hat mich ein Mittelständler 
um meine Hilfe gebeten, weil er mit sei-
ner Bank große Schwierigkeiten hatte.
Dieser MIT-ler hatte einen Gartenbaube-
trieb, stürzte unglücklich vom LKW, zog 
sich Knochenbrüche zu und während des 
achtwöchigen Krankenhausaufenthaltes 
zwei Herzinfarkte. Sein Sohn wollte den 
Betrieb weiterführen. Er schaffte neue 
Geräte an. Während des Krankenhaus-
aufenthaltes hat die Bank jedoch dem 
Sohn „den Geldhahn zugedreht“ und das 
Finanzamt sowie die AOK Insolvenz sei-
nes Betriebes angemeldet. Inzwischen 
hat der Sohn die Arbeit niedergelegt und 
den elterlichen Betrieb verlassen.

Die Lebensversicherung, an der noch 
zwei Jahre fehlten bis sie zur Ausschüt-
tung gekommen wäre, wurde von der 
Bank verkauft. Nun will die Bank auch das 
Haus, welches auf die Frau geschrieben 
ist (keine Gütertrennung) versteigern.

Die Restschuld am Haus beträgt 
125.000,00 EUR. Das Haus ist ca. 
150.000,00 EUR wert, wobei die Bank ein 
Gutachten über 450.000,00 EUR erstellt 
hatte. Die Bank ließ anschließend nichts 
mehr von sich hören, aber von damals bis 
heute ca. drei Jahre Zinsen auf das Haus 
aufgeschlagen, so dass der Betrag aktuell 
bei 250.000,00 EUR steht.

Also bin ich als SOS-Unterstützerin mit 
dem MIT-ler zur Hauptstelle seiner Bank 
gegangen, mit der er seit 40 Jahren in Ge-
schäftsbeziehung stand. Das Gespräch 
verlief äußerst kalt und arrogant. Die 
Aussage des Bankers: „In Deutschland ist 

noch niemand verhungert“ klingt 
mir heute noch in den Ohren. 

Wir schlugen der Bank einen 
Vergleich über 90.000,00 EUR 

vor, der ohne große Überlegung 
ausgeschlagen wurde. Eine trauri-

ge, aber wahr Geschichte.

2. Basel lll
Jüngst hatte der MIT Kreisverband Ra-

vensburg eine Podiumsdiskussion in 

einer Bank in Wangen im Allgäu. Hier 
fragte ich den Direktor der Bank, was im 
Rahmen von Basel III auf den Mittelstand 
zukommt. Antwort: ca. 500 Millionen. 
Ich denke, wir sollten uns hier mehr ein-
mischen und die Banken samt unserer 
Politiker zur Rede stellen. 

3. Überziehungszins grenzt  
an Sittenwidrigkeit
Gestern bekam ich schwarz auf weiß, 
dass eine Bank 17,5 % (!!) bei Überzie-
hung des Kontos erhebt. Wie bitte soll 
sich noch jemand bei diesen Konditio-
nen selbständig machen können und der 
Eigenkapitaldecke von 30 % oder einen 
Betrieb übernehmen? Wir Unternehmer 
waren früher einmal Kunden bei der Bank 
– auf gleicher Augenhöhe. Heute sind wir 
Bittsteller. Die verkaufen unsere Kredite 
und wir bezahlen die Zeche doppelt.
 Margarete Reiser, SOS Mittelständler in Not e.V.

 margarete.reiser@mit-wueho.de,  

 www.mit-wueho.de  ■
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Banken beurteilt, die das Projekt-
geschehen der Firmen nicht wirklich be-
urteilen können und die Risiken ledig-
lich über Liegenschaften absichern 
wollen (die bei etlichen Betrieben aber 
bereits beliehen sind). Hier fehlen Ex-
perten als Projektbewerter und ein 
Fond für Risikoanwendungen, der z.B. 
von den Unternehmen und vom Land 
gemeinsam finanziert wird

•	 die betriebliche Digitalisierung stellt 
sich oft als finanzielle und/oder 
wissensmäßige Hürde dar

•	 die Internetanbindung ist meist 
nicht ausreichend, es fehlen die 
Breitbandanschlüsse

•	 Bauvorhaben stoßen auf staatliche Pro-
zesse, die viel zu lange dauern und die 
durchaus Investitionsvorhaben zu Fall 
bringen können. Hier fehlt eine durch-
gängige Digitalisierung auf der Amts-
seite, mehr geschultes Personal und 
parallele Bearbeitung der Vorgänge

•	 die Unternehmenssteuern sind im Ver-
gleich zu unseren Nachbarländern und 
im globalen Wettbewerb zu hoch

•	 Funktionsverlagerungen ins Ausland 
werden mit einer Art „Wegzugssteuer“ 
bestraft, obwohl Zuhause keine 
Arbeitsplätze abgebaut werden

•	 schon jetzt sind Firmen vom Mangel 
an Nachwuchs betroffen.

Vieles davon war Frau Schütz bekannt. Ins-
besondere, weil sie als Unternehmerin im 
mittelständischen Familienbetrieb selbst 
betroffen war. Mehrfach konnte sie prak-
tische Hinweise und Hilfen geben.
So z.B. hat BaWü ein Förderprogramm 
zur Digitalisierung aufgelegt; für Unter-
nehmen bis 100 Mitarbeiter gibt es eine 
Digitalisierungsprämie; Innovationsgut-
scheine können bezogen werden; für 
Betriebsübergaben gibt es staatliche 
Beratungshilfen. Informationen hierüber 
und über eine Reihe von Forschungs-
förderungen finden sich auf der Home-
page des Wirtschaftsministeriums https://
wm.baden-wuerttemberg.de/de/innova-
tion/. Speziell für Existenzgründungen 
und Unternehmensnachfolge gibt es 
die Webseite ifex (https://www.gruen-
dung-bw.de/ ).
Hinsichtlich des Mangels an Nachwuchs 
betont Frau Schütz, dass man immer wie-
der darauf hinweisen sollte, welche viel-
fältigen Möglichkeiten durch die Dualen 
Hochschulen des Landes und die duale 
(Berufs-)Ausbildung gegeben sind. Das 
Wirtschaftsministerium fördert hier 
Ausbildungsbotschafter, die aus den Be-
trieben kommen und an Schulen über 
ihre Ausbildungsberufe berichten und so 
dafür werben, dass sich mehr Schülerin-
nen und Schüler für eine berufliche Aus-
bildung entscheiden.

Firmen, die in die Digitalisierung ein-
tauchen wollen, empfahl Frau Schütz 
das „Innovation Camp Silicon Valley“ 
(https://wm.baden-wuer ttemberg.
de/de/ser vice/presse-und-oeffent-
lichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/
wirtschaftsministerium-ruft-innova-
tion-camp-bw-silicon-valley-ins-leben/).  
In einer Art „Schnupperkurs“ gibt es die 
Möglichkeit, vor Ort bei San Francis-
co sich Ideen für ein Geschäftsmodell 
des eigenen Unternehmens zu holen. 
Die Landesregierung macht auch eine 
Reihe von weiteren Angeboten für KMU 
zur Digitalisierung; Informationen zur 
Digitalisierungsstrategie der Landes-
regierung „digital@bw“ finden sich 
unter www.digital-bw.de.
Der Nachmittag mit Frau Schütz, ihre 
Kompetenz und ihre verbindliche Art, In-
formationen zu geben, aber auch zuhören 
zu können, ist von allen Teilnehmern sehr 
positiv aufgenommen worden. Wir be-
danken uns bei ihr und würden uns freu-
en, sie in einem Jahr wieder einladen zu 
dürfen. Und vielleicht können bis dahin 
sogar einige Anregungen umgesetzt 
werden.

Dr. Hartmut Kräwinkel,  

KV Bodenseekreis,  

hkraewinkel@mit-bodenseekreis.de,  

www.mit-bodenseekreis.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

SONNENSCHEIN AUF KNOPFDRUCK?
Erstmals ist es möglich, Leuchtmittel mit einem Lichtspektrum zu erzeugen, das dem 
Sonnenlicht sehr ähnlich ist. Normale Leuchtdioden bieten dies nicht, da entscheidende 
Wellenbereiche im Spektrum schwach oder gar nicht vorhanden sind. Sonnenlicht besteht 
aus einem sichtbaren und einem nicht sichtbaren Lichtanteil, der bei weißen Leuchtdioden 
nicht vorhanden ist.

Neu entwickelte Leuchtmittel, wie Lampen mit E27-Fassung und 9W-Strahler, Linear-
leuchten mit 15 W, Flächenleuchten 60 x 60 oder 120 x 30 und 40 W sind mit diesem 
sonnenlichtähnlichen Spektrum ausgerüstet.

Langjährige, internationale Forschungen haben ergeben, dass das Sonnenlicht über den 
ganzen Tag hinweg den Menschen stark beeinflusst. Es ist verantwortlich für körperliche 
Frische am Morgen, hohe Leistungsbereitschaft über den Tag und entspanntes Schlafen 
in der Nacht. Forschungsergebnisse haben ergeben, dass unvollständiges Lichtspektrum 
von Leuchtstoffröhren oder LED Leuchten die Ursache vieler Krankheiten sein kann.

Sonnenlicht-Spektrum

euroLighting-Spektrum Leuchtdioden-Spektrum

Leuchtstoffröhren-Spektrum

 · 72202 Nagold · Tel.: 07452 6007-16 · www.eurolighting.de · info@eurolighting.de
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MIT Lörrach

Unsere soziale Marktwirtschaft soll nicht  
verwässert werden

Am 6. Januar 2019 veranstaltete der 
CDU Kreisverband Lörrach seinen 
traditionellen Neujahrsempfang, den 
unser MIT Kreisverband kräftig unter-
stützte. Die Kreis-MIT ermöglichte 
es der CDU, Prof. Uwe Wagschal, 
einen namhaften Lehrstuhlinhaber 
der Politikwissenschaften an der Uni-
versität Freiburg, als Gastredner zu 
gewinnen.
Dieser traditionelle Neujahrsempfang 
bietet unserer Partei und damit auch 
der MIT eine gute Plattform, um im an-
genehmen Rahmen über den Zustand 
und die Ausrichtung unserer Partei zu 
berichten. Die General-Fragestellung 
war nicht einfach. Mit dem Thema „Die 
Politik im gesellschaftlichen Wandel“ 
hatten sich die jeweiligen Redner ein 
anspruchsvolles Thema gesetzt.
Dr. Jürgen Rausch, der neue Partei-
vorsitzende des CDU-Kreisverbandes 
Lörrach, beklagte, dass die schwierige 
Regierungsbildung für die Basis „müh-
sam und unerträglich“ gewesen sei. Es 
sei zugegangen wie bei Kleinkindern im 
Sandkasten. Er erinnerte an die Worte 
des Soziologen Max Weber: Demnach 
hätten Politiker Verantwortung und soll-
ten im Vornherein ihre Pläne erklären, 
statt später nur Ergebnisse zu recht-

fertigen. Während sich die Gesellschaft 
im Wandel befinde, sehnten sich die 
Bürgerinnen und Bürger nach Stabilität. 
Wenn politische Inhalte fehlen, sei es 
auch nicht sinnvoll, sich zwanghaft von 
anderen Parteien abgrenzen zu wollen.

Gudrun Heute-Blum, Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied des 
Städtetages Baden-Württemberg und 
Mitglied im CDU-Bundesvorstand, 
und der CDU Bundestagsabgeordnete 
Armin Schuster berichteten, dass nach 

(Von links) Gudrun Heute-Blum, Dietrich Eberhardt, Jürgen Rausch, Armin Schuster MdB

Aus den Kreisen & Bezirken
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den langen innerparteilichen Streit-
debatten man nun auf einem guten 
Weg sei, die CDU wieder zu einen, den 
Wähler wieder besser einzubinden und 
das Miteinander zu pflegen. Mit der 
jetzigen personellen Aufstellung habe 
die Partei für das kommende Jahr eine 
starke Aufstellung.
Prof. Uwe Wagschal präsentierte die 
Herausforderungen und Zukunftsaus-
sichten des Sozialstaates in Deutsch-
land. Die soziale Marktwirtschaft 
sei ein erfolgreiches System und 
keine Schönwetterveranstaltung. Er 
plädierte für ein konstruktives Ein-
wanderungsgesetz und gegen Wohl-
standstourismus. Wagschal begrüßt 
die Errungenschaften des Sozialstaats 
und lehnt einen „Versorgungsstaat“ 
kategorisch ab.
Bei dieser Veranstaltung betonte der 
Kreisverbandsvorsitzende Dietrich 
Eberhardt die Bedeutung des Mittel-
stands für die politische Stabilität in 
Deutschland. Die mittelständischen 
Unternehmen würden die Wirtschafts-
struktur des ländlichen Raumes ent-
scheidend prägen. Besonders die 
eigentümergeführten Betriebe des 
Handwerks schaffen dort attrakti-
ve und dauerhafte Arbeitsplätze. Auf 
diese Weise würde der immer größer 
werdende Gegensatz zwischen den 
städtischen Ballungszentren und den 

ländlich geprägten Gebieten deut-
lich abgemildert. Solche Strukturen 
seien ein wesentlicher Teil der sozia-
len Marktwirtschaft, die als Marken-
kern der CDU wieder stärker in der 
Öffentlichkeit verankert werden 
müsse. Dabei sei die Mittelstandsver-
einigung als wirtschaftspolitisches 
Korrektiv unserer Partei anzusehen. 
Der Mittelstand dürfe nicht nur zu 
Wahlkampfzeiten von den Politikern 
als Stütze unserer Gesellschaft gelobt 
werden, sondern müsse in der wirt-
schaftspolitischen Tagesarbeit der 
CDU fest verankert sein. Die künfti-
ge Parteiarbeit solle sich daran aus-
richten, damit die CDU ihre Stellung 
als Volkspartei erfolgreich verteidige.
Der auf diesem Neujahrsempfang skiz-
zierte MIT-Standpunkt kann jedoch nur 
schlaglichtartig anklingen lassen, was 
unsere Vereinigung umtreibt. In An-
lehnung an die Gedanken der Kolum-
nistin und Moderatorin Ursula Weiden-
feld scheint in Deutschland die Soziale 
Marktwirtschaft in eine Schieflage ge-
raten zu sein.
Ludwig Erhard war der Auffassung, 
dass der Sozialstaat mit wachsendem 
Wohlstand schrumpfen könne. Seine 
Nachfolger scheinen es gerade anders 
herum zu verstehen. Zwar sagt Frau 
Kramp-Karrenbauer, dass man das Geld 
erst einmal verdienen muss, bevor man 

es ausgeben könne. Aber es geht nicht 
darum, so viel Geld wie möglich zu er-
wirtschaften, um es anschließend als 
Sozialleistung unters Volk zu bringen.
Leistung, Unternehmergeist, Kreativi-
tät und Ausdauer ermöglichen es unse-
ren Bürgern, in Freiheit zu leben. Frei-
heit ist das wichtigste Versprechen der 
sozialen Marktwirtschaft, der soziale 
Ausgleich kommt erst danach. Des-
halb stärkt unsere Wirtschaftsordnung 
den Wettbewerb und setzt der Wirt-
schaft einen klaren Rechtsrahmen. Das 
Unternehmertum erhält einen großen 
Spielraum und die Beschäftigten wer-
den fair entlohnt.
Nach 13 Jahren Regierungszeit, die wir 
Christdemokraten maßgeblich mit-
verantwortet haben, kann man aus 
unserer Sicht direkt fühlen, wie diese 
Elemente der sozialen Marktwirtschaft 
bei unserer Regierung an Bedeutung 
verlieren. Gerade unsere Koalitions-
kollegen scheinen unsere Wirtschafts-
ordnung nur unter der Bedingung zu 
akzeptieren, dass sie sich vom Staat ab-
schöpfen und lenken lässt. Nach ihrer 
Weltanschauung weiß dieser ohnehin 
am besten, was seine Bürger brauchen. 
Deshalb soll er den größten Teil des 
Wohlstandes an sich nehmen und wie-
der neu ausgeben dürfen.
Für die weitere Entwicklung unseres 
Wohlstandes dürfte diese Auffassung 
schwerwiegende Folgen haben, weil 
sie die wirtschaftliche Handlungsfrei-
heit, insbesondere die der kleinen und 
mittleren Unternehmen, nachhaltig 
einschränkt. Und auch unsere Arbeit-
nehmer sind davon betroffen. Für sehr 
viele wird es immer schwieriger, von 
ihren Einkünften regelmäßig etwas 
zurücklegen zu können, um davon 
Eigentum zu bilden.
Unsere Mittelstandsvereinigung muss 
deshalb noch viel stärker als bisher auf 
die Parteiarbeit der CDU einwirken, 
um die Werte unserer Sozialen Markt-
wirtschaft zu erhalten und weiter-
zuentwickeln. Mit rund 30.000 Mit-
gliedern und über 180 Abgeordneten 
als MIT-Mitglieder in der CDU/CSU 
Bundestagsfraktion müssen wir den 
Druck auf die Politik erhöhen.

Dietrich Eberhardt,  

dietrich.eberhardt@itrc.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG
Industriestr. 10 . 73337 Bad Überkingen-Hausen
Telefon 0 73 34.74-0 . Telefax 0 73 34.7 42 95
e-mail: info@gruener-systemtechnik.de
www.gruener-systemtechnik.de
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Die Land-
tags​vize-
präsidentin  
Sabine Kurtz 
zu Besuch 
bei GOTECH 
GmbH in 
Weissach-
Flacht

Der direkte Kontakt und das direkte Ge-
spräc h mit Unternehmern des Mittel-
standes ist Sabine Kurtz eine Herzens-
angelegenheit. In Begleitung von Oliver 
Zande r, dem Landesvorsitzenden der 
CDU-Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung (MIT), besuchte sie die Firma 
GOTECH GmbH in Weissach-Flacht. Be-
grüßt von der Geschäftsführerin Bere-
nice Gommel sowie der kompletten Ge-
schäf tsleitung erhielten die Teilnehmer 
Informationen über die Leistungspalette 
des Unternehmens und dessen Histo-
rie. Das Unternehmen wurde 1994 ge-
gründet und ist Entwicklungsdienstleis-
ter für Automobilhersteller und deren 
Zulie ferer. 50 Mitarbeiter sorgen für 
die k onzeptionelle Entwicklung von 
Produ kten bis zum Prototypenbau. 
Die B egleitung der Projekte bis zum 
Serienstart und Sicherstellung der ge-
wünschten Produktqualität ergänzen das 
Leistungsangebot.
Ausbi ldung, Bildungsvoraussetzungen, 
Mitte lstandsförderung und Digitalisie-
rung bildeten die Schwerpunkte einer 
sehr intensiv geführten Diskussion. Alle 
Teiln ehmer zeigten sich mit dem Ge-
sprächsergebnis hoch zufrieden.

Reinhardt Kern,  

reinhardt.kern@web.de  

(Von links) Philip Gommel, Dr. Henrik Gommel, Lars Helfer,Oliver Zander, Sabine Kurtz, Berenice 
Gommel, Gerald Gommel
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MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und 

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt 

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH. 

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum 

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und 

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der 
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die 
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue 
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine 
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist, 
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de ■

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
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Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen
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MIT Esslingen

MIT Esslingen ehrt Mitglieder

Im Rahmen der Jahresabschlussfeier 
wurden die beiden Vorstandsmitglieder 
Franz Pfeffer und Marcus Müller für ihr 
jahrelanges Engagement durch die neue 
Vorsitzende Erika Schlauch geehrt.
Neben dem Rückblick hat die Kreisvor-
sitzende Erika Schlauch einen Ausblick 
auf die kommenden Monate aufgezeigt. 
„Die MIT wird sich wieder lauter und kriti-
scher zu Wort melden“, so Erika Schlauch, 
die das Amt als Vorsitzenden nach dem 

Ausscheiden des ehemaligen Kreisvor-
sitzenden Marcus Müller übernommen 
hat. Zuvor war Erika Schlauch die lang-
jährige stellvertretende Vorsitzende.
In der anstehenden Kommunalwahl wird 
die MIT neben den wirtschaftlichen The-
men auch die klassisch mittelständischen 
Themen besetzen. So muss auch im 
Kreis Esslingen bezahlbarer Wohnraum 
für Familien zur Verfügung stehen und 
auch der ÖPNV muss den Bedürfnissen 
der Menschen angepasst sein und nicht 
umgekehrt. „Mitarbeiter, die in unmittel-
barer Nähe zu ihrer Arbeitsstätte wohnen 
können, brauchen unsere Unternehmen 
hier im Kreis Esslingen“, so der Kandidat 
der MIT für den Esslinger Kreistag, Hol-
ger Kappel. „Das schließt auch eine nutz-
bare Verkehrsinfrastruktur mit ein, damit 
solche theoretischen verkehrspolitischen 
Planspielchen wie zuletzt in Esslingen 
für ein funktionierendes Gemeinwesen 
keinen Platz mehr haben“ kritisiert Kap-
pel die letzten Ideen des Leiters des Ess-
linger Stadtplanungsamts Platter.
„Mittelstandspolitik ist nah am Men-
schen und darf theoretischen Lebens-
modellen keinen Platz mehr lassen“, 
schließt Erika Schlauch ab.

Holger Kappel,  

KV Esslingen, holger.kappel@t-online.de, 

www.mit-esslingen.de  

Franz Pfeffer
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MIT Karlsruhe-Land

Der Mittelstand muss 
wieder gestärkt werden

Olav Gutting MdB sprach in Waghäu-
sel mit Unternehmern. 
„Die steuerlichen Rahmenbedingungen 
für mittelständische Unternehmer 
müssen verbessert und die Bürokratie 
abgebaut werden. Daran arbeiten wir 
in der CDU und im Deutschen Bundes-
tag“, so das Fazit des CDU-Bundes-
tagsabgeordneten Olav Gutting vor 
Unternehmern in Waghäusel. Der 
stellvertretende MIT-Kreisvorsitzende 
Jürgen Scheurer begrüßte den Parla-
mentarier beim Unternehmer-Dialog 
der Mittelstandsvereinigung der CDU 
in Waghäusel, um über die „Aktu-
elle Politik für den Mittelstand“ zu 
sprechen.
Zum Auftakt machte Gutting eine 
durchaus selbstkritische Feststellung: 
„Das Verhältnis zwischen mittel-
ständischen Unternehmen und der 
Politik hat in den letzten Jahren 
etwas gelitten, insbesondere seit der 
Bankenkrise“. Dabei sorge gerade der 
Mittelstand für über 70 Prozent der 
Arbeitsplätze und sei die eigentliche 
Wachstumslokomotive. „Eigentlich 
haben wir trotz der Niedrigzinsphase 
ganz brauchbare Rahmenbedingungen 
und in weiten Teilen des Landes fast 
Vollbeschäftigung.“
„Gute Wirtschaftspolitik und gute 

Sozialpolitik gehören für mich zu-
sammen“, erklärte Gutting. Man 
habe die Parität bei der Kranken-
versicherung wiederhergestellt, die 
Krankenversicherungsbeiträge ge-
senkt, aber die Pflegeversicherungs-
beiräge erhöht. Insgesamt seien die 
Lohnkosten hierdurch aber gestiegen. 
Die meisten Belastungen hat der 
Mittelstand aber nach Auffassung 
von Olav Gutting durch die weiter zu-
nehmende Bürokratie. Vor allem immer 
mehr Dokumentationspflichten und 
die Datenschutzgrundverordnung wür-
den Unternehmen und Unternehmer 
belasten. Beim Abbau der Vielzahl von 
Verordnungen und Regelungen komme 
man trotz eines Beauftragten für Büro-
kratieabbau im Bundeskanzleramt 
nicht schnell genug voran. „Wir haben 
zwar die one-in-one-out-Regelung, die 
gilt aber beispielsweise nicht für Rege-
lungen der Europäischen Union“, er-
läuterte Gutting.
Auch bei der Steuerbelastung sieht 
der Bundespolitiker Handlungsbedarf: 
„Die letzte Steuerreform hatten wir 
im Jahr 2008. Inzwischen sind wir 
bei den Unternehmenssteuern, zu-
sammen mit Belgien, wieder auf einem 
Spitzenplatz“. 
In Berlin will sich Gutting daher für 

eine Körperschaftsteuerreform und die 
komplette Abschaffung des Solidari-
tätszuschlages einsetzen. „Es ist uns 
aber gelungen, die kalte Progression in 
den letzten sechs Jahren abzubauen“, 
erklärte Olav Gutting. 
Ein wichtiges Thema, gerade für den 
Mittelstand, ist nach Guttings Auf-
fassung auch der Einstieg in die steuer-
liche Forschungsförderung, um den 
Unternehmen auch die Investition 
in Personal für Forschung und Ent-
wicklung zu erleichtern. Dieses werde 
im Zuge der Digitalisierung und des 
Einsatzes von künstlicher Intelligenz 
(KI) in Industrie und Gewerbe mehr 
denn je gebraucht. Zwar werden Digi-
talisierung und KI für weniger Arbeit 
in einigen Bereichen sorgen, aber auch 
ganz neue Tätigkeiten und Berufs-
bilder schaffen. „Dafür werden ganz 

Olav Gutting MdB

Aus den Kreisen & Bezirken
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andere Qualifikationen und Kenntnisse 
benötigt. Wir brauchen also vor allem 
Investitionen in Bildung und Quali-
fizierung“, ist sich Gutting sicher.
Mit seinen Themen traf der Abgeordnete 
genau den Nerv der Unternehmer, wie 
eine angeregte Diskussion nach dem 
Vortrag deutlich machte. Themen waren 
dabei der Fachkräftemangel in einigen 

Bereichen, die Ausbildungssituation, die 
Bedeutung des Meisterbriefs und das 
Fachkräftezuwanderungsgesetz.

Jürgen Scheurer, 

Stellv. Kreisvorsitzender, 

juergen.scheurer@outlook.com,

 www.mit-karlsruhe-land.de  

MIT Stuttgart

Nikolaus-Stammtisch der MIT Stuttgart

Zur menschlichen Kulturbildung gehört 
Tradition und Brauchtum. Die MIT Stutt-
gart fühlt sich auch hier verpflichtet.
Seit über 40 Jahren trifft sich die MIT 
Stuttgart am 6. Dezember zum Nikolaus 
-Stammtisch. Es ist die letzte Gelegenheit 
des Jahres, sich im Kreis Gleichgesinnter 
über das vergangene Jahr auszutauschen, 
Politik und Wirtschaft zu diskutieren und 
sich auf Weihnachten einzustimmen. Es ist 
immer ein fröhliches, entspanntes und har-
monisches Zusammentreffen, verbunden 
mit der Neugier, was das kommende Jahr 
bringen wird. Alles Gute für 2019 !

Ute Dick,

ute-dick@t-online.de,

www.mit-stuttgart.de  
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Die Angst des Politikers vor 
dem Shitstorm

Der Begriff des Shitstorms, den der ehe-
malige australische Premierminister 
Kevin Rudd 2009 durch ein Channel 7 
Interview um die Welt schickte, hat sich 
längst auch im alltäglichen deutschen 
Sprachgebrauch eingebürgert. Die Grün-
de und Abläufe dahinter sind für viele 
Menschen jedoch leider noch immer 
Neuland.
Dabei sind Shitstorms in der heutigen 
Zeit nichts Unübliches mehr. Vor allem 
durch die Sozialen Medien werden Aus-
sagen und Meinungen blitzschnell um 
die Welt getragen und selbst bei den 
bestgemeinten Botschaften wird es 
immer jemanden geben, der sich be-
schwert. Dies musste unlängst auch die 
Balinger FU-Bundesvorsitzende und 
CDU-Integrationsbeauftragte Annette 
Widmann-Mauz erfahren, die in ihrer 
Weihnachtskarte schrieb: „Egal woran 
Sie glauben… eine besinnliche Zeit und 
einen guten Start ins neue Jahr.“ Einige 
Internetuser sahen darin „das Ende des 
Abendlandes“ (Quelle: Kommentar auf 
BILD Facebook-Seite), da Widmann-Mauz 
zuvor gegenüber Muslimen zwar den Ra-
madan erwähnte, nun jedoch gegenüber 
Christen nicht einmal mehr das Wort 
„Weihnachten“ hervorbrächte.

Angst führt zu Beliebigkeit
Shitstorms entstehen häufig aus bereits 
vernetzten Gruppen heraus, in denen ein 

(subjektiv empfundenes) Fehlverhalten 
geteilt und verurteilt wird. Daraufhin ver-
sucht dann jeder weitere Kommentator 
sich noch empörter zu zeigen als der vor-
herige. Nicht selten wird dann von Ursa-
che und Inhalt völlig Abstand genommen, 
der Urheber der Botschaft ausschließlich 
persönlich angegriffen und nur noch das 
eigene Mütchen gekühlt. Dieses auch als 
„trollen“ bezeichnete Phänomen ist für 
die Meinungsfreiheit in unserer Gesell-
schaft ein akutes Problem. Denn oftmals 
wird der Absender einer ungeliebten 
Nachricht sogar noch bei Freunden oder 
gar dem Arbeitgeber angeschwärzt.
Bei Politikern tut sich ein weiteres 
Problemfeld auf. Sie sind oftmals schon 
im Vorfeld gelähmt vor Angst, es könne 
sich auf eine klare Positionierung negati-
ve Resonanz zeigen. Besonders bei The-
men, welche der politische Wettbewerb 
mit dem Stempel „gut für das Allgemein-
wohl“ versehen hat (also v.a. Klima- und 
Umweltpolitik, soziales wie Familie, Kin-
der oder Gender) sind Politiker der Mitte 
und der konservativen Seite sehr zurück-
haltend. Dies führt jedoch dazu, dass sich 
in diesem Vakuum der Wettbewerb stark 
macht, sich sicher fühlt und jeglichen 
politischen Vorstoß durch Skandalisie-
rung erschwert.
Auch die Medien spielen hier eine wich-
tige, doch leider oftmals sehr negative 
Rolle. Anstatt als Aufklärer zu fungieren, 

schüren sie Shitstorms noch weiter an, 
sei es aus politisch-ideologischem Inte-
resse oder nur zur Steigerung der Auf-
lage. Wollen sie jedoch als seriös wahr-
genommen werden, dann sollten sie sich 
alsbald ihrer besonderen Verantwortung 
bewusst werden. Dies gelänge ganz ein-
fach, indem sie Themen versachlichen, 
Inhalte herausstellen, Urheber nach 
ihren Intentionen befragen oder sogar 
zwischen Interessengruppen vermitteln 
würden. Ein seriöser Umgang mit poli-
tischer Kommunikation wäre für viele 
Medien eine Chance, neue Autorität und 
Reputation zu erlangen.

Shitstorm aus dem Reagenzglas
Ich habe es im Selbstversuch aus-
probiert und zum Test im Dezember 
2018 in Facebook die Aussagen der 
15jährigen Schwedin Greta Thun-

Bastian Atzger
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berg analysiert, die sie am Rande des 
UN-Klimagipfels in Kattowitz tätigte. 
Diese Kritik an ihrer neuen „Jeanne 
D’Arc“ (Zitat achgut.com) erzeugte 
im Öko-Lager eine sofortige und ge-
waltige Gegenreaktion, die zwar keine 
Inhalte, jedoch umso heftigere persön-
liche Anfeindungen hervorbrachten. 
Diesen Versuch habe ich an anderen 
Stellen wiederholt, die Ergebnisse 
waren ähnlich.
Selbiges gilt auch für Twitter. Es ist 
auch hier völlig unproblematisch, 
Interessengruppen zu aktivieren, 
wenn man deren Reizworte kennt. Be-
sonders boulevardeske Journalisten 
fallen dann auf diese Reaktionen her-
ein und übertragen die Shitstorm-Aus-
sagen in die analoge Welt. Oftmals 
tun sie dies mit der Absicht, den Ur-
heber vorzuführen oder, wie oben er-
wähnt, zur Skandalisierung oder aus 
Absatzgründen. In Wirklichkeit je-
doch verbreiten sie die Nachricht nur 
und tragen zur Bekanntmachung und 
Wahrnehmung des Urhebers bei. In 
meinem Fall war dies durch eine hohe 
Anzahl von Likes, Kommentaren und 
Retweets messbar.

Nutze deine Feinde
Diese Art von Konfrontation mit 
Meinung und Fakten ist somit nichts 
Schlechtes. Im Gegenteil. Sie bil-
det das eigene Profil und sie schärf-
te die rhetorischen Qualitäten. So 
suchte sich zum Beispiel der ehe-
malige britische Premierminister Tony 
Blair vornehmlich kritische Gruppen 
und Medienvertreter, die aus ideo-

logischen Motiven gegen ihn arbeite-
ten. Das Ergebnis dieser „Masochis-
mus-Strategie“ (Quelle: Margaret 
Scammel, American Academy of Po-
litical and Social Science, 2007) war 
ein erhöhtes Medien-Interesse und 
ein geschärftes Leader-Profil auch bei 
seiner eigenen Stammwählerschaft. 
Man muss natürlich nicht gleich in 
Trump-Manier die gegnerischen Wäh-
ler beleidigen – ihnen jedoch stets 
Kante und Argumente entgegenzu-
stellen, hat sich jedoch in wissen-
schaftlichen Untersuchungen als Vor-
teil erwiesen.
Es war noch nie so leicht wie heute, die 
eigene Meinung so weit und so schnell 
mit anderen Menschen zu teilen. 
Natürlich können gut vernetzte Grup-
pen oder Internet-Trolle stets Gegen-
kampagnen starten, selbst bei kleinen 
Ursachen, doch dieser Bestandteil 
des Systems sollte Basis eines Lern-
prozesses sein für alle Beteiligten, also 
für User, Medien und Politik. Gerade 
erfahrene Internetuser sollten lernen, 
nicht auf Trolle hereinzufallen, sondern 
ihnen mit Authentizität, klaren Argu-
menten und besonders Ironie zu be-
gegnen. Nichts entwaffnet mehr.

Mut zur Kante und zur freien 
Meinung
Notwendig erscheint jedoch vielmehr, 
dass Politik und führende Medien de-
finieren, wie die politische Diskussion 
geführt werden soll. Darf Meinung frei 
sein oder stellen wir sie unter das Dik-
tat der Political Correctness, so dass 
sich von Meinung primär niemand ver-

letzt fühlen darf? Dies zu klären, wäre 
ein wichtiger gesellschaftlicher Schritt, 
doch wie so oft, sind weder von Sei-
ten der Politik noch der Medien ent-
sprechende Intentionen spürbar.
In der Realität erleben wir, dass sich 
nur wenige Politiker trauen, klare 
Kante zu formulieren. Sie wagen lieber 
weichgespülte Postings und zeigen Im-
pressionen von der letzten Auslands-
reise oder wem man wieder lächelnd 
die Hand geschüttelt hat. Das Provo-
zieren oder Einfordern von Reaktionen 
jedoch, was nicht nur aus Marketing-
sicht elementar wichtig wäre für jede 
Policy einer Partei, wird aus Angst vor 
negativen Reaktionen von vielen Politi-
kern schlichtweg unterlassen.
Diese möchten nämlich virtuell lie-
ber „Everybody’s Darling“ sein und 
messen ihre Beliebtheit anhand von 
Likes. Dabei erscheinen sie jedoch 
nur beliebig und sind somit eher, frei 
nach Franz Josef Strauß, „Everybody’s 
Depp“. Doch gerade in Zeiten er-
starkender populistischer Parteien 
links und rechts der gesellschaftlichen 
Mitte wären klare Formulierungen und 
direkter Dialog umso wichtiger. Haben 
wir doch endlich den Mut, offen, 
inhaltlich und deutlich zu kommuni-
zieren und unterstützen wir diejenigen 
gegen Internettrolle und Boulevard-
journalisten, die es sich trauen. Am 
Ende wird es sich nämlich für alle 
lohnen.

Bastian Atzger, 

bastian.atzger@mit-wueho.de,

www.mit-wueho.de  
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MIT Ortenau 

Kommunale 
Eigenbetriebe 
im Blickfeld

MIT Kreisverband Ortenau diskutiert 
über Bedarf örtlicher Daseinsvorsorge.

Wie viel Staat darf‘s sein? Dieser Frage 
folgten am vergangenen Dienstag 
dem MIT Kreisverband Ortenau und 
der CDU Stadtverband Zell im Gast-
haus Pflug und nahmen sich die kom-
munalen Eigenbetriebe genauer unter 
die Lupe. „Abwasser, Gas-, Energie-, 
Wasserversorgung oder kommunale 
Wohnbaugesellschaften zählen zu den 
Klassikern in den Kommunen, die hier 
Jahr für Jahr immer mehr Zuwachs bei 
unternehmerischen Tätigkeiten ver-
zeichnen“, beginnt Hannes Grafmüller, 
Kreisvorsitzender der MIT Ortenau 
mit der Thematik der Eigenbetriebe. 
„Bereits 300 Mrd Euro Umsatz erwirt-
schaften kommunale Eigenbetriebe 
jährlich, das sind schon fast 10 % des 
Bruttoinlandproduktes. Deshalb müs-
sen die kommunale Privilegien wie Be-
freiung von Umsatzsteuer bei öffent-
lich rechtlichen Unternehmen wie die 
Freistellung von fairem Wettbewerb 
und Vergaberecht dringend auf den 
Prüfstand“, so Grafmüller weiter. Dr. 
Tobias Bringmann, Geschäftsführer des 

Verbands kommunaler Unternehmen, 
führt mit dem Begriff der „Daseins-
fürsorge“ in die Ursprünge der eige-
nen, städtischen Unternehmen ein. 
„Dieser Begriff umschreibt sämtliche 
Tätigkeiten des Staates, welche einer 
grundlegenden Versorgung der Be-
völkerung mit wesentlichen Gütern 
oder Dienstleistungen dienen. Sie si-
chern die Existenzen und übernehmen 
zivilisatorische Grundversorgung“, so 
Dr. Bringmann. Als Beispiel nannte er 
insbesondere die Wasserversorgung, 
die insbesondere in Deutschland einen 
hohen Stellenwert genießt. „Wer mit 
der Wasserversorgung Experimente 
versucht, wird schnell eine Revolution 
der Bürger auslösen!“, war sich der Ge-
schäftsführer sicher. Allerdings seien 
unter anderem viele Bereiche wie der 

Betrieb von Schwimmbädern und Park-
häuser für den Markt keine lukrativen 
Geschäfte, die Bevölkerung brauche 
sie aber trotzdem. „Ein durchschnitt-
liches Schwimmbad in einer Stadt der 
Größe von Zell a. H. müsste alleine 
schon knapp 30 € Eintritt verlangen, 
damit es kostendeckend betrieben 
werden kann.“ In solchen Fällen sind 
die Eigenbetriebe gerne im Bereich der 
Wasserversorgung zu finden, um über 
Abschreibung eine entsprechende Re-
finanzierung erzielen zu können. Damit 
ist eine Kernaufgabe der kommunalen 
Daseinsversorgung, bei Marktversagen 
die Lücken zu schließen, um so die ge-
sellschaftliche Wohlfahrt zu steigern. 
Dass Unternehmen der freien Wirt-
schaft mit kommunalen Versorgern 
konkurrieren, sei auch nicht unbedingt 

(Von links) Hannes Grafmüller, Dr. Tobias Bringmann, Dr. Albrecht Geier
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immer der Fall. Als Beispiel nannte Dr. 
Bringmann die Tatsache, dass viele 
Dienstleistungen in anderen Ländern 
aus eigener Hand erbracht werden 
müssen, während sie in Deutschland 
lediglich in Anspruch genommen wer-
den. Dr. Bringmann wertet besorgt, 
„der ländliche Raum hat jetzt schon 
keine Post, keine Bankautomaten, 
keine Einzelhandelsgeschäfte und 
damit auch keine ausreichende Ver-
sorgung mehr. Eine Rückführung von 
Infrastrukturen wird unweigerlich zu 
einem gesellschaftlichen Problem und 
kann, wie es die neuen Bundesländer 
zeigen, zu Radikalisierungen führen.“ 
Bis 2021 wird sich die Datenmenge, 

die über das Netz läuft, verdoppeln. 
Die Veränderung in der Arbeitswelt 
und die immer größer notwendigere 
Bandbreite machen die Investition 
und den Ausbau von Glasfasernetze 
unumgänglich. Ziel sollte der Aufbau 
eines schnellen Netzes für unterver-
sorgte Gebiete bleiben. Im ländlichen 
Raum zeigt sich das Marktversagen 
im Bereich des Breitbandausbaus. Die 
Privatisierung der Telekom hat gerade 
dort nicht zu einer Verbesserung der 
Bandbreite des Internets geführt, weil 
hier nicht die Grundversorgung des Be-
völkerung im Vordergrund stand, son-
dern nur wirtschaftliche Interessen. 
„Die Aktiengesellschaft denkt profit-

orientiert und investiert dort, wo der 
Markt im Wettbewerb steht“, erläutert 
Dr. Bringmann und führt kritisch fort: 
„Diese Dimension zeigt noch größere 
Auswirkungen. Wenn der Bund trotz 
Mehrheitshalter an Aktienanteilen hier 
nicht regulierend eingreift.“ Fehlanreize 
müssten von öffentlich gefördertem 
Breitbandausbau und dem Ausnützen 
von Rechten endlich gestoppt werden. 
„Solange die Telekom ihre Kabel jeder-
zeit bei Tiefbauarbeiten mit verlegen 
kann, wird sich nichts ändern.“ Dr. Al-
brecht Geier, Bundesvorstandsmitglied 
der Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU, nimmt die kleinen 
Handwerker und mittelständischen 
Unternehmen in Schutz. “Kommuna-
le Eigenbetriebe sollen lieber nur da 
tätig sein, wo es überhaupt erst gar 
keinen lokalen Markt gibt oder Märk-
te vom Aussterben bedroht sind wie 
zum Beispiel im Einzelhandel.“ Ener-
gie- und andere Netzinfrastrukturen 
sind und bleiben Aufgaben der dafür 
ausgelegten wenigen Unternehmen 
und nicht Aufgabe einer Stadt. Auch 
wenn die Gemeindeordnung mit dem 
§ 102 vorschreibt, nur wenn die Kom-
mune es besser kann als die Privatwirt-
schaft, solle hier eine Gründung eines 
Eigenbetriebes möglich sein, allerdings 
entscheidet hier ausschließlich der 
Gemeinderat. In manchen Städten in 
der Ortenau findet sogar derzeit eine 
Rekommunalisierung von Energie-
betrieben statt. Abschließend konsta-
tierte der Stadtverbandsvorsitzende 
Grafmüller, dass die Bedeutung der 
Eigenbetriebe in den Kommunen nur 
unter Prüfung der Kriterien der Da-
seinsvorsorge und wirtschaftlichen 
Notwendigkeit in Frage kommen darf, 
solange hier keine Konkurrenzver-
zerrung entsteht. Mit den Worten 
„Unternehmerische Tätigkeiten nur 
dort, wo der Markt versagt und die 
Versorgung der Bevölkerung nicht ge-
währleistet wird“, schließt Grafmüller 
die Sitzung und bedankt sich bei dem 
Referenten mit einer Hahn & Henne 
Namenstasse aus Zell a. H. und dem 
Publikum für die rege und spannende 
Diskussion.  

 Hannes Grafmüller, 

hannes@grafmueller-gmbh.de, 

www.mit-ortenau.de  
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Bezirksvorstand der MIT-Süd-
baden in der Badischen Staats-
brauerei Rothaus AG

In der 
Tradition liegt 
die Zukunft 

Handwerkliche Braukunst ist nicht nur zeit-
los, sondern, wenn man die Räumlichkeiten 
der Badischen Staatsbrauerei Rothaus AG 
besichtigt, auch seiner Zeit voraus. Die 
Erfolgsgeschichte dieser Brauerei kann 
nicht nur jedem Mittelständler als Beispiel 
dienen, sondern auch als Bestätigung des 
„unternehmerischen“ Bauchgefühls. Leis-
tung und Qualität sind nicht nur zeitlos, 
sondern setzt sich auch zu allen Zeiten 
durch. Es lohnt sich nicht, den schnell-
lebigen Trends hinterher zu laufen und 
auf Masse statt Klasse zu setzen. Qualität, 
Handwerkskunst und die Überzeugung, 
das Richtige zu tun, münden in Erfolg. So 
waren es auch wirtschaftliche und struktur-
politische Gründe, als das Benediktiner-
kloster St. Blasien im Jahre 1791 die Braue-
rei Rothaus gründete. Fürstabt Martin 
Gerbert II. verstand es vorzüglich, Politik, 
Wirtschaft und Lebensfreude miteinander 
zu verbinden. Das klare Bekenntnis zu Pro-
dukten aus der Umgebung, die hierdurch 
spürbare Wirtschaftsförderung in der Re-
gion und der gelebte Qualitätsanspruch 
machten das Bier aus Grafenhausen über 
die Grenzen Südbadens hinweg bekannt. 
Es sind nicht nur Auszeichnungen wie 
„Marke des Jahres“, sondern die Staats-
brauerei Rothaus AG hat mit Produkten 
wie Tannenzäpfle und Maidle, der Werbe-
figur Biergit, mittlerweile Kultstatus er-
reicht. Dieser erschöpft sich nicht in der 
Bundeshauptstadt, sondern strahlt über 
Deutschland hinaus. Obwohl die Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung (MIT) 
unternehmerischen Tätigkeiten seitens des 
Staates eher kritisch gegenüber steht, zeigt 
dieses Erfolgsmodell, dass es prinzipiell 
auch möglich ist, einen staatlichen Betrieb 
wirtschaftlich zu führen und Steuerauf-
kommen zu generieren. Wenn Wirtschafts-
förderung nicht als kurzfristiges Projekt, 

sondern als langlebiges Unternehmen an-
gelegt ist, profitieren alle. Zukunftsfähig 
ist, wer die Werte der Vergangenheit nicht 
leichtfertig opfert, sondern in der Gegen-
wart verantwortungsvoll und mit Augen-
maß die Zeichen der Zeit zu lesen weiß. 
Wirtschaftlicher Erfolg ist nachhaltig und 
kann sich nicht immer in einem Quartals-
bericht erschöpfen. Familienbetriebe und 
inhabergeführte Firmen machen es oft vor: 
wer in Generationen denkt, kann auch mal, 
im Vertrauen auf Können und Qualität, ein 
Quartal mit Rückschlägen oder eine Durst-
strecke einstecken und überleben.

Viele der anwesenden Mittelständler 
fanden sich und ihre Denkweise in den 
Ausführungen des Alleinvorstands der 
landeseigenen Rothaus-Brauerei, Chris-
tian Rasch, wieder. Erfolg zeigt sich, in-
dem man bodenständig, greifbar und 
auch regional agiert. Der Bezirksvor-
stand der MIT wählte die Heimat von 
Biergit für die konstituierende Sitzung, 
denn: Südbaden hat Strahlkraft.

Ruth Baumann, 

r.baumann@baumann-co.de,

www.mit-suedbaden.de  

(Von links) Norbert Bekermann, Christian Rasch Rothaus AG, Ruth Baumann, Daniel Hackenjos, 
Armin Leicht, auf dem Bild fehlt Rainer Eschbach

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT zu Gast bei der JU

Landestag der 
Jungen Union

Am 27. Oktober fand der 47. Landestag 
der Jungen Union Baden-Württemberg in 
Weil der Stadt im Kreis Böblingen statt. 
Mehr als 250 JUler sind an diesem Sams-
tag aus dem ganzen Ländle zusammen-
gekommen, um – in Anbetracht der bevor-
stehenden Europawahl 2019 – gemeinsam 
die Zukunft Europas zu diskutieren. Mit 
dabei waren unter anderem Innenminister 
Thomas Strobl, Generalsekretär Manuel 
Hagel MdL, der Vizepräsident des Europäi-
schen Parlaments, Rainer Wieland MdEP, 
sowie Tanja Gönner in ihrer Funktion als 
Vorstandssprecherin der Deutschen Ge-
sellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit. Wie jedes Jahr ist die Umsetzung 
eines solchen Events mit entsprechenden 
Kosten und Aufwand verbunden; wir dan-
ken daher dem MIT-Kreisverband recht 

herzlich für die finanzielle Unterstützung 
und haben uns sehr gefreut, Vertreter 
des Landes- und Kreisverbands vor Ort 
begrüßen zu dürfen, darunter auch der 
frischgewählte MIT-Landesvorsitzende 
Oliver Zander. Wir blicken nun zurück auf 
eine rundum gelungene Veranstaltung – 
ein toller Jahresabschluss, mit dem wir ge-
stärkt in das Wahljahr 2019 starten!

Sabrina Hohl,  

Landesgeschäftsführerin  

Junge Union Baden-Württemberg, 

 junge.union@cdu-bw.de, 

 www.ju-bw.de  

Angeregte Diskussion zwischen der JU und der MIT

MIT Land

Oliver Zander

Klare Meinung der JU zum Thema Diesel-Fahr-
verbote

Viele Teilnehmer folgten der Einladung der JU

Aus der Region -
für die Region
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72275 Alpirsbach
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78727 Oberndorf a.N.
Tel. 07423 - 8766-21
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Landespolitik

„Attraktive Kommunen sind ein Standortvorteil 
für unsere kleinen und mittleren Unternehmen“

Mit ihrer jährlichen Fraktionsklausur ist die CDU-Landtags-
fraktion in Nürtingen in das Jahr 2019 gestartet. Nach drei 
Tagen intensiver Beratung haben die Abgeordneten ein 
12-Punkte-Programm für starke Kommunen verabschiedet. 
Damit möchte Fraktionschef Prof. Dr. Wolfgang Reinhart auch 
dem Mittelstand im Land einen Standortvorteil verschaffen. 

Herr Professor Reinhart, die CDU-Fraktion versteht sich als 
die Kraft für die Kommunen in der Landespolitik. Wo setzen 
Sie dabei die Schwerpunkte?
Die starke und faire Partnerschaft zwischen dem Land und 
seinen Kommunen liegt uns sehr am Herzen. Wir brauchen 
leistungsfähige Kreise, Städte und Gemeinden. Denn wir wol-
len, dass sie ihre vielfältigen Aufgaben für die Bürgerinnen und 
Bürger im Land zuverlässig und gut erfüllen können. 

Was bedeutet das konkret?
Die finanzielle Ausstattung der Kreise, Städte und Gemeinden 
in Baden-Württemberg ist bundesweit spitze. Die Kommunen 
erhalten knapp ein Viertel der Steuereinnahmen des Landes. 
Zum Vergleich: In Bayern liegt diese sogenannte Verbundquote 
gerade einmal halb so hoch. Damit die Kommunen auch von den 
Steuermehreinnahmen des Landes profitieren, haben wir einen 
Sanierungsfonds für Schulen und Brücken mit über 600 Millio-
nen Euro aufgelegt.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL im Gespräch mit Arnulf Freiherr von Eyb MdL

Landespolitik
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Wie kann der Mittelstand in Baden-Württemberg davon 
profitieren? 
Attraktive Kommunen sind ein absoluter Standortvorteil für 
unsere kleinen und mittleren Unternehmen, gerade im länd-
lichen Raum. Denn die starken ländlichen Räume sind das Rück-
grat unserer Wirtschaftskraft und Lebensqualität. Wenn junge 
Familien und Fachkräfte in der Heimatgemeinde bezahlbaren 
Wohnraum finden, ein gutes Angebot zur Kinderbetreuung be-
kommen oder sich auf die medizinische Versorgung verlassen 
können, werden sie nicht in die Ballungszentren abwandern. 
Gleichzeitig profitieren die Unternehmen auch ganz direkt 
durch bessere Verkehrswege, einen Ausbau der digitalen Infra-
struktur und mehr Wohnraum. 

Wie steht es um die Digitalisierung der Schulen?
Gemeinsam mit den Kommunen haben wir eine „Anschub-
finanzierung zur Digitalisierung an Schulen“ in Höhe von 150 
Mio. Euro vereinbart. An rund 100 Schulen laufen gerade ver-
schiedene Tablet-Projekte, um weitere wissenschaftliche Er-
kenntnisse über den Nutzen und intelligenten Einsatz digitaler 
Medien im Unterricht zu gewinnen.

Welche Rolle spielt die Kinderbetreuung?
Familienfreundlichkeit ist ein gewichtiger Standortfaktor. Des-
halb unterstützen wir die Kreise, Städte und Gemeinden auch 
beim Ausbau einer attraktiven und hochwertigen Kinder-

betreuung. Ab diesem Jahr verdoppeln wir die Förderung der 
Kindergärten schrittweise auf rund eine Milliarde Euro. Hinzu 
kommt der Pakt für gute Bildung und Betreuung - ein Meilen-
stein. Er beinhaltet eine Ausbildungsoffensive für Fachkräfte, 
eine stärkere Unterstützung in der Inklusion und eine Stärkung 
der Kindertagespflege.

Viele Kommunen klagen über zu langsames Internet, wie 
lösen Sie dieses Problem?
Lebenswerte und attraktive Kommunen brauchen eine moder-
ne Infrastruktur. Mit dem flächendeckenden Breitbandausbau 
starten wir endlich durch ins digitale Zeitalter. Unser Ziel ist es, 
den Breitbandausbau in allen Teilen des Landes voranzubringen. 
Dafür werden wir bis zum Ende der Legislaturperiode eine Mil-
liarde Euro zur Verfügung stellen. Die Hälfte davon fließt in 
die dringend notwendige Infrastruktur. So hat das Land alleine 
2018 weit über 500 kommunale Breitbandprojekte gefördert.

Was ist mit den Straßen? 
Auch leistungsfähige Verkehrswege und moderne Mobilitäts-
angebote entscheiden über die Zukunft der Kommunen. Ab 
nächstem Jahr stehen 320 Millionen Euro jährlich für die För-
derung kommunaler Verkehrsinfrastruktur bereit. Mit diesen 
Mitteln können die Kommunen ihre Straßen, den Öffentlichen 
Personennahverkehr sowie Rad- und Gehwege ausbauen. 

Wie verbessern Sie die medizinische Versorgung vor Ort 
und im ländlichen Raum?
Die Menschen im ganzen Land vertrauen auf eine erstklassige 
medizinische Versorgung. Deshalb sprechen wir uns für eine 
Landarztquote aus. Um die Ärzteversorgung zu erhalten, haben 
wir die Zahl der Medizinstudienplätze um 10 Prozent erhöht. 
Auch die Krankenhausversorgung im Land müssen wir sicher-
stellen. Dazu haben wir in den vergangenen Jahren die Landes-
mittel für die Investitionen der Krankenhäuser erhöht.  Ein be-
sonderes Augenmerk richten wir auf die Pflege. So unterstützen 
wir das Aktionsbündnis für Kurzzeitpflege für einen Ausbau der 
Plätze in der Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflege. 

Was unternehmen Sie, damit mehr bezahlbarer Wohnraum 
entsteht?
Das Programm zur Förderung von Wohnraum ist mit jährlich 
250 Millionen Euro eines der größten in der Landesgeschichte. 
Schwerpunkt ist die Förderung von Mietwohnraum und sozia-
lem Wohnraum. Außerdem war die Änderung der Landesbau-
ordnung ebenfalls ein Teil unserer Wohnraumpolitik: Wir haben 
das Bauen schneller, einfacher und kostengünstiger gemacht. 
Eine ausreichende Wohnraumversorgung erreichen wir aller-
dings nur mit neuen Flächen, die bald bebaut werden können. 
Dabei spielen die Gemeinden eine tragende Rolle. Mit dem 
„Kommunalfonds Wohnraumoffensive BW“ werden wir künftig 
dort unterstützen, wo Wohnraum entsteht – nämlich vor Ort in 
den Kommunen.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart,

 marcel.busch@cdu.landtag-bw.de, 

www.fraktion.cdu-bw.de  

Landespolitik
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Wir wollen 
nicht Green-
keeper  
der Chinesen 
werden

Im Januar hat die Grün-Schwarze Landes-
regierung dem EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker ihr Europa-Leitbild 
übergeben. Das Leitbild soll den Pro-Euro-
päischen Wahlkämpfern Rückenwind 
geben für die Europawahlen am 26. Mai. 
Der Vorsitzende der CDU-Fraktion im 
Landtag und ehemalige Europaminister 
des Landes, Prof. Dr. Wolfgang Reinhart, 
setzt sich seit Jahren für ein starkes Europa 
der Regionen ein. 
Ein starkes und geeintes Europa gehört 
seit je her zur DNA der CDU. Baden-Würt-
temberg liegt im Herzen Europas und 
daher ist es für die CDU-Landtags-
fraktion von elementarer Bedeutung, in 
welche Richtung sich Europa entwickelt. 
Wir stehen zu Europa und dieser Union 
und haben daher das Leitbild der Landes-
regierung vorangetrieben. Für uns steht 
fest: Nationalismus, Protektionismus 
und Populismus sind nicht die Zukunft 
Europas. Vielmehr ist unser Ziel ein star-
kes Europa der Regionen. 
Baden-Württembergs Außenpolitik geht 
daher seit Jahren genau in diese Rich-
tung. Mit der internationalen Bodensee-
konferenz, dem Oberrheinrat, den vier Mo-
toren (Baden-Württemberg, Katalonien, 
Lombardei und Auvergne-Rhône-Alpes) 
und der von uns initiierten Donauraum-
strategie fördern wir den regionalen Aus-
tausch.  Denn wir sind überzeugt davon, 
dass die Vertreter vor Ort besser als eine 
Behörde in Brüssel wissen, wo den Bürgern 
und dem Mittelstand der Schuh drückt. 
Diesen Weg müssen wir weitergehen. 
Europa muss von unten, also subsidiär, auf-
gebaut sein. Was die Nationalstaaten und 
ihre Regionen alleine umsetzen können, 
muss auch weiterhin bei ihnen bleiben. 
Brüssel darf nicht alles an sich ziehen. Des-
halb sind wir nach wie vor gegen eine Ver-

allgemeinerung der Einlagensicherungs-
systeme und eine Verallgemeinerung von 
Schulden durch Euro-Bonds. Gerade beim 
Thema Steuern pochen wir auf die Bei-
behaltung der nationalen Kompetenzen. 
Steuern sind eine nationale Kernhoheit. 
Das dürfen wir nicht an Brüssel delegieren. 
Daher wollen wir grundsätzlich für alle Be-
reiche klar definieren: 
Was bringt Mehrwert für Europa?
Wo gilt Einstimmigkeit? 
Wo gilt qualifizierte Mehrheit? 
Wo gilt nationale Hoheit? 
Entscheidend ist, dass Rechte des 
Nationalstaats und der Regionen nur 
dort abgegeben werden, wo ein wirk-

licher Mehrwert für unser Land besteht. 
Gleichzeitig muss Europa international 
mit den USA und China ein starker dritter 
Player bleiben. Wir dürfen uns hier nicht 
aus dem Wettbewerb verabschieden, 
sonst sind wir irgendwann der Green-
keeper der Chinesen. Als gespaltene 
Gemeinschaft jedenfalls werden wir ab-
gehängt. Nur gemeinsam sind wir stark. 
Auch das sollte eine Erfahrung der Brexit-
diskussion sein. 

Pressestelle,  

CDU-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg,  

marcel.busch@cdu.landtag-bw.de,  

www.fraktion.cdu-bw.de   

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Landespolitik
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Die wichtigsten Änderungen im 
Arbeitsrecht für 2019 in Kürze

1. Brückenteilzeit 
Ab 1. Januar können Arbeitnehmer, 
die in Unternehmen mit mindestens 
45 Angestellten arbeiten und seit min-
destens sechs Monaten dabei sind, ver-
langen, dass ihre Arbeitszeit für einen 
bestimmten Zeitraum von einem Jahr 
bis fünf Jahre reduziert wird.
Der Arbeitnehmer erhält ein Rück-
kehrrecht zu einer Vollzeitstelle. Das 
Gesetz greift für alle Arbeitnehmer, 
die ab dem 01.01.2019 einen Arbeits-
vertrag in Teilzeit abschließen. 
Kleinstunternehmen sind von der Re-
gelung ausgeschlossen. Unternehmen 
mit 45 bis 200 Angestellten müssen 
diesen Anspruch nur einem von 15 Mit-
arbeitern gewähren.
Im Rahmen der Beweislastumkehr 
muss der Arbeitgeber beweisen, 
dass der Arbeitnehmer für die zu be-
setzende Vollzeitstelle ungeeignet ist. 
Zuvor war es so, dass der Angestellte 
zu beweisen hatte, dass er geeignet ist.
Noch immer können betriebliche 
Gründe gegen eine Rückkehr in Voll-
zeit stehen. 

2. Änderung der Beiträge in gesetz-
licher Krankenversicherung  
(neu 50/50)
Ab 01.01.2019 kommen Arbeitgeber 
und Beschäftigte paritätisch für die 
Beiträge zur Krankenversicherung auf.

Seit 2015 liegt der Beitrag für die gesetz-
liche Krankenversicherung bei 14,6 Pro-
zent. Die Hälfte davon übernimmt der 
Arbeitgeber. Ausgaben, die darüber 
hinausgingen, wurden bisher über einen 
vom Arbeitnehmer zu tragenden Zusatz-
beitrag finanziert (zwischen 0,83 und 1,1 
Prozent).
Dieser Zusatzbeitrag wird in Zukunft 
auch zur Hälfte von Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer finanziert. 

3. Senkung der Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung
Ab 01.01.2019 sinkt der Beitrag 
zur Arbeitslosenversicherung dauer-
haft um 0,4 Prozentpunkte (von 3,0 auf 
2,6 Prozent). Per Verordnung wird er 
befristet bis Ende 2022 um zusätzliche 
0,1 Prozentpunkte gesenkt, d.h. er be-
trägt ab 1.1.2019 2,5 Prozent und ab 
1.1.2023 2,6 Prozent.

4. Erhöhung des Mindestlohns 
Zum 01.01.2019 steigt der gesetzliche 
Mindestlohn von 8,84 Euro auf 9,19 
Euro pro Stunde und zum 01.01.2020 
auf 9,35 Euro.

5. Neuer Branchenmindestlohn für 
Maler, Gebäudereiniger, Dachdecker 
und im Baugewerbe
Ab 01.01.2019 steigt der Mindestlohn 
bei den Gebäudereinigern und der 

Mindestlohn 2 im Dachdeckerhandwerk.
Ab 01.03.2019 steigt der Mindestlohn 
im Baugewerbe.
Ab 01.05.2019 steigt der Mindestlohn 
für Maler und Lackierer.

6. Neuer Sozialkassenbeitrag
Ab 01.01.2019 steigen die Beiträge, 
die Baubetriebe an die Sozialkasse der 
Bauwirtschaft (Soka-Bau) bezahlen 
müssen. Der Gesamtsozialkassenbei-
trag liegt dann in Westdeutschland bei 
20,8 % statt vorher 20,4 % und in ost-
deutschen Bundesländern 18,8 % statt 
zuvor 17,2 %.

7. Dienstfahrräder steuerfrei 
Ab 1.1.2019 ist die Überlassung von 
Dienstfahrrädern steuerfrei möglich. 
Der Arbeitnehmer muss den geldwerten 
Vorteil nicht länger versteuern.
Elektro- und Hybridfahrzeuge werden 
mit 0,5 % statt 1 % versteuert. 

Inka Sarnow, 

is@kanzlei-sarnow.de,

www.mit-karlsruhe.de  

Inka Sarnow

Gesetzesnews
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„Augen auf“ (!)  
bei internationalen Ver-
trägen und Gerichtsstand

Verträge mit ausländischen Vertrags-
partnern gehören immer mehr zum 
Tagesgeschäft. Anders als bei inner-
deutschen Vertragsschlüssen ist die 
Vereinbarung eines Gerichtsstands 
bei internationalen Verträgen von er-
heblicher Bedeutung - denn wer ist 
schon gerne den Unwägbarkeiten 
einer Streitigkeit vor ausländischen 
Gerichten ausgesetzt? Neben der 
Schwierigkeit, guten Rechtsbeistand 
vor Ort zu finden, ist meist mit nicht 
unerheblich höheren Kosten zu rech-
nen und im ungünstigsten Fall – ohne 
besondere Vereinbarung zur Rechts-
wahl - hat das ausländische Gericht 
nach deutschem Recht zu entscheiden, 
was zu kostspieligen Rechtsgutachten 
führen kann. 
Dass aber gerade bei internationalen 
Verträgen andere Maßstäbe für die 
Einbeziehung einer Gerichtsstand-
vereinbarung in den Vertrag gelten, 
als bei innerdeutschen Vertrags-
beziehungen, zeigt einmal mehr die 
Entscheidung des BGH (Urteil vom 26. 
April 2018 – Az. VII ZR 139/17 -):

Gerichtsstandklausel im Angebot 
und AGBs ausreichend?
Ein deutsches Unternehmen hatte 
mit seinem österreichischen Ge-
schäftspartner einen Vertrag über 
die Verbringung einer Industrie-
anlage von Deutschland nach Öster-
reich geschlossen. Das per Email 
übermittelte Vertragsangebot des 
deutschen Unternehmens über die 
Verbringung der Anlage enthielt u.a. 
die Bestimmung, dass als Gerichts-
stand Nürnberg vereinbart sei. Zudem 
waren dem Angebot die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der deutschen 
Auftragnehmerin beigefügt, die eine 
gleichlautende Regelung enthielten. 
Das Angebot war von der öster-
reichischen Auftraggeberin mündlich 
ohne Beanstandung oder gar Über-

sendung eigener AGBs angenommen 
und der Vertrag anschließend wie an-
geboten durchgeführt worden. 
Als es zwischen den Parteien zu Un-
stimmigkeiten über die Höhe der noch 
zu zahlenden Restvergütung kam, er-
hob die deutsche Auftragnehmerin 
Zahlungsklage vor dem Landgericht 
Nürnberg. Die Nürnberger Richter 
sahen sich jedoch in zweiter Instanz 
als international nicht zuständig an 
und verwiesen die Klägerin auf den 
allgemeinen Gerichtsstand am Sitz 
der beklagten Auftraggeberin in 
Österreich.  

Formerfordernisse für Gerichts-
standvereinbarungen nach der 
Brüssel-Ia-Verordnung 
Streitgegenstand des Verfahrens war 
die Frage, ob eine Gerichtsstands-
vereinbarung wirksam und unter Be-
achtung der Formvorschriften der 
hier anwendbaren europäischen Ver-
ordnung (sog. Brüssel-Ia-Verordnung) 
zu Stande gekommen war. Nach den 
Vorschriften der Verordnung ist eine 
Gerichtsstandsvereinbarung zwischen 
Parteien, die in unterschiedlichen Mit-
gliedstaaten ansässig sind, schriftlich 
oder mündlich mit schriftlicher Be-
stätigung zu schließen. Andernfalls gilt 
eine Gerichtsstandvereinbarung nur 
dann auch als wirksam vereinbart, wenn 
die Art und Weise der Vereinbarung 
einem internationalen Handelsbrauch 
entspricht, den die Parteien kannten 
bzw. kennen mussten. 
Da eine schriftliche Vereinbarung 
bzw. die schriftliche Bestätigung einer 
mündlichen Vereinbarung im hier zu 
entscheidenden Fall nicht festgestellt 
werden konnte, hatte sich die Kläge-
rin auf den Vortrag zurückgezogen, 
dass die Parteien den Gerichtsstand 
im Wege eines Handelsbrauchs ver-
einbart hätten. Dies aber ist letztlich 
„dünnes Eis“.

Denn der BGH hat zwar die Auffassung 
vertreten, dass hierüber grundsätzlich 
Beweis erhoben werden muss. Ob aber 
die Klägerin nach Durchführung einer 
Beweisaufnahme beim Oberlandes-
gericht, an welches der Fall zurück-
verwiesen wurde, Recht bekommen 
wird, steht auf einem anderen Blatt: 
denn dass der Nachweis des Bestehens 
eines Handelsbrauchs nur schwer zu 
führen ist, dürfte auf der Hand liegen.

Fazit: 
Gerade im internationalen Rechtsver-
kehr ist ein stärkeres Augenmerk auf 
Formvorschriften zu legen. Wenn es 
um die Vereinbarung eines Gerichts-
stands geht, ist die bloße Über-
mittlung von AGBs nicht ausreichend, 
ebenso bleibt ein ausdrücklicher Hin-
weis im Vertragstext ohne rechtliche 
Wirkungen, wenn das Angebot nicht 
schriftlich angenommen wird. 

Berthold Straetmanns, 

dmp@derra-ul.de, 

www.derra.eu/de  

Berthold Straetmanns

Gesetzesnews
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Finanzielle Vorteile bei der  
betrieblichen Altersvorsorge

Moderne Altersvorsorge für Unter-
nehmer/innen ohne bilanzielle 
Ausweisung  
Transparent, flexibel, zeitgemäß
Moderne betriebliche Pensionszusagen, in 
Form der wertpapiergebundenen Zusage, 
können eine Renaissance erlangen, da sie bei 

entsprechender Gestaltung bilanzneutral 
sind, also bilanziell nicht ausgewiesen werden 
müssen. Gleichzeitig ergeben sich aber fi-
nanzielle Vorteile für Unternehmer/innen im 
Vergleich zu einer privaten Altersvorsorge.
Hierzu 2 Beispiele:

Beispiel 1:
Frau, Geburtsdatum 01.01.1975
Eintrittsdatum 01.01.2005
Zusagedatum 01.12.2018
Entgeltumwandlung (Tantieme) 30.000,– 
Euro einmalig, Alters- und Hinter-
bliebenenkapital 30.000,– Euro zuzüglich 
Kapitalerträge, Altersgrenze 67 Jahre
Steuerwirksame Pensionsrückstellung 
zum 31.12.2018 7.800,– Euro
Handelsbilanzielle Rückstellungen 0,– Euro

Der Entgeltverzichtsbetrag bleibt lohn-
steuerfrei und bis 3120,– Euro sozialab-
gabenfrei (4% der BBG von 78000 Euro), 
bzw. in voller Höhe auch sozialabgaben-
frei, falls der Entgelt-Umwandlungsbetrag 
oberhalb der BBG liegt.

Beispiel 2:
Mann
Geburtsdatum 01.01.1970 
Eintrittsdatum 01.01.2000
Zusagedatum 01.12.2018
Alters- und Hinterbliebenenkapital auf-
gebaut mit jährlichen Beiträgen in Höhe 
von 24.000,– Euro Altersgrenze 67 Jahre
Steuerwirksame Pensionsrückstellung 
zum 31. 12. 2018 107.810,– Euro
Handelsbilanzielle Rückstellungen 0,– Euro

Verpflichtung in Höhe des 
Wertguthabens
Anders als bei Leistungszusagen ergibt sich 
bei der „wertpapiergebundenen Pensions-
zusage“ eine andere handelsbilanzielle Be-
wertung. Diese Sonderbewertung kommt zur 
Anwendung, wenn sich die Höhe der Alters-
versorgungsverpflichtung nach dem beizu-
legenden Zeitwert von Wertpapieren richtet. 
Die entsprechende gesetzliche Grundlage er-
gibt sich mit § 253 Abs. 1 Satz 3 HGB:
„Soweit sich die Höhe von Altersver-
sorgungsverpflichtungen ausschließlich 
nach dem beizulegenden Zeitwert von 
Wertpapieren im Sinn des § 266 Abs. 2 A. 
III. 5 bestimmt, sind
Rückstellungen hierfür zum beizulegenden 
Zeitwert dieser Wertpapiere anzusetzen, 
soweit er einen garantierten Mindest-
betrag übersteigt“
Bei der wertpapiergebundenen Ver-
sorgungszusage wird die Pensionsver 
pflichtung nicht mehr versicherungs-
mathematisch bewertet (Teilwert, An-
wartschaftsbarwert oder PUCMethode),
sondern der Wert der Verpflichtung richtet 
sich ausschließlich nach dem Zeitwert des 
Wertpapieres bzw. allgemeiner nach dem 
Zeitwert des Rückdeckungsvermögens. 
Insoweit werden die versicherungs-
mathematischen Bewertungen teilweise 

Lothar Eller, Geschäftsführer Eller Consulting GmbH
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obsolet. Der Gesetzgeber spricht in § 253 
Abs. 1 Satz 3 HGB von Wertpapieren im 
Sinne von § 266 Abs. 2 A. III. 5. 
Die Wertpapiere werden nach den handels-
rechtlichen Vorschriften (§ 253 Abs. 3 und 
4 HGB) bewertet, wenn sie nicht zugriffs-
frei (§ 246 Abs. 2 Satz 2 HGB) ausgelagert 
werden (z.B. Pfandrecht oder Treuhand) 
oder mit der Versorgungszusage eine Be-
wertungseinheit i. S. v. § 254 HGB bilden 
(die Leistungen der Versorgungszusage 
werden explizit den Wertstellungen der 
Wertpapiere zugeordnet). Beim Vorliegen 
einer Bewertungseinheit werden die Wert-
papiere also mit ihrem Zeitwert aktiviert 
und die Zusage in gleicher Höhe passiviert. 
Werden die Wertpapiere auch noch zu-
griffsfrei ausgelagert (Pfandrecht, Treu-
hand), so werden Aktiv- und Passivwert 
(beide in Höhe des gleichen Wertes) sal-
diert. Im Ergebnis
erscheint in der Bilanz weder ein Aktiv- 
noch ein Passivposten, die Bilanz wird also 
von den Pensionsrückstellungen entlastet.
Unabhängig von dem Entfall einer Pensions-
rückstellung in der Handelsbilanz ist die un-
mittelbare Pensionszusage steuerrechtlich 
mit ihrem Teilwert gem. § 6a EStG zu be-
werten und wirkt somit gewinnmindernd.

Zusammenfassung
Die wertpapiergebundene Pensionszusage 
ist eine beitragsorientierte Leistungszu-
sage (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) und keine 
Leistungszusage, deren arbeitsrechtlicher 
Verpflichtungsumfang auf den Wert des 
Planvermögens (Wertpapiere) abstellt. 
Bei einer Verpfändung oder CTA-Lösung 
sind diese unmittelbaren Pensionszusagen 
bilanzneutral nach HGB (BilMoG). Trotz 
Bilanzneutralität werden aber steuerwirk-
same Pensionsrückstellungen gewinn-
mindernd angesetzt. Die Zahlweise kann 
flexibel gestaltet werden. Es sind laufende 
monatliche und/oder jährliche Zahlungen 
(Arbeitgeberfinanzierung und/oder Entgelt-
umwandlung), Tantiemen, Bonuszahlungen 
des Arbeitgebers bei Entgeltumwandlung 
etc. möglich. Bei Erreichen der Altersgrenze 
wird in der Regel eine Einmalzahlung verein-
bart oder alternativ sind auch Auszahlungs-
pläne sowie anteilige Übertragungen der 
Wertpapiere möglich. 

Lothar Eller, 

info@ellerconsulting.de, 

www.ellerconsulting.de  

Europäische 
Union im Jahr 
2030

Die Europäische Union meldet ihre 
Zahlungsunfähigkeit. Deutschland hat 
die Zahlungen eingestellt und mit ihren 
Target Forderungen aufgerechnet. Beam-
te der EU werden freigestellt. Wie war 
das nur möglich?
Deutsche Firmen sind in andere Länder 
der Gemeinschaft expandiert, um nied-
rigere Steuersätze zu bekommen. Ge-
nehmigungsverfahren dauern zwischen-
zeitlich in Deutschland mindestens 15 
Jahre. Strom- und Wasser-Preise sind drei-
mal höher als in den anderen EU Ländern. 
Einfuhr und Dienstleistungen aus nicht 
EU-Ländern werden bürokratisch blo-
ckiert und auf technische Gleichförmig-
keit und Zulassung in Deutschland kont-
rolliert. Das dauert und ist zeitintensiv und 
meist ohne behördliche Genehmigung. 
Das autonome Fahren auf ausgebauten 
Straßen ist immer noch nicht möglich, da 
die gesetzlichen Voraussetzungen fehlen. 
An der Grenze hat sich der Berufszweig 
der Fahrer aus anderen Ländern etab-
liert, welche die Weiterfahrt ohne Fahrer 
ermöglicht. Forschung und Risikokapital 

wird im Gegensatz zu anderen Ländern 
weder steuerlich noch insolvenzrechtlich 
unterstützt. Deutschland ist ein Land für 
Niedriglohnanbieter, welche keine Steuer- 
und Sozialabgaben entrichten. Die seit 
Jahren geforderte Unterstützungszahlung 
der EU an Deutschland für Erlangung von 
Standorttauglichkeit oder der Reduzie-
rung von Zahlungsverpflichtungen wurde 
von den anderen EU-Ländern beharrlich 
verweigert. Die Staatsbetriebe und das 
Heer an Beamten konnten den Nieder-
gang nicht stoppen.
 

Thomas Rapp, 

t.rapp@rappwagner.de,

 www.mit-bw.de  

Landesschatzmeister Thomas Rapp
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Normenkontrollrat übergibt ersten Bericht

Der Normenkontrollrat Baden-Würt-
temberg hat der Landesregierung seinen 
ersten Empfehlungsbericht übergeben. 
Damit liegen die ersten konkreten Vor-
schläge zum Bürokratieabbau auf dem 
Tisch. Die Fachministerien werden diese 
nun eingehend prüfen.
Der Normenkontrollrat Baden-Württem-
berg hat der Landesregierung seinen ers-
ten Empfehlungsbericht zum Bürokratie-
abbau übergeben. „Zum ersten Mal seit 
Einführung des neuen Prüfsystems des 
Normenkontrollrats in Baden-Württem-
berg liegen nun 51 konkrete Vorschläge 
zum Bürokratieabbau auf dem Tisch. Das 
Einsparpotential beträgt im Bundes- und 
Landesrecht über 60 Millionen Euro. Wir 
hoffen, dass die Landesregierung die 
Empfehlungen aufgreifen und umsetzen 
wird“, so die Vorsitzende des Normen-
kontrollrats Dr. Gisela Meister-Scheufe-
len. „Ich wünsche mir, dass der Bericht 
neue Impulse für Bürokratieabbau aus-
löst und dazu beiträgt, dass die Bürge-
rinnen und Bürger, die Wirtschaft und 
die Verwaltung von unnötiger Bürokratie 
entlastet werden.“

Erste konkrete Vorschläge zum 
Bürokratieabbau
Der Normenkontrollrat hat als erste 
Sonderstudie das geltende Recht im Land 
mittels einer wissenschaftlich begleiteten 
Umfrage bei 29 Kammern und Ver-
bänden unter die Lupe genommen. Ziel 
war eine erste Bestandsmessung, welche 
Normadressaten und Bereiche im Land 
am stärksten von Bürokratie belastetet 
sind. Ergebnis ist, dass insbesondere die 
kleinen und mittleren Unternehmen über 
überbordende Bürokratie klagen. Aus 
zahlreichen Anregungen im Rahmen der 
Umfrage hat der Normenkontrollrat 51 

konkrete Empfehlungen zum Bürokratie-
abbau entwickelt.
„Die Empfehlungen des Normenkontroll-
rats betreffen rund zur Hälfte Landesrecht 
und zur Hälfte Bundesrecht beziehungs-
weise den Vollzug von Bundesrecht oder 
EU-Recht. Es besteht derzeit also eine 
doppelte Umsetzungschance“, sagt die 
Vorsitzende des Normenkontrollrats bei 
Übergabe des Berichts an die Landes-
regierung. „Vorschläge zum Bundesrecht 
aus Baden-Württemberg könnten in 
dem 3. Bürokratieentlastungsgesetz um-
gesetzt werden, das die Bundesregierung 
gerade vorbereitet. Wir empfehlen auch 
der Landesregierung, ein Bürokratie-
entlastungsgesetz und ein Arbeits-
programm zu prüfen und die Vorschläge 
zum Landesrecht dort umzusetzen.“

Fachministerien werden Vorschläge 
eingehend prüfen
Der neue Koordinator für Bürokratie-
abbau der Landesregierung und Chef 
der Staatskanzlei Dr. Florian Stegmann 
dankte dem Normenkontrollrat. „Der 
Normenkontrollrat hat bemerkens-
wert schnell seinen ersten Bericht vor-
gelegt.“ Der Chef der Staatskanzlei 
kündigte an, die Vorschläge durch die 
jeweils betroffenen Fachministerien nun 
eingehend prüfen zu lassen. Er wies da-
rauf hin, dass der Bund zwölf Jahre nach 
Einrichtung eines Normenkontrollrats 
auf Bundesebene einen Vorsprung beim 
Bürokratieabbau habe. Baden-Württem-
berg sei jedoch das erste Land, das eine 
ebenso umfassende systematische Büro-

Dr. Florian Stegmann und Dr. Gisela Meister-Scheufelen

Wirtschaft
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kratiekostenmessung eingeführt habe. 
Der Chef der Staatskanzlei betonte, 
auch die Landesregierung habe eine Ab-
frage bei den Fachministerien zu Büro-
kratieentlastungsvorschlägen durch-
geführt. „Die Ergebnisse werden derzeit 
ausgewertet. Die Landesregierung wird 
die Vorschläge der Ministerien und die 
Empfehlungen des Normenkontrollrats 
bündeln und im Rahmen unserer Kom-
petenzen das weitere Vorgehen im Hin-
blick auf deren Umsetzung beraten.“

Normenkontrollrat Baden-Württemberg
Die Landesregierung hat im Septem-
ber 2017 ein umfassendes Regierungs-
programm zur Entbürokratisierung ver-
abschiedet. Dazu wurde ein unabhängiger 
Normenkontrollrat eingerichtet, der seit  
1. Januar 2018 im Amt ist. Ihm gehören an:

Dr. Gisela Meister-Scheufelen (Vorsitzende)
Bernhard Bauer (stellvertretener 
Vorsitzender)
Dr. Rudolf Böhmler

Prof. Dr. Gisela Färber
Claus Munkwitz
Bürgermeisterin Gerda Stuchlik

Koordinator für Bürokratieabbau
Dr. Florian Stegmann ist seit Oktober 
2018 als neuer Chef der Staatskanzlei 
der Koordinator für Bürokratieabbau der 
Landesregierung.

Pressemitteilung des Staatsministeriums  

Baden-Württemberg  

Wirtschaft

Zertifizierungen nach ISO 9001 „  
immer noch eine Frage von „Wohl oder Wehe“

Was ist Hintergrund: Seit 01.01.2010 
erfolgen alle offiziellen Prüfzertifikate 
(Laborprüfungen, Zertifizierungen u.a. 
wie: Abgasuntersuchungen an Autos, 
Managementbewertungen nach ISO 
9001 u.v.a.m.) auf Basis des deutschen 
Akkreditierungsstellengesetzes, das auf 
den Vorgaben der Europäischen Ver-
ordnung Nr. 765/2008 beruht.
Primäres Ziel dieser in der Tat sinnvollen 
EU-Verordnung ist der Abbau von Handels-
hemmnissen in der EU und weltweit. 
Gleichzeitig soll eine Vereinheitlichung 
der Verfahren zur Marktüberwachung 
in allen europäischen Mitgliedsstaaten 
einhergehen. 
Für Deutschland als „exportgetriebene 
Wirtschaftsnation“ sind derartige Har-
monisierungen von großer Bedeutung, 
wie auch der Bundesverband der Deut-
schen Industrie (BDI) als Spitzen-
organisation der deutschen Industrie, auf 
dem Akkreditierungstag 2018 in Berlin, 
berichtete.
Zur Umsetzung der EU-Verordnung 765 
in den Mitgliedsstaaten wurde bereits im 
Jahr 2010 in jedem Mitgliedsstaat eine 
Akkreditierungsstelle eingerichtet. In 
Deutschland heißt diese Stelle „DAkkS“ 
(Deutsche Akkreditierungsstelle). DAkkS 
akkreditiert und überwacht seither in 
regelmäßigen Abständen diese offiziellen 
Konformitätsbewertungsstellen (KBS) wie: 
TÜV, DEKRA, TÜO und natürlich alle ande-

ren offiziellen Prüforganisationen.
Weltweit ist seit dem Jahr 2010 der Aufbau 
von ähnlichen Strukturen in fast allen Län-
dern erkennbar. Das IAF (Internationale 
Akkreditierungsforum) regelt hierbei die 
internationale gegenseitige Anerkennung 
der sogenannten „offiziellen Konformi-
tätsbewertungen“ über die jeweilige 
ländervertretende Akkreditierungsstelle.
Leider sehen heute kleine wie große Unter-
nehmen noch immer die Anforderungen 
aus den ISO Normen eher als notwendiges 
Übel anstatt als gute Chance zur Nach-
weisführung einer professionellen Unter-
nehmensführung. Gleichwohl geben 
insbesondere die „neuen“ Normen ISO 
9001:2015 wie auch ISO 14001:2015 und 
weitere Normen mit ihrer einheitlichen 
„High Level Structure“ den Unternehmen 
vielfache Möglichkeiten der Interpretation 
und Umsetzung im eigenen Unternehmen.
Abschließend einige nützliche Beispiele 
für offizielle Konformitätsbewertungen:
Beispiel 1: Zugriff auf Quellcode deut-
scher Hersteller für Sicherheitsprüfungen, 
z. B. Cyber Law in China. Wenn im Ergeb-
nis einer Akkreditierung, die Sicherheits-
behörde im Zielland, eine Konformitäts-
bewertungsstelle (KBS) das Vertrauen des 
Importstaates besitzt, die Anforderungen 
des Importstaates zu prüfen, dann muss 
der Quellcode nur gegenüber der KBS 
in unserem Falle mit Sitz in Deutschland 
offengelegt werden. Eine solche Rege-

lung ist für Bereiche der Wirtschaft enorm 
wichtig, denn ein Quellcode-Review ist 
immer auch ein Know-how-Transfer. Der 
Zielkonflikt zwischen Sicherheitsprüfung 
und Schutz von Geschäftsgeheimnissen 
der Hersteller ist somit aufgelöst.
Beispiel 2: ISO 9001 zertifiziertes Bus-
unternehmen – ein echtes Prüfsiegel für 
öffentliche Ausschreibungen. Qualität als 
schlagendes Argument, dieses gilt nicht 
nur für Waren, sondern auch für Dienst-
leistungen. Die Vorteile dabei sind auch 
strukturierte Arbeitsabläufe sowie pro-
fessionelle Vorbereitung für das banken-
interne Rating. Weitere Vorteile sind 
ein gekonntes Risiko- und Ressourcen-
management mittels wiederkehrender 
Überprüfung nach anerkannten Standards.
Beispiel 3: Mit der Personenzertifizierung 
nach ISO 17024 kann für Großaufträge 
auf europäischen wie weltweiten Märk-
ten dem Auftraggeber die persönliche 
und fachliche Qualifikation als Sachver-
ständiger in bestimmten Bereichen nach-
gewiesen und garantiert werden. Genannt 
sei auch die Kooperation des Bundes-
verbands Deutscher Sachverständiger 
mit einer Zertifizierungsstelle, die auch 
als Zertifizierungsstelle nach ISO 17024 
akkreditiert ist und damit Sachverständige 
in Anlehnung an dieses Normenwerk zerti-
fizieren kann.

Dipl.-Ing. Thomas Haberbosch  
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BGA Bundesverb. Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen e.V.

BGA zum BIP 2018: Schwieriges Umfeld 
zehrt an wirtschaftlicher Dynamik

„Das Bruttoinlandsprodukt des Jahres 2018 
sendet die klare Botschaft: Die rosigen 
Wachstumszeiten der vergangenen zehn 
Jahre laufen aus. Das Umfeld wird rauer 
und verlangt den Unternehmen erhebliche 
Anstrengungen ab, um ihre Wettbewerbs-
position zu halten. Es wäre daher ein wichti-
ges Signal, dass sich die Politik wieder stär-
ker um die wirtschaftliche Entwicklung und 
Standortfragen kümmert.“ Dies erklärte Dr. 
Holger Bingmann, Präsident des Bundes-
verbandes Großhandel, Außenhandel, 
Dienstleistungen (BGA), anlässlich der Vor-
stellung der Entwicklung des Bruttoinlands-
produktes im Jahr 2018. Demnach ist das 
Bruttoinlandsprodukt im vergangenen Jahr 
2018 nur noch um 1,5 Prozent gestiegen, 
nach 2,2 Prozent im Jahr 2017. 

„Der Konsumsektor ist erfreulicherweise 
eine tragende Säule. Fundament der 
hohen Beschäftigung sind jedoch techno-
logischer Vorsprung, Innovationen und In-
vestitionen in die Zukunft. Hier muss mehr 
und schneller gehandelt werden, damit wir 
auch weiter 45 Millionen Beschäftigten 
eine berufliche Zukunft sichern können. 
Wir brauchen schnelle und leistungsfähige 
Netze nicht nur in der IT, sondern auch im 
Verkehrswesen - und wir brauchen ebenso 
investitionsfördernde Signale bei Steuern 
und eine klare Kostenbegrenzung bei den 
sozialen Sicherungssystemen“, so Bing-
mann abschließend. 

André Schwarz,

Andre.Schwarz@BGA.de  

Associated British Ports (ABP)

ABP: 250 Mio. GBP, um 
im Verlauf von Brexit 
den britischen Handel zu 
stützen
Associated British Ports (ABP), der führende britische Hafen-
betreiber, gab vor kurzem eine weitere Investition zur Ver-
besserung seiner Anlagen am Hafen von Hull bekannt, wo-
durch sich die Gesamtinvestition des Konzerns seit dem 
EU-Referendum im Jahr 2016 auf 250 Millionen GBP beläuft. 
Dieses Investmentprogramm demonstriert das Bestreben der 
Gruppe, den britischen Handel mit Europa und dem Rest der 
Welt nach Brexit aufrechtzuerhalten. 
ABP arbeitet aktiv daran, Unternehmen zu unterstützen, 
die im Hinblick auf einen No-Deal-Brexit und potenzielle 
Störungen am Hafen von Dover, die dies verursachen könn-
te, besorgt sind. Die Container- und Fähranlagen von ABP 
am Fluss Humber sind in der Lage, Unternehmen dabei zu 
helfen, eine solche Störung zu umgehen, und bieten plan-
mäßige und zuverlässige Verbindungen nach Europa an. 
Jede Woche verbinden mehr als 70 Fahrten den Humber mit 
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einer Reihe von Zielen, darunter Belgien, die Niederlande, 
Dänemark und Polen. 
Zu den Höhepunkten der Investition zählen: 50 Millionen 
GBP, um die Kapazität an seinen Container-Terminals an den 
ABP-Häfen Hull und Immingham zu verstärken; 65 Millionen 
GBP, um die Zukunft der Stahlindustrie am Fluss Humber si-
chern zu helfen; 55 Millionen GBP zur Verbesserung des Auto-
mobil- und Kreuzfahrt-Angebots am Hafen von Southampton; 

und eine Reihe anderer Investitionen über sein Netzwerk von 
21 Häfen in England, Schottland und Wales. 
Henrik Pedersen, Chief Executive Officer von ABP, sagte: 
„Für ABP ist die Aufgabe, den britischen Handel abzusichern. 
Wir haben bereits ein Anschwellen des Volumens an unseren 
Häfen am Humber festgestellt, da Kunden nach einer Alter-
native zu Dover suchen. Unsere Häfen werden seit Jahren auf 
Weltklassestandard betrieben und wir haben bewiesen, dass 
wir bereit sind, die Anforderungen von neuen Kunden be-
wältigen zu können. 
„Wir möchten eine starke Botschaft senden, dass ABP 
bereitsteht, den britischen Handel im Verlauf von Brexit 
aufrechtzuerhalten.“ 
ABP ist eine wichtige Komponente in der britischen Handels-
infrastruktur, schlägt fast 150 Milliarden GBP des britischen 
Handels in seinem Hafennetzwerk um, trägt etwa 7,5 Milliar-
den GBP zur britischen Wirtschaft bei und unterstützt fast 
120.000 Jobs in seinen Zulieferketten. Darüber hinaus ver-
fügt das Unternehmen über eine weitläufige Landbank um 
seine Häfen herum, was ausreichend Raum für Wachstum und 
Betriebserweiterungen bietet. 
ABP ist der größte Hafenbetreiber des Vereinigten König-
reichs mit 21 Häfen und anderen transportbezogenen Unter-
nehmungen und schafft ein einzigartiges nationales Netz-
werk, das in der Lage ist, einen enormen Umfang an Fracht 
abzuwickeln. 

Pressiana Naydenova,

pressiana.naydenova@abports.co.uk  

Wettbewerb  
„Ausgezeichnete Orte im Land der Ideen“

Bundesweiter Wettbe-
werb startet: Mutige 
Ideen für Bildung und Ar-
beit der Zukunft gesucht
„Deutschland - Land der Ideen“ sucht 2019 die innovativsten 
Projekte rund um Bildung und Arbeit in Deutschland / Be-
werbungen bis 12. Februar einreichen 
Unter dem Motto „digitalisieren. revolutionieren. motivie-
ren. Ideen für Bildung und Arbeit in Deutschland und Europa“ 
startet heute die Bewerbungsphase des Wettbewerbs „Aus-
gezeichnete Orte im Land der Ideen“ 2019. Gesucht werden 
die zehn Top-Initiativen in Deutschland, die zu diesem Thema 
Lösungen anbieten, die Deutschland in die Zukunft führen, 
aber auch in Europa wirken können oder erst durch Europa 
möglich werden. Sie sollten ein hohes Maß an Umsetzungs-
willen an den Tag legen. 
Vorangehen für exzellente Bildung und Arbeit der Zukunft 
Dieter Kempf, Präsident des Bundesverbands der Deutschen 
Industrie e. V. (BDI) und Präsident des Deutschland - Land der 
Ideen e. V., erläutert: „Digitalisierung und Automatisierung 
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sind längst auf dem Arbeitsmarkt angekommen. Bildungs-
einrichtungen und Unternehmen müssen die Arbeitskräfte 
von heute und morgen auf die neuen Aufgaben vorbereiten. 
Deutschland sollte alle Chancen nutzen - für zukunfts-
gerichtete Bildung und dauerhaften Wohlstand.“ 
Christian Sewing, Vorstandsvorsitzender der Deutschen 
Bank, betont: „Innovationen in Bildung und Arbeit sind ein 
Gebot unserer Zeit. Nur wenn wir die wirtschaftlichen, politi-
schen und sozialen Voraussetzungen dafür schaffen, wird uns 
der digitale Wandel hin zur Schule und Arbeit der Zukunft ge-
lingen. Deutschland sollte vorangehen und mutige Ideen um-
setzen, die auf ganz Europa ausstrahlen.“ 

Zehn Preisträger - intensivere Förderung 
Nach 13 Jahren mit mehr als 3.100 ausgezeichneten Orten 
hat der Wettbewerb für 2019 die Zahl der Preisträger auf 
bundesweit zehn festgelegt - mit dem Ziel, deren Weiter-
entwicklung intensiver zu unterstützen und die Sichtbar-
keit in der Öffentlichkeit zu erhöhen. Die Sieger werden von 
einer Expertenjury aus allen Einreichungen ermittelt. Die 
Projektinitiatoren erhalten Zugang zu hochkarätigen Fach-
veranstaltungen wie dem Tag der Deutschen Industrie (TDI). 
Dort können sie sich mit Unterstützung des Wettbewerbs 
präsentieren und mit Multiplikatoren aus Politik und Wirt-
schaft vernetzen. In agilen Formaten lernen sie neue Metho-
den für die Umsetzung ihrer Projekte kennen. Im Rahmen des 
Made for good-Chancenprogramms beraten Mentoren der 
Deutschen Bank die Preisträger - zu ihrem Businessplan, in 
Fragen der Finanzierung und Kommunikation. 
Bewerben dürfen sich Gründer, Firmen, Projektentwickler, 
Kunst- und Kultureinrichtungen, Universitäten, soziale und 
kirchliche Einrichtungen, Vereine, Verbände, Genossen-
schaften sowie private Initiatoren und Initiativen, die ihren 
Sitz in Deutschland haben. Die Bewerbung ist bis ein-
schließlich 12. Februar 2019 unter www.land-der-ideen.
de/teilnahme möglich. Teilnahmebedingungen sowie das 

Online-Bewerbungsformular finden Sie unter www.aus-
gezeichnete-orte.de. Weitere aktuelle Informationen liefern 
die Social-Media-Kanäle der Initiative „Deutschland - Land 
der Ideen“ bei Facebook, Twitter und YouTube. 
Trailer zum Wettbewerb: https://youtu.be/QM81B2dhppY 
Engagierte Partner: „Deutschland - Land der Ideen“ und die 
Deutsche Bank 
„Deutschland - Land der Ideen“ ist die gemeinsame Standort-
initiative der Bundesregierung und der deutschen Wirtschaft, 
vertreten durch den BDI. Die Deutsche Bank ist seit 2006 
Partner und Nationaler Förderer des Wettbewerbs „Aus-
gezeichnete Orte im Land der Ideen“. Ziel ist es, Innovatio-
nen aus Deutschland im In- und Ausland sichtbar zu machen 
und die Leistungskraft und Zukunftsfähigkeit des Standorts 
zu stärken. 

Deutschland - Land der Ideen,

Stefan Volovinis,

presse@land-der-ideen.de,

www.land-der-ideen.de  

Brand Science Institute (BSI)

Studie: 70 Prozent aller 
Online-Marketing Akti-
vierungsmaßnahmen von 
Markenherstellern ver-
fehlen Abverkaufsziele
Brand Science Institute stellt neuen Digital- 
Activation-Journey Ansatz vor
Kunden sollen im Online-Handel durch vielfältige Online-
marketing-Aktivitäten und Suchmaschinenoptimierungen 
von Markenherstellern zum Kauf bewegt werden. 70 Prozent 
dieser digitalen Aktivierungs-Maßnahmen verfehlen jedoch 
ihr Ziel. Dies ist das Ergebnis einer Untersuchung des Brand 
Science Institute (BSI), das rund 1.300 Probanden befragt und 
120 Digital-Activation-Programme untersucht hat. 
„Zwei Drittel aller von uns befragten Kunden bemängeln den 
hohen Anteil redundanter Informationen, die im Kaufprozess 
wenig informativ und kauftreibend wirken“, erklärt Dr. Nils 
Andres, Geschäftsführer des BSI und Initiator der Studie. „Im 
Sales Funnel haben wir in unserer Untersuchung erhebliche 
Mängel in der Abstimmung der Touchpoints untereinander 
gefunden, die auch durch klassische Customer-Journey Mo-
delle bisher nicht berücksichtigt werden“, so Andres. 
Grund für diese Entwicklung: Online-Händler und eCommer-
ce-Plattformen werden standardisiert aus den jeweiligen zen-
tralen Produktdatenbanken (PMS) von Markenunternehmen 
gespeist. Nicht berücksichtigt werden im Rahmen des Kauf-
prozesses auf den Kunden zugeschnittene Inhalte am jeweili-
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gen Kontaktpunkt. Außerdem fehlt eine klare Rollenverteilung 
der Plattformen, die zumeist einzeln und zusammenhangslos 
von der Wirkung der Plattformen untereinander bearbeitet 
werden. 
„Selbst gut aufgesetzte SEO-Programme bei Amazon und 
Google verfehlen ihre Wirkung, da sie einseitig und während 
der Customer-Journey ohne den Zusammenhang zwischen 
anderen eRetailern oder eCommerce-Plattformen optimiert 
werden“, erläutert Dr. Nils Andres. 
Zur Steigerung digitaler Abverkaufszahlen hat das BSI 
nun einen Ansatz entwickelt, der sich dieser Probleme an-
nimmt. Als einer der international führenden Customer-Jour-
ney-Mapping-Anbieter erschafft das Institut mit Hilfe eines 
triangulären Untersuchungsdesigns Lösungsmodelle zur Ab-
verkaufssteigerung für Markenhersteller. 
„Unser Ansatz schließt eine der größten Lücken im Rahmen 
digitaler Kaufprozesse und kann die Wirkung kaufrelevanter 
Maßnahmen um bis zu 83 Prozent steigern“, so Andres. 
Das Verfahren im Überblick: 
1.	 Im ersten Schritt werden relevante Online-Händler und 

-Plattformen nach emotionalen und motivationalen sowie 
primären User- und Traffic-Daten identifiziert. 

2.	 Jeder Plattform wird eine Rolle im Rahmen des Kauf-
prozesses zugeteilt. Die Touchpoints werden dabei auf-
einander abgestimmt, um den Beitrag aus der Summe 
jedes einzelnen Touchpoints zu maximieren. 

3.	 Auf Basis dieses Digital-Activation-Journey Ansatzes und 
unter Berücksichtigung der Suchalgorithmen von Google, 
Amazon und der identifizierten eRetailer werden klare 
Strukturen abgeleitet, die sowohl die Suchmaschinen als 
auch die Kauftreiber der User adressieren. 

Diese Verbesserung wird dadurch erreicht, dass den bisher 
rein willkürlich geführten Online-Händlern und eCommer-
ce-Plattformen nun klare Rollen zugeteilt werden können. 
Hierdurch können kaufrelevante und optimierende Maß-
nahmen in der jeweiligen Stufe des Kaufprozesses zusammen-
hängend eingeleitet werden, die in ihrer Wirkung bis zu 83 
Prozent effektiver verlaufen. 
Gleichzeitig wird die Lücke bisheriger Customer-Journey-Mo-
delle geschlossen, die bisher nur nachträglich die Rolle und 
Zusammenhänge der jeweiligen Kontaktpunkte untersucht 
und den Kaufeinfluss häufig nur unterrepräsentiert berück-
sichtigt haben. 

Brand Science Institute GmbH & Co. KG,

 info@bsi.ag, 

www.bsi.ag  

Jobbörse für Geflüchtete  
und ausländische 
Arbeitssuchende
Zahlreiche namhafte Aussteller bei Europas größter 
Berufsmesse für Zuwanderer mit Bleibeperspektive am 
28. Januar im Estrel Berlin
Jobbörse für Geflüchtete und ausländische Arbeits-
suchende / Zahlreiche namhafte Aussteller bei Europas 
größter Berufsmesse für Zuwanderer mit Bleibeperspektive 
am 28. Januar im Estrel Berlin / Am 28. Januar 2019 findet 
im Estrel Berlin erneut die „Jobbörse für Geflüchtete und 
ausländische... mehr
Bild-Infos Download 
Am 28. Januar findet im Estrel Berlin erneut die „Jobbörse 
für Geflüchtete und ausländische Arbeitssuchende“ statt. 
Die in ihrer Art größte Berufs- und Ausbildungsmesse in 
Europa, die von der Bundesagentur für Arbeit und dem Es-
trel Berlin veranstaltet wird, soll auch im vierten Jahr ihres 
Bestehens Zuwanderern mit Bleibeperspektive die Stellen- 
und Ausbildungsplatzsuche erleichtern. 
In diesem Jahr spricht die Jobbörse nicht nur gezielt Ge-
flüchtete und Migranten an, sondern ist auch für arbeits-
suchende Menschen aus der EU und Drittstaaten geöffnet. 
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Insgesamt werden 4.000 Besucher erwartet; 180 Aussteller 
haben sich für die Jobbörse angemeldet, darunter nam-
hafte Unternehmen wie Ingram Micro, Deutsche Post AG, 
Deutsche Bahn AG, Zalando, Amazon sowie GLS Logistics 
Systems. 
Zusätzlich haben die Aussteller neben ihrer Präsenz auf der 
Jobbörse die Möglichkeit, an einer virtuellen Messe teil-
zunehmen: Der „European Online Job Day“ wird von der 
Agentur für Arbeit Berlin Süd in Kooperation mit EURES 
(EURopeanEmploymentServices), dem europäischen Inter-
netportal zur beruflichen Mobilität der Europäischen 
Kommission, organisiert. Hier können Arbeitgeber und 
Bewerber ortsunabhängig online miteinander in Kontakt 
treten. Interessierte Unternehmen können so zusätzlich 
zu den persönlichen Bewerberkontakten vor Ort im Estrel 
Berlin auch europaweit ihr Unternehmen präsentieren und 
nach geeigneten Arbeitskräften suchen. 
Die Schirmherrschaft der „Jobbörse für Geflüchtete und 
ausländische Arbeitssuchende“ übernehmen in diesem 
Jahr Staatsministerin Annette Widmann-Mauz, Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Inte-
gration, und Detlef Scheele, Vorsitzender des Vorstandes 
der Bundesagentur für Arbeit. Annette Widmann-Mauz: 
„Arbeit ist einer der wichtigsten Integrationsmotoren. 
Und wenn alle Menschen ihre Potenziale voll einbringen 
können, kommt das dem ganzen Land zugute. Viele Ge-
flüchtete haben mittlerweile eine Arbeit oder Ausbildung 
gefunden - das ist ein gutes Signal. Die Integrations-
arbeit, die viele Arbeitgeber und Ehrenamtliche bis heute 
geleistet haben und 2019 kraftvoll fortsetzen, hat dazu 
einen entscheidenden Beitrag geleistet. Deshalb bin ich 
gerne Schirmherrin der größten Jobbörse für Migrantin-
nen und Migranten in Europa.“ Detlef Scheele fügt hinzu: 
„Die Unternehmen in Deutschland sind auf der Suche nach 
Arbeitskräften. Das ist eine große Chance für geflüchtete 
Menschen, hier eine Ausbildung oder einen Job zu finden 
und sich so ein neues Leben aufzubauen. Ich freue mich 
über die hohe Resonanz von Besuchern und Ausstellern. 
Das zeigt, dass beide Seiten diese Chance ergreifen. Aber 

auch die Fachkräfte aus dem europäischen Ausland sind 
unverzichtbar, um den Personalbedarf der Wirtschaft in 
Deutschland zu decken. Deshalb haben wir die Messe erst-
mals auch für Fachkräfte aus der EU und den Drittstaaten 
geöffnet. Hier bringen wir die Bewerber und die Unter-
nehmen zusammen und schlagen eine weitere Brücke zwi-
schen Arbeitssuchenden und Arbeitgebern.“ 
Staatsministerin Annette Widmann-Mauz und Detlef Schee-
le werden bei der Eröffnung am 28. Januar vor Ort sein. Zu 
den Unterstützern der Jobbörse gehören zudem die IHK 
Berlin sowie Berlin Partner. 

Estrel Berlin,

Miranda Meier und Mihaela Djuranovic,

 m.meier@estrel.com  

EASYFAIRS NORTHERAL

EASYFAIRS NORTHERAL  
veranstaltet Afrikas 
größte Messe für  
Schutz und Sicherheit
Algiers, Algerien   Die SECURA North Africa 2019 ist eine 
jährlich in Algerien stattfindende B2B- und B2G-Aus-
stellung, die Geschäftskontakte zwischen Anbietern von 
Systemen für Schutz, Brandschutz, Sicherheit und Notfälle 
und dem privaten, öffentlichen und behördlichen Sektor in 
Nordafrika herstellt. 
Ursprünglich wurde die Messe für die Bedürfnisse der boo-
menden regionalen Wirtschaft Algeriens in Sachen Schutz 
und Sicherheit aufgelegt, aber mit starker Unterstützung 
durch die algerische Regierung (Schirmherr der Ausstellung 
ist das algerische Innenministerium) ist sie expandiert und 
hat einen internationalen Stellenwert erlangt. 
Geschäftsführer von EASYFAIRS NORTHERAL, Olivier-Hi-
cham Allard, erläutert: „Die algerische Regierung hat 
enorme Summen investiert, beispielsweise 59 Mrd. USD 
in den Entwicklungsplan für ihr nationales Öl- und Gas-
unternehmen Sonatrach oder 700 Mio. USD in ihren brand-
neuen internationalen Flughafen in Algiers. Der nationale 
Plan, verstärkt in das lokale produzierende Gewerbe zu in-
vestieren und sich damit von Importen zu lösen, trägt Früch-
te. Ein Beispiel ist die Pharmaindustrie. Mit einem Volumen 
von 3,8 Mrd. USD ist Algerien derzeit Afrikas größter Markt 
für pharmazeutische Produkte. Zwischen 2008 und 2018 hat 
sich der Anteil der lokal hergestellten Pharmaprodukte von 
25 % auf 65 % erhöht. Es sind über 120 pharmazeutische 
Produktionsanlagen entstanden, die alle moderne Schutz- 
und Sicherheitssysteme benötigen. Außerdem steht das 
Land unmittelbar vor der Öffnung seiner 1200 km langen, 
unberührten Küste und Wüste für den Tourismus. Erst im 
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vergangenen Jahr hat das algerische Tourismusministerium 
1800 Touristikprojekte genehmigt, darunter 260 neue Ho-
tels, 74 Motels und 58 Urlaubsresorts. Der durchschlagende 
Erfolg der Messe erklärt sich aus der schnell wachsenden 
Produktionskapazität des nationalen Industriesektor und 
der geostrategischen Lage Algeriens.“ 
Die SECURA North Africa fand erstmals 2018 statt und 
brachte 3667 Fachbesucher mit 62 Lieferanten zusammen. 
Dabei wurden Verträge über Bauvorhaben, persönliche 
Schutzausrüstung, Perimeterschutz, Zugangskontrolle, 
Brandschutz und Brandbekämpfung, private Sicherheit, 
Computer- und Netzsicherheit sowie Ausrüstung für Not-
fall- und Katastropheneinsätze unterzeichnet. Die Messe 

bietet auch eine ausgezeichnete Plattform für inter-
nationale Unternehmen in diesem Sektor, die lokale Ver-
treter in Algerien und Nordafrika suchen. 
Die SECURA North Africa 2019 findet vom 26.-28. Februar 
2019 am Algiers Exhibition Fairground statt. Auf einer Aus-
stellungsfläche von 6000 m² treffen 5000 Fachleute und Ent-
scheidungsträger aus Nordafrika auf 80 Aussteller, und mehr 
als 30 kostenlose Konferenzen können besucht werden. Weitere 
Informationen über die Messe und die Online-Registrierung fin-
den Sie unter http://www.securanorthafrica.com 

SECURA North Africa,

contact@securanorthafrica.com  

Britisches Unterhaus lehnt Brexit-Deal ab

Ministerin Hoffmeister-Kraut: „Solch eine Unsicherheit ist Gift 
für die Handelsbeziehungen zwischen Baden-Württemberg und 
dem Vereinigten Königreich“
Anlässlich der Entscheidung des britischen Unterhauses 
gegen das von Premierministerin May ausgehandelte Aus-
trittsabkommen sagte Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoff-
meister-Kraut: „Wenngleich sich die Entscheidung gegen 
den Brexit-Deal abgezeichnet hatte, ist die Entscheidung ein 
harter Schlag.“ Sie könne weitreichende Folgen für den Bre-
xit und „ganz besonders für unsere Wirtschaft“ haben, so die 
Wirtschaftsministerin nach Bekanntwerden des britischen 
Abstimmungsergebnisses. 
„Für unsere Wirtschaft bedeutet das vor allem weiterhin große 
Unklarheit darüber, ob es einen geordneten Austritt und eine 
Übergangsphase geben wird. Solch eine Unsicherheit ist Gift 
für die Handelsbeziehungen zwischen Baden-Württemberg und 
dem Vereinigten Königreich“, sagte die Ministerin.
Käme es nun zu einem harten Brexit ohne Austrittsabkommen, 
würden beim Export von Waren aus Baden-Württemberg in 
das Vereinigte Königreich beispielsweise Zölle anfallen und 
Produkte müssten möglicherweise auf zukünftige britische 
Standards angepasst werden. Aufgrund der Unklarheit über 
den zukünftigen Status Großbritanniens scheuten viele Unter-
nehmen wichtige Investitions- und Zukunftsentscheidungen, so 
Hoffmeister-Kraut.
„Im Sinne der Unternehmen und unserer wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit benötigen wir schnellstmöglich Planungssicher-
heit“, forderte die Ministerin. „Baden-Württemberg hat sich 
immer für einen Verbleib Großbritanniens in der EU eingesetzt. 
Bevor wir nun aber auf den Worst-Case eines ungeordneten 
Austritts ohne Abkommen zusteuern, plädiere ich für eine tech-
nische Verlängerung des Austrittsprozesses um einige Monate“, 
so Hoffmeister-Kraut weiter. „In dieser Verlängerung muss end-
lich eine Einigung zur Übergangsphase erzielt werden. Gleich-
zeitig muss der Blick aber auch schon über den Austritt hinaus 
gerichtet und die zukünftigen Handelsbeziehungen weiter kon-

kretisiert werden.“ So fordert die Ministerin einen weiterhin 
möglichst unkomplizierten Marktzugang im Vereinigten König-
reich: „Ein weitreichendes Freihandelsabkommen sollte die Ein-
führung von Zöllen verhindern, die Waren- und Dienstleistungs-
märkte öffnen und auch zukünftig Entsendungen von Personal 
möglichst unbürokratisch zulassen“, betonte die Wirtschafts-
ministerin. Weiterhin sei eine Einigung auf einen gemeinsamen 
regulatorischen Rahmen zwingend erforderlich.

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau,

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL, Wirtschaftsministerin
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Neue cobra-Blitzumfrage

DSGVO-Umsetzung nach wie vor zu träge

Fast 20 Prozent der Unternehmen wer-
den Ende 2019 immer noch nicht mit der 
Umsetzung der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) fer-
tig sein, die bereits seit 25. Mai 2018 
gilt. So lautet das Ergebnis der zwei-
ten Blitzumfrage des CRM-Spezialisten 
cobra aus Konstanz. Die cobra-Umfrage 
hat die Ergebnisse der BITKOM-Studie 
„Vier Monate DSGVO - wie weit ist die 
deutsche Wirtschaft?“ aus dem Sep-
tember 2018 damit teilweise bestätigt 
und mit weiterführenden Ergebnissen 
ergänzt. 
Das Softwareunternehmen cobra 
hat in zwei Blitz-Umfragen heraus-
gefunden, was den Unternehmen bei 
der DSGVO-Umsetzung die größten 
Probleme bereitet und wie weit die 
Bemühungen zur Behebung dieser be-
reits fortgeschritten sind. Die erste 
Abfrage wurde im Frühjahr 2018 bei 
über 50 Unternehmen in Deutschland 
vorgenommen - und damit vor der 
tatsächlichen Umsetzungspflicht der 
neuen Richtlinien. Die zweite Umfrage-
welle führte cobra zum Jahreswechsel 
2018/2019 bei insgesamt 51 Unter-
nehmen durch, also etwa ein halbes Jahr 
nach dem Stichtag, an dem eigentlich 
alles funktionieren müsste - rein theo-
retisch zumindest. Denn die Ergebnisse 
zeigen, dass hier noch großer Nachhol-
bedarf besteht. 

Die in der cobra-Blitzumfrage ge-
wonnenen Resultate bestätigen in 
einigen Teilen die Umfrage „Vier 
Monate DSGVO - wie weit ist die 
deutsche Wirtschaft?“ des Bundes-
verbands Informationswirtschaft, Tele-
kommunikation und neue Medien e. V. 
(BITKOM) aus dem September 2018. 
Laut der cobra-Erhebung sind beispiels-
weise nur 19,6 Prozent der befragten 
Unternehmen der Meinung, dass sie die 
DSGVO-Vorgaben bereits vollständig 
einhalten. Bei der Bitkom-Befragung 
gaben 24 Prozent der Unternehmen 
an, die Umsetzung bereits komplett 
abgeschlossen zu haben. Diese gering-
fügige Abweichung könnte dadurch 
zu erklären sein, dass cobra vor allem 
Unternehmen des Mittelstands befragt 
hat. 
Viele Unternehmen haben begonnen, 
andere sind „irgendwann“ fertig. Nach 
dem Zeitpunkt der Fertigstellung be-
fragt, bekannten sich über ein Drittel 
der Unternehmen (35 Prozent) bei der 
BITKOM-Umfrage zu ihrer bisherigen 
Lethargie in Sachen DSGVO-Um-
setzung und haben noch gar nicht 
begonnen. 
Bemerkenswert: Bei den von cobra 
befragten Unternehmen sahen sich 
fast 20 Prozent beim Fertigstellen der 
DSGVO-Bemühungen erst Ende 2019 
auf der sicheren Seite. Optimistisch, 

die Aufgabe bis Mitte 2019 hinter sich 
gebracht zu haben, sind immerhin 
zwei Drittel bzw. 67 Prozent. Bei einer 
Fertigstellung bis Ende 2019 steigt 
dieser Wert auf fast 80 Prozent der 
Unternehmen an. Bis Ende 2018 konn-
ten laut der cobra-Umfrage nur 31 Pro-
zent der Unternehmen die Umstellung 
abschließen. 

Gar keine oder nur einige 
DSGVO-Kenntnisse 
Viele Unternehmen scheinen es nicht 
eilig zu haben, sich neue Kenntnisse 
bezüglich der DSGVO anzueignen. 
Anders lassen sich die Ergebnisse der 
beiden cobra-Blitzumfragen kaum er-
klären: So gaben in der aktuellen Um-
frage immer noch fast vier Prozent an, 
„gar keine Kenntnisse“ zu besitzen. Das 
ist dennoch eine Verbesserung im Ver-
gleich zum Frühjahr 2018. Zu diesem 
Zeitpunkt waren es noch ganze 17 Pro-
zent. Über 35 Prozent der Unternehmen 
bzw. mehr als ein Drittel gaben zum 
Jahreswechsel 2018/2019 immer noch 
an, „keine Erkenntnisse“ oder nur „ei-
nige Kenntnisse“ zu haben (Frühjahr 
2018: 39 Prozent). 
Erfreulich: Der Rest, fast 65 Prozent 
bzw. fast zwei Drittel, können zurzeit 
aber zumindest gute oder sehr gute 
Kenntnisse vorweisen (Frühjahr 2018: 
61 Prozent). 

Unternehmens-News

Elektronik die begeistert
MRS ELECTRONIC

MRS Electronic GmbH & Co. KG
Entwicklung und Produktion von kompakten 
Steuerungen, Relais, Gateways und HMI-Systemen

MRS Electronic GmbH & Co. KG • Klaus-Gutsch-Str. 7 • 78628 Rottweil • Tel.: +4974128070 • info@mrs-electronic.de • www.mrs-electronic.de
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Unzureichende Berücksichtigung in 
IT-Systemen 
Auch bei der IT besteht nicht unbedingt 
Grund zum Zurücklehnen: So gaben 
die Befragten an, dass ihre IT-Syste-
me bis dato lediglich zu 39,22 Prozent 
die Pflichtanforderungen erfüllten, zu 
5,88 Prozent berücksichtigten die Sys-
teme die Forderungen der DSGVO gar 
nicht, 9,8 Prozent nur unzureichend. 
Immerhin: 45,1 Prozent betrachten die 
DSGVO-Features für sämtliche Stake-
holder in ihrer IT-Landschaft schon jetzt 
als umfassend umgesetzt. 

Viele Unternehmen versuchen den 
Alleingang 
Erstaunlich ist, dass sich trotz der offen-
bar hohen Hürden bei der DSGVO-Um-
setzung 41,18 Prozent der Unter-
nehmen keine externe Unterstützung 
holen. Immerhin setzen 23,53 Prozent 
sowohl auf IT-Dienstleister als auch 
auf einen Rechtsberater. 15,96 Pro-
zent bauen nur auf die Unterstützung 
eines Rechtsberaters, ebenfalls 15,96 
Prozent bauen ausschließlich auf ihren 
IT-Dienstleister. Hinsichtlich der Be-
ratungsleistung haben die Unter-
nehmen den Rechtsberatern zu 75 
Prozent die Schulnote „gut“ erteilt, 25 
Prozent gaben sogar ein „sehr gut“. 
IT-Dienstleister müssen sich hier jedoch 
nicht verstecken: Auch ihnen haben die 
befragten Unternehmen zu 25 Prozent 
die Note „sehr gut“ gegeben, was die 
Beratungsleistung betrifft. 62,5 Pro-
zent der IT-Dienstleister erhielten ein 
„gut“ als Bewertung und 12,5 Prozent 
ein „befriedigend“. 

Viele Unternehmen sehen keinen 
Vorteil in der Umsetzung 
Bemerkenswert ist in diesem Zu-
sammenhang auch, dass viele Unter-
nehmen in der DSGVO-Umsetzung 
einfach keinen Kosten-Nutzen-Vor-
teil sehen. Auf die Frage, wie sich die 
DSGVO-Umsetzung bis Ende 2020 auf 
den Erfolg auswirken wird, antworteten 
66,67 Prozent mit „überhaupt nicht“. 
19,61 Prozent gaben in der cobra-Um-
frage sogar an, dass sich die DSGVO 
negativ auf den Erfolg auswirken wird. 
1,96 Prozent der Befragten konnten 
oder wollten sich dazu nicht äußern. 
„Positiv“ sehen die Umsetzung nur 9,8 
Prozent der Unternehmen, „sehr posi-
tiv“ gar nur 1,96 Prozent - insgesamt 
also nicht einmal zwölf Prozent. 

Große Herausforderungen für die 
Werbetreibenden in Europa 
Die cobra-Zahlen werden auch durch 
die Erkenntnisse anderer Studien ge-
stützt. So ergab eine europaweite 
Untersuchung des Marktforschungs-
instituts Coleman Parkes im Auftrag 
des Softwarekonzerns Adobe, dass 
insbesondere Schweizer Großunter-
nehmen empfindliche Störungen in 
ihrem Marketing wahrnehmen, die 
der DSGVO-Umsetzung zugeordnet 
werden. 
Auch der Bundesverband Digitale Wirt-
schaft (BVDW) e.V. kam im Sommer zu 
einer ähnlich kritischen Wahrnehmung 
für die digitale Werbewirtschaft. Mehr 
als die Hälfte (56 Prozent) der befragten 
Unternehmen gaben in der BVDW-Be-
fragung an, dass sich die Datenschutz-

reform negativ bzw. sehr negativ auf die 
Umsatzentwicklung auswirken werde. 

Positive DSGVO-Effekte mit speziali-
sierter CRM-Lösung 
Mit den richtigen Hilfsmitteln um-
gesetzt, kann die DSGVO allerdings 
durchaus positive ökonomische Effek-
te mit sich bringen - insbesondere aus 
Sicht von mittelständischen Unter-
nehmen. So ist es beispielsweise mit 
Hilfe einer geeigneten CRM-Software 
möglich, eine rechtskonforme Werbe-
einwilligung einzuholen und zu doku-
mentieren, um die Kommunikation in 
einem neuen vertrauensvollen Rah-
men fortzuführen. Zudem sind alle 
Informationen zum jeweiligen Kun-
den in einer zentralen Datenbank ab-
gespeichert. So weiß der Vertrieb bei-
spielsweise genau, welche Mailings 
ein Kunde bereits vom Marketing er-
halten hat oder was mit dem Kunden-
service im Rahmen einer Reklamation 
besprochen wurde. Durch diese Ver-
netzung der Informationen ist eine 
kundenorientierte und zielgerichtete 
Gestaltung aller Kunden-Touchpoints 
möglich. Eine CRM-Software, die ent-
sprechende DSGVO-Funktionalitäten 
vorhält, ermöglicht es außerdem, dass 
alle Daten zu einer Person per Knopf-
druck herausgegeben werden, falls es 
z. B. von einem Kunden im Rahmen der 
Betroffenenrechte der DSGVO ver-
langt wird. 

Petra Bond,

Presse@cobra.de,

www.cobra.de  

Unternehmens-News

Gimmi®   GmbH 

Carl-Zeiss-Str. 6 
Tel: +49 7461 96590 0
78532 Tuttlingen / Germany

www.gimmi.de

®



56

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Schokoladen-
Osterhasen,
gefüllte Ostereier,
Fondant-Produkte,  
Dragees, 
Bruchware 
und vieles mehr

FABRIKVERKAUF

Mo-Fr 10-18 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Dieselstraße 9 | 73265 Dettingen/Teck

www.rk-schoko.de

Direkt ab Werk!

Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH&Co. KG
	 www.authenrieth-kunststofftechnik.de
Arthur Uhl Kies- und  Schotterwerk 

GmbH & Co. KG
AUDAX-Keck GmbH  www.audax.de
Diener & Rapp Eloxalbetrieb GmbH&Co.KG
	 www.dienerrapp.de
Dittes Oberflächentechnik GmbH
	 www.dittes.net
Dold Holzwerke GmbH
	 www.dold-holzwerke.com
E. Esslinger GmbH&Co. KG
	 info@esslinger-entsorgung.de
Eugen Wied Industriebedarf
euroLighting GmbH
	 www.eurolighting-gmbh.eu
Friedrich Bühler GmbH & Co. KG
	 www.buehler-stahlbau.de
Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG
	 www.gebrueder-rueckert.de
Gehr GmbH   www.gehr.de
Geltz Umwelttechnologie GmbH
	 www.geltz.de
Genthner GmbH
	 www.genthner.com
Georg Vetter e.K.
	 www.vetter-huefingen.de
Gimmi GmbH
	 www.gimmi.de
Gottlieb Nestle GmbH
	 www.g-nestle.de
Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG
	 www.gruener-systemtechnik.de
HEB Hydraulik-Elemente GmbH
	 www.heb-zyl.com
HECO-Schrauben GmbH & Co. KG
	 g.hettich@heco-schrauben.de
Hermann Hauff GmbH & Co. KG
	 www.hauff.de
Herrenknecht AG
	 www.herrenknecht.com
Holz-Brüner GmbH
	 www.holz-bruener.de
Honold & Kirchner GmbH
	 www.honold-kirchner.de
IHB Industrie- und Hydraulikbedarf GmbH
	 erich.blank@ihb-illingen.com
Kammerer Gewindetechnik GmbH
	 www.kammerer-gewinde.de
Karawane Reisen GmbH & Co. KG
	 www.karawane.de
Kärcher CENTER Milkau
	 www.kaerchercenter-milkau.de
Karcoma-Armaturen GmbH
	 www.karcoma.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG
	 www.uhl-beton.de
KHS Bedachungen GmbH
	 www.khs-affalterbach.de
Kunststoff Christel GmbH Co. KG
	 www.kunststoff-christel.de
Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen 

GmbH & Co. KG  www.leuze-co.de
Lothar Bix GmbH
	 www.bix-lackierungen.de
MRS Electronic GmbH
	 www.mrs-electronic.de
perma-trade Wassertechnik gmbH
	 www.perma-trade.de
phg Peter Hengstler GmbH & Co. KG
	 joachim.hengstler@phg.de
PIT Production in Time Zerspantechnik 

u. Handels GmbH
	 www.productionsintime.com
Pro Metall GmbH
	 www.prometall.de
Rechswanwalt Franz X. Ritter
	 www.franz-ritter.de
Rübezahl Schokoladen GmbH
	 www.rk-schoko.de
SBS-Feintechnik GmbH und Co. KG
	 www.burger-gruppe.com/de
Schmieder GmbH
	 www.schmiedergmbh.de
Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH 

(schwepa)  www.schwepa.com
Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei
	 www.sixt-gmbh.de
SP Prototypen Stephan Pflugradt
	 www.sp-prototypen.de
Stefan Hertweck GmbH & Co. KG
	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de
Strasser GmbH
	 www.strasser-cnc-drehteile.de
Stuttgarter Möbeltransport GmbH & Co. 

KG Gebr. Reimold
	 www.reimold-umzug.com
Thomas Waidner GmbH
	 www.waidner-stanztechnik.de
vapic GmbH  www.vapic.de
Völkle Bürostühl GmbH
	 www.rovo.de
Walter Söhner GmbH & Co. KG
	 www.soehnergroup.com
Walter Zepf Schmierungstechnik
	 www.walter-zepf.de
Weber Haus GmbH & Co. KG
	 www.weberhaus.de
Weinmann Aach AG
	 www.weinmann-aach.de

phg Peter Hengstler 
GmbH + Co. KG
Telefon 0 74 20 / 89-0
www.phg.de

Verbindungstechnik:

Konfektionierte Kabel, umspritzte Kabel 
und Stecker, Gerätesteckverbinder und 
kundenspezi� sch entwickelte  Steckver-
bindersysteme

 Datentechnik: 
OEM-Systemkomponenten für die RFID-
Technik in der Sicherheits- und Identi� -
kationsbranche

Individualität nutzen
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MIT vor Ort / Marktplatz

ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 46Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon 
07144 / 8349-0 

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen 
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot 

KHS Bedachungen GmbH
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

www.strasser-cnc-drehteile.de

Strasser GmbH
Benzstrasse 4/1, 72649 Wolfschlugen

Telefon 0 70 22 - 58 01 
E-Mail mail@strasser-cnc-drehteile.de

Nimm‘s leicht, nimm‘s vom Wied …

Wellpappe ∙ Klebeband ∙ Putzlappen
Folie ∙ WC-Artikel ∙ Putzrollen 
Sicherheitsschuhe Atlas

EUGEN RICHARD WIED 
Bleichstr. 4 • 76227 Durlach Tel. 0721 4965-01 / Fax -02

 50 Ja
hr

e

MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach www.mit-bc.de

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald  

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen  

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall  

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Änderung der Gläubiger-Identifikationsnummer

Sehr geehrte Mitglieder,

wir informieren Sie hiermit, dass sich 2019 die Gläubiger-Identifikations-

nummer beim Einzug der Mitgliedsbeiträge ändert.

Die Mitgliedsbeiträge ziehen wir mit einer SEPA-Lastschrift  

mit Mandatsreferenz (Mitgliedsnummer) zu der 

Gläubiger-Identifikationsnummer 

DE43 ZZZ 0000 2018 250

zum 31. März jeden Jahres, beginnend mit dem 31.03.2019, ein. 

Fällt der Fälligkeitstag auf ein Wochenende/Feiertag verschiebt sich der 

Fälligkeitstag auf den 1. folgenden Bankarbeitstag.
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
Versammlungen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem 
Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos



BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de


